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ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft.
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2010, 2020 ...

„Grenz�berschreitungen? Gewiss, aber vor allen Integration“, lautet die
letzte Zeile des letzten Briefs, den Lord Ralf Dahrendorf am 8. Mai 2009 an
das WZB schrieb. Wie nahe doch Geburtstage und Abschiede liegen k�nnen:
Nach seiner Rede zum 40. Geburtstag des WZB und den vielen W�rdigungen
zum 80. Geburtstag von Lord Dahrendorf kam schon die Nachricht von sei-
nem Tod. Der Laudatio in den letzten Mitteilungen folgt in diesem Heft der
Nachruf von Jens Alber. Mit Trauer und großer Dankbarkeit.

Die Abschiedss�tze unseres Forschungsprofessors pr�gen dieses Heft: Inter-
nationalisierung ist immer auch Grenz�berschreitung, aber ohne die Integra-
tion von Systemen geht nichts. Dies gilt auch f�r die Wissenschafts- und In-
novationspolitik. Tim Flink und Ulrich Schreiterer berichten in diesem Heft
�ber neue Ans�tze der Wissenschaftsaußenpolitik. Hier zeigt sich: Frank-
reich, Großbritannien, die Schweiz und Deutschland spielen auf diesem Feld,
jeder f�r sich, gegen die Großen der Welt. Eine gemeinsame Stimme Europas
ist nicht in Sicht. Wie sehr die Integration, die gemeinsame Sache, aber auch
hier n�tig ist, zeigte Ralf Dahrendorf schon im Mai 1973 in einer bislang zu
wenig gew�rdigten Phase seiner vielen Leben. Als Kommissar legte er damals
der Kommission der Europ�ischen Gemeinschaften ein Papier vor mit dem Ti-
tel „Programme de travail dans le domaine de la recherche, de la science et de
l’�ducation“. Er schreibt: „Die Europ�ische Kommission muß und soll einen
Beitrag dazu leisten, die Grenzen des nationalen Denkens bei der Entwicklung
der Wissenschaft zu �berwinden und einen einzigen Raum der Europ�ischen
Wissenschaften gr�nden, in dem Kooperation und Wettbewerb einander auf
sinnvolle Weise komplementieren.“ Ein Element des Plans – darauf wies
Ernst-Ludwig Winnacker, Generalsekret�r des Europ�ischen Forschungsrats,
vor kurzem hin – war die Gr�ndung einer Europ�ischen Wissen-
schaftsstiftung (ESF) schon ein Jahr nach Dahrendorfs Progammpapier.

Wer weiß, wie lange die Diskussion �ber einen Europ�ischenWissenschaftsraum
ohne Dahrendorfs Initiative noch auf sich h�tte warten lassen. Gewiss aber w�-
ren wir heute noch weiter von seiner Vision entfernt, als wir es allemal sind.Mitt-
lerweile gibt es den Europ�ischen Forschungsrat und eine europ�ische For-
schungsf�rderung. Diese folgt nicht mehr dem Prinzip des juste retour, also einer
Quotierung der L�nderzuweisungen gem�ß der H�he der von den Mitglied-
staaten eingezahlten Betr�ge, sondern ausschließlich Kriterien wissenschaftlicher
G�te. Doch die EU-Mittel sind viel zu niedrig, um Europa zu einem effektiven
und starken internationalen Spieler werden zu lassen, um die Wissenschafts-
potenziale gerade in den neuen Mitgliedstaaten zu heben, um wirksame Anreize
zur Mobilit�t von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu geben, in-
stitutionelle H�rden abzubauen und die Angst vor demWettbewerb zu nehmen.

Die Lissabon-Agenda hat vor zehn Jahren das Ziel vorgegeben, Europa bis
2010 zum global wettbewerbsf�higsten, wissensbasierten Wirtschaftsraum zu
machen. Dieser gemeinsame Wirtschaftsraum m�sste durch den europ�ischen
Forschungsraum erg�nzt werden. Forschung und Wissenschaft gelten in der
Agenda als Voraussetzung f�r Innovation und wirtschaftlichen Wohlstand.
Diesem Credo widerspricht niemand. Doch das Jahr 2010 beginnt in vier Mo-
naten. Selbst die Hoffnung, die Lissabon-Ziele bis 2020 zu erreichen, er-
scheint nicht realistisch. Lord Dahrendorf fehlt auch hier.

Jutta Allmendinger
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St�rung der Demokratie
Der Europ�ische Gerichtshof engt den Spielraum der Regierungen ein

Martin H�pner

Viele B�rgerinnen und B�rger vertrauen den Verfassungsgerichten ihrer L�n-
der mehr als den Parteien, Parlamenten und Regierungen. Umfragen be-
st�tigen regelm�ßig diesen Vertrauensvorschuss. Auch die Europ�ische Union
(EU) verf�gt �ber ein Gericht, dessen Aufgaben mit denen nationaler Verfas-
sungsgerichte vergleichbar sind: den Europ�ischen Gerichtshof (EuGH) mit
Sitz in Luxemburg. Doch gerade das h�chste europ�ische Gericht sah sich in
den vergangenen Jahren zunehmender Kritik ausgesetzt. Mit seinen Urteilen
mische sich der EuGH immer mehr in die Angelegenheiten der Mitglied-
staaten ein und untergrabe damit den politischen Gestaltungsspielraum der
demokratisch legitimierten nationalen Regierungen, sagen die Kritiker.

Kritik am EuGH ist nicht nur in unterschiedlichen Mitgliedstaaten, sondern
auch quer durch die politischen Lager zu vernehmen. „Stoppt den EuGH!“,
forderte beispielsweise Roman Herzog, der ehemalige Pr�sident des Bundes-
verfassungsgerichts und Vorsitzender des ersten Europ�ischen Konvents, je-
nes Gremiums also, das die europ�ische Grundrechtecharta erarbeitete. Der
EuGH steuere geradewegs in einen Dauerkonflikt mit den Gewerkschaften,
warnte der DGB-Vorsitzende Michael Sommer. Was steckt hinter der Kritik?

In den vergangenen Jahren hat sich die Rechtsprechung des EuGH ver�ndert.
Immer �fter betreffen EuGH-Urteile Handlungsfelder, die eigentlich nicht in
den Kompetenzbereich der europ�ischen Institutionen fallen, sondern den
Mitgliedstaaten obliegen. So zum Beispiel das R�ffert-Urteil aus dem Jahr
2008: Der EuGH erkl�rte eine Bestimmung des nieders�chsischen Vergabege-
setzes f�r ung�ltig, die besagte, dass �ffentliche Auftr�ge nur an Firmen ver-
geben werden d�rfen, die ihren Besch�ftigten ein orts�bliches Entgelt aus-
zahlen. Im Laval-Urteil von 2007 erkl�rte der EuGH einen Arbeitskampf
schwedischer Gewerkschaften f�r illegal, mit dem ein lettischer Arbeitgeber,
der im Rahmen der Arbeitnehmerentsendung am Bau einer Schule beteiligt
war, zur Einhaltung des schwedischen Mindestlohns bewegt werden sollte.
Mit seinem Volkswagen-Urteil aus dem Jahr 2007 kippte der EuGH das nie-
ders�chsische Volkswagengesetz, das dem Bundesland eine Sperrminorit�t
auf der Hauptversammlung des Autoherstellers sicherte. Und mit dem Man-
gold-Urteil von 2005 verwarf der EuGH eine Regelung der deutschen Arbeits-
marktpolitik, die die Befristung von Arbeitsvertr�gen f�r �ltere Arbeitnehmer
erleichtert hatte. F�r alle Beispiele gilt, dass der europ�ischen Ebene in diesen
Politikbereichen Gestaltungskompetenzen fehlten. Denn das Arbeitsrecht,
das Streikrecht, das Aktienrecht und die Arbeitsmarktpolitik liegen im Kom-
petenzbereich der Mitgliedstaaten.

Wie kann es sein, dass das h�chste europ�ische Gericht mit seinen Urteilen
gleichwohl in solche Regelungsfelder eingreift? Die Antwort liegt in der Ge-
schichte der EuGH-Rechtsprechung. Mit Urteilen, die zum Teil schon Jahr-
zehnte zur�ckliegen, hat sich der EuGH Instrumente erarbeitet, die als „Ge-
neralkompetenzen“ in nationale Rechtsbest�nde hineinwirken. Bereits in den
1960er Jahren setzte der EuGH den Grundsatz des Vorrangs jeglichen euro-
p�ischen Rechts (Prim�rrecht und Richtlinienrecht) vor jeglichem nationalen
Recht (einschließlich Verfassungsrecht) durch. Hinzu kam die Rechtspre-
chung zur Direktwirkung des Europarechts und zur Drittwirkung auf Private.
Das bedeutet konkret: Die B�rgerinnen und B�rger k�nnen sich auf das Euro-
parecht berufen, um Rechte gegen�ber Gebietsk�rperschaften und gegen�ber
Privaten geltend zu machen, zum Beispiel Unternehmen und Verb�nden.

Insbesondere aber begann der EuGH in den 1970er Jahren, den europ�ischen
Grundfreiheiten – den Bestimmungen zur freien Bewegung von Arbeit, Kapi-
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Summary

European justice
favors the market

The European Court of Justice is
engaging more and more with poli-
tical matters that belong to the
member states’ competencies. “In-
tegration through law“ comple-
ments and displaces integration
through negotiated treaties and di-
rectives. This form of integration li-
mits member states’ room for ma-
noeuvring, without opening new
options for market-correcting poli-
cies at the European level in the
short and medium run. The out-
come is that democratically legiti-
mized governments forfeit certain
capacities to act. This is a sig-
nificant challenge to democratic
rule.



tal, Waren und Dienstleistungen – eine neue Bedeutung zuzusprechen. Ur-
spr�nglich besagten die Grundfreiheiten, dass ausl�ndische Anbieter auf hei-
mischen M�rkten nicht anders behandelt werden d�rfen als Inl�nder. Der
EuGH deutete diese Diskriminierungsverbote in Beschr�nkungsverbote um.
Demnach verletzen Beschr�nkungen des Binnenmarkts auch dann das euro-
p�ische Recht, wenn sie diskriminierungsfrei auf Inl�nder wie Ausl�nder an-
gewandt werden. Zun�chst lediglich auf den Warenverkehr zielend, weitete
das Gericht diese Rechtsprechung seit den 1970er und 1980er Jahren auch
auf die Arbeitnehmerfreiz�gigkeit, die Niederlassungsfreiheit, den freien Ka-
pitalverkehr und Dienstleistungen aus. Und schließlich sch�pfte der EuGH
europ�ische Grundrechte aus den gemeinsamen Verfassungstraditionen der
Mitgliedstaaten. Auch die so gewonnenen Grundrechte sind dazu geeignet,
nationale Rechtsbest�nde mit dem Verweis auf Verletzungen europ�ischen
Rechts außer Kraft zu setzen.

Den Vorrang und die Direktwirkung europ�ischen Rechts, die Drittwirkung
auf Private sowie richterrechtlich gesch�pfte Grundrechte gibt es demnach im
Prinzip schon lange. Neu ist jedoch die Art und Weise, wie diese Instrumente
in der europ�ischen Rechtsprechung angewendet werden. Sie werden zu-
nehmend zu Instrumenten der Transformation mitgliedstaatlicher Rechtsbe-
st�nde und dienen dazu, wie im Fall des Streikrechts, Grenzen der Aus�bung
von verfassungsrechtlich gesch�tzten Grundrechten zu definieren.

Die Konsequenz all dessen mag auf den ersten Blick verbl�ffen. Die Mit-
gliedstaaten, obgleich ja eigentlich die „Herren der Vertr�ge“, haben einen
Teil der Kontrolle �ber den Integrationsprozess eingeb�ßt. Neben die Integra-
tion durch Vertragsschl�sse und europ�ische Richtlinien hat sich eine „In-
tegration durch Recht“ geschoben, die mehr und mehr an Brisanz gewinnt.
Die Beobachter in den Rechtswissenschaften, der Politikwissenschaft und der
Soziologie sind sich �ber diesen Befund weitgehend einig. Umstritten ist aller-
dings, wie dieser Vorgang zu bewerten ist. Dabei lassen sich zwei Positionen
unterscheiden.

Die eine Position betont die Vorz�ge der „Integration durch Recht“. Aus gu-
ten Gr�nden h�tten sich die Mitgliedstaaten entschlossen, die Grundlagen f�r
einen – wie die Pr�ambel des Vertrags zur Gr�ndung der Europ�ischen Ge-
meinschaft (EGV) sagt – immer engeren Zusammenschluss der europ�ischen
V�lker zu schaffen. �ber die Notwendigkeit einer Vertiefung der euro-
p�ischen Integration herrscht Konsens. Trotzdem erweise sich die Politik oft
als unf�hig, die dringend erforderlichen Integrationsschritte zu gehen, be-
haupten die Vertreter dieser Position. Das liegt an der Blockadeanf�lligkeit
europ�ischer Politik. Denn jede Delegation einer neuen Kompetenz an die eu-
rop�ische Ebene erfordert eine Vertrags�nderung und setzt deshalb den ein-
stimmigen Beschluss aller Mitgliedstaaten voraus, eine Einstimmigkeit, die in
der Praxis nur schwer erreichbar ist. Mit solchen Blockaden sieht sich die „In-
tegration durch Recht“ nicht konfrontiert – und gerade darin besteht ihr Reiz.
Solange ein �berwiegender Konsens besteht, dass die Entstehung eines su-
pranationalen Rechts w�nschenswert ist, stellt die Landnahme europ�ischen
Rechts gegen�ber den Nationalstaaten somit kein Problem dar. Sie be-
schleunigt die Erreichung von Zielen, die an sich wenig kontrovers, aber auf
politischemWege blockiert sind.

Der Dreh- und Angelpunkt dieser Argumentation liegt in der Behandlung der
Vertiefungsschritte als quasi-technische, sachlich unkontroverse Angelegen-
heiten. Diese Interpretation mag ihre Berechtigung vor allem in den fr�hen
Phasen des europ�ischen Einigungsprozesses gehabt haben, zu Zeiten also, als
europ�ische Politik noch zwischenstaatliche Politik war und dar�ber hinaus
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit diente. Dank der Erfolge des euro-
p�ischen Einigungsprojekts aber ist Europapolitik mittlerweile zu einem Teil
der Innenpolitik geworden: etwa der Wirtschafts-, Arbeitsmarkt-, Sozial- und
Gesundheitspolitik, um nur einige Bereiche zu nennen. Die Ausgestaltung die-
ser Politikfelder aber ist kein quasi-technischer, unpolitischer und von der Sa-
che her unkontroverser Vorgang.
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Viel spricht also f�r eine zweite Position, die zu einer kritischeren Perspektive
auf die „Integration durch Recht“ neigt. Diese kritische Beurteilung r�hrt vor
allem daher, dass die Rechtsprechung des EuGH nicht „politisch neutral“ sein
kann. Bestimmte politische Ziele lassen sich mit ihr erreichen, andere hinge-
gen nicht. Die Beseitigung tats�chlicher oder vermeintlicher St�rungen des
Binnenmarkts wirkt marktschaffend, weil sich mittels extensiver Inter-
pretationen der Grundfreiheiten die Grenzen zwischen Markt und Staat zu
Gunsten des Markts verschieben lassen. Durch die Anwendung des Wettbe-
werbsrechts auf Sektoren �ffentlicher Daseinsvorsorge, f�r die es ur-
spr�nglich nicht gedacht war, werden Bereiche wie der �ffentliche Rundfunk,
das �ffentliche Bankenwesen oder auch der Krankenhaussektor Markt-
prinzipien unterworfen.

Die Durchsetzung europ�ischer Grunds�tze der Antidiskriminierung wirkt
marktbef�higend (wenn ihre tats�chliche Wirkung im Einzelfall auch h�chst
umstritten ist). Insbesondere beim Grundsatz der Lohngleichheit zwischen
den Geschlechtern, aber auch im Bereich der Altersdiskriminierung hat die
Ausdehnung des Wirkungskreises des europ�ischen Rechts gegen�ber mit-
gliedstaatlichem Recht Modernisierungen angestoßen, die ohne die europ�-
ische Integration nicht denkbar w�ren. In all diesen Bereichen schreitet die
„Integration durch Recht“ politisch weitgehend ungest�rt und dementspre-
chend friktionslos voran, in kleinen, oft kaum sichtbaren Schritten – aber be-
harrlich und dabei immer neue Felder f�r den Zugriff des europ�ischen
Rechts erschließend.

Im Gegensatz zu marktschaffender und marktbef�higender Politik jedoch
kann marktkorrigierende Politik auf europ�ischer Ebene nicht vom EuGH
durchgesetzt werden. Ein gesamteurop�isches Fl�chentarifvertragssystem
etwa, europ�ische Mitbestimmungsrechte oder gar ein europ�isches Sozial-
versicherungssystem k�nnten nur durch die Politik geschaffen werden – was
angesichts h�chst heterogener Interessenlagen der Mitgliedstaaten, unter-
schiedlicher Ausgestaltungen nationaler Arbeits- und Sozialverfassungen und
unterschiedlicher Wohlstandsniveaus mittelfristig nicht realistisch erscheint.
Die Folge ist: Eine ungebremst expansive EuGH-Rechtsprechung beg�nstigt
die Entstehung einer europ�ischen Marktgesellschaft, erg�nzt durch markt-
bef�higend wirkende europ�ische Antidiskriminierungsregeln. Markt-
korrigierende Regeln bleiben aber auf die mitgliedstaatliche Ebene be-
schr�nkt und laufen zunehmend Gefahr, vom europ�ischen Recht als St�-
rungen des freien Binnenmarkts verworfen zu werden.

Wenn aber die „Integration durch Recht“ genuin politischer Natur ist, be-
deutet das, dass wichtige Richtungsentscheidungen zur Arbeitsteilung zwi-
schen Staat und Markt dem Zugriff der politisch legitimierten Entscheidungs-
tr�ger entzogen werden. Die immer extensiver werdende Rechtsprechung des
EuGH m�ndet damit in ein Demokratieproblem. Die Gestaltungsfreiheit der
nationalen Politik wird empfindlich gest�rt, ohne dass – jedenfalls auf Grund-
lage des derzeitigen und mittelfristig absehbaren Stands der europ�ischen In-
tegration – realistische neue Gestaltungsfreiheiten auf europ�ischer Ebene er-
�ffnet w�rden. Dies ist der Hintergrund der kritischen Debatte, die seit eini-
gen Jahren �ber den Europ�ischen Gerichtshof gef�hrt wird – eine Debatte,
die den europ�ischen Integrationsprozess noch lange begleiten wird.

Literatur

Martin H�pner, „Warum betreibt der Europ�ische Gerichtshof Rechtsfortbildung? Die Politisie-
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Kurz gefasst

Der Europ�ische Gerichtshof greift
zunehmend in Rechtsbest�nde ein,
die eigentlich in den Zust�ndig-
keitsbereich der Mitgliedstaaten
fallen. Neben die politische Integra-
tion durch Vertragsschl�sse und
Richtlinien hat sich eine „Integra-
tion durch Recht“ geschoben, die
zunehmend an politischer Brisanz
gewinnt. Der Handlungsspielraum
auf nationaler Ebene wird einge-
schr�nkt, ohne dass auf kurze bis
mittlere Sicht neue Gestaltungs-
optionen marktkorrigierender Poli-
tik auf europ�ischer Ebene er�ffnet
w�rden. Die Folge ist ein Verlust an
Gestaltungskraft der demokratisch
legitimierten Entscheidungstr�ger,
kurz: eine empfindliche St�rung der
Demokratie.



Der Blick ins Ausland
B�rger vergleichen ihre Lage zunehmend mit der in anderen L�ndern

Ulrich Kohler

In ihrem Buch „Das kosmopolitische Europa“ bezichtigen Ulrich Beck und
Edgar Grande die soziologische Ungleichheitsforschung der Blindheit gegen-
�ber der europ�ischen Dimension der sozialen Ungleichheit. Soziologen w�r-
den immer die Unterschiede zwischen Menschen in einem Land betrachten
und dar�ber v�llig vergessen, dass die Unterschiede zwischen Menschen aus
verschiedenen L�ndern viel gr�ßer sind. Mit zunehmender Internationalisie-
rung w�rden sich die Menschen dieser Unterschiede bewusst werden, und in
der Folge w�rden Konflikte um die Verteilung von G�tern verst�rkt zwischen
Menschen aus verschiedenen L�ndern ausgetragen werden. H�chste Zeit
also, bei der Untersuchung sozialer Ungleichheit eine grenz�berschreitende
Perspektive einzunehmen.

Eindeutige Belege f�r die These von Beck und Grande, Menschen w�rden ihre
Lebensumst�nde verst�rkt mit denen in anderen L�ndern vergleichen, sind
bislang Mangelware. Dies liegt aber nur zum Teil am diagnostizierten blinden
Fleck der Soziologie. Autoren, die sich mit Tendenzen der Europ�isierung
oder Internationalisierung befassen, haben zudem meist das Handeln poli-
tischer Eliten im Blick und �bersehen dabei, was deren Handeln in den K�p-
fen der Menschen bewirkt. M�chte man anstelle der „Europ�isierung von
oben“ auch die Europ�isierung in den K�pfen der Menschen betrachten – die
„Europ�isierung von unten“ –, so stellt man bald fest, dass es gar nicht so ein-
fach ist, diese vermuteten Ver�nderungen auch empirisch messbar zu machen.

Neue Wege zur Untersuchung eines Themas ergeben sich in der Forschung oft
durch �berraschende Befunde zu einem anderen Thema. So auch in diesem
Fall. Erforscht wurde die Lebensqualit�t in europ�ischen Gesellschaften an-
hand von zwei Indikatoren, die dann aufeinander bezogen wurden: dem ver-
f�gbaren Einkommen und der subjektiven Lebenszufriedenheit in den f�nf
reichsten und den f�nf �rmsten L�ndern der EU. Verglichen werden dabei je-
weils das reichste und das �rmste Viertel der Bev�lkerung. In den �rmsten
L�ndern Europas hat das �rmste Viertel der Bev�lkerung ca. 128 Euro pro
Monat zur Verf�gung; die Reichsten haben dort sechsmal so viel. In den f�nf
reichsten L�ndern haben die �rmsten im Durchschnitt 750 Euro zur Verf�-
gung, das reichste Viertel etwa viermal so viel. Es erstaunt nicht, dass die
Reichsten zufriedener mit ihrem Leben sind als die �rmsten. Auf einer Skala
von 1 bis 10 stufen sich in den f�nf �rmsten EU-Staaten die Reichsten im
Durchschnitt auf 6,2 ein, die �rmsten auf 4,6. �hnliche subjektive Unter-
schiede zwischen Arm und Reich gibt es in den wohlhabendsten EU-Mit-
gliedstaaten (8,0 zu 7,3).

Dies w�re nicht allzu bemerkenswert, w�re da nicht noch ein dritter Befund,
der �berrascht: die Reichsten der armen L�nder sind unzufriedener als die
�rmsten der reichen L�nder, wie Abbildung 1 zeigt.

Der Befund ist �berraschend, weil er der „Theorie der relativen Deprivation“
zu widersprechen scheint, einer der am weitesten akzeptierten Theorien in
den Sozialwissenschaften. Die Wurzeln der Theorie der relativen Deprivation
gehen auf das Jahr 1949 zur�ck, und zwar einerseits auf ein Autorenteam um
den Soziologen Samuel Stouffer, andererseits auf den �konomen James Due-
senberry. Stouffer und seine Kollegen hatten in einer Untersuchung an Vete-
ranen des Zweiten Weltkrieges festgestellt, dass sich diese bei der Ein-
sch�tzung ihrer Situation weniger an den objektiven Gegebenheiten orientier-
ten als daran, ob es ihnen besser oder schlechter ging als den Kameraden ihrer
Einheit.
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Summary

Life satisfaction across borders

Grand social theories of globaliza-
tion suggest that people compare
their own living conditions with
those of citizens in other countries,
and that the outcome of this com-
parison affects people’s subjective
life satisfaction. Survey data from
Germany, Hungary and Turkey
clearly indicate that cross-border
comparisons do influence people’s
satisfaction. The more people feel
personally deprived, relative to
other countries, the less satisfied
they are with their lives. The most
prosperous people living in the
poorest countries in Europe are
even less happy with their situation
than the poorest people living in
the richest countries.



James Duesenberry hatte im selben Jahr die Hypothese des relativen Ein-
kommens entwickelt, nach der Konsum-Entscheidungen nicht allein vom ge-
genw�rtigen Einkommen abh�ngen, sondern auch von der relativen Stellung
dieses Einkommens in der gesellschaftlichen Einkommenspyramide. Seither
haben sich zahlreiche Autoren an Weiterentwicklungen der Ideen von Stouf-
fer bzw. Duesenberry versucht, darunter Robert Merton, Ray Hyman, Robert
Easterlin und die Nobelpreistr�ger Daniel Kahneman und Amos Tversky. Der
zentrale Kern der Theorie blieb dabei jedoch erhalten: Entscheidend ist nicht,
wie es den Menschen geht, sondern ob es ihnen besser geht als Anderen. Die
Implikationen dieser Kernannahme sind vielf�ltig. Unter anderem ergibt sich
hieraus, dass Menschen auch dann noch nach mehr Wohlstand streben, wenn
sie bereits ein hohes Maß an Wohlstand erreicht haben. Dies ist auch der
Grund, warum zum Beispiel Armut in der Europ�ischen Union und anderswo
als relative Armut definiert wird.

Eine der Implikationen der Theorie ist: Es sollte den Menschen egal sein, dass
ihr absolutes Wohlstandsniveau eher niedrig ist, solange sie in ihrer Gesell-
schaft relativ gut gestellt sind. Genau dies wurde mit dem oben dargestellten
Befund widerlegt. Ist also doch der absolut erreichte Lebensstandard ent-
scheidender als die relative Position innerhalb einer Gesellschaft? Ist die
Theorie der relativen Deprivation falsch?

Den entscheidenden Hinweis zur Beantwortung dieser Fragen liefern die ein-
gangs skizzierten soziologischen Großtheorien der Internationalisierung.
Wenn man darauf besteht, dass sich die Bed�rfnisse von Menschen daran aus-
richten, was ihre Mitmenschen erreicht haben, so ist die entscheidende Frage
doch, wer diese relevanten Anderen sind. Die Theorie der relativen Depriva-
tion selbst gibt darauf keine Antwort. In der Forschungspraxis wird diese
„Referenzgruppe“ meist aus Menschen der engeren Umgebung gebildet:
Freunde, Nachbarn, Kollegen – oder aus „�hnlichen“ Menschen: gleiche
Hautfarbe, Schicht, Geschlecht. Aber egal wie, letztlich sind es immer die ei-
genen Landsleute. Hier kommt die Globalisierungstheorie ins Spiel. Wenn sie
Recht beh�lt, d�rften sich die Referenzgruppen heute nicht mehr nur aus
Landsleuten zusammensetzen, sondern zunehmend auch aus Menschen an-
derer L�nder. Das w�rde auch das angesprochene Beispiel erkl�ren helfen,
dass die Reichen in armen L�ndern nicht zufriedener sind als die Armen aus
reichen L�ndern: weil sie n�mlich im Vergleich zu einer internationalen Refe-
renzgruppe eine �hnliche Position einnehmen.

Erkl�rungen, die zu einem bereits bestehenden Befund entwickelt werden,
sind jedoch wertlos, wenn sie nicht durch eine weitere unabh�ngige Unter-
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Kurz gefasst

Soziologische Großtheorien der
Globalisierung legen nahe, dass die
Lebensbedingungen in anderen
L�ndern f�r Menschen zunehmend
an Bedeutung gewinnen. Umfrage-
daten aus Deutschland, Ungarn
und der T�rkei zeigen in der Tat,
dass Vergleiche mit anderen L�n-
dern f�r die Lebenszufriedenheit
der Menschen wichtig sind. Je
mehr man glaubt, schlechter als die
B�rger anderer L�nder dazustehen,
desto unzufriedener ist man mit
seinem Leben. Die Wohlhabend-
sten in den �rmsten L�ndern Euro-
pas sind unzufriedener mit ihrer Le-
benssituation als die �rmsten in
den reichsten L�ndern.



suchung gest�tzt werden. Daher galt es zu pr�fen, ob Menschen bei der Beur-
teilung ihrer eigenen Lebensbedingungen die Lebensbedingungen in anderen
L�ndern ins Kalk�l ziehen. F�ndig wurden wir dabei in der von Wolfgang
Zapf am WZB entwickelten Euromodul-Umfrage, die zwischen 1999 und
2002 in mehreren L�ndern ins Feld ging. Unter anderem wurde danach ge-
fragt, wie die Menschen ihre eigenen Lebensbedingungen und die Lebens-
bedingungen in mehreren anderen L�ndern einsch�tzen. Da beide Fragen mit
der gleichen Skala abgefragt wurden, lassen sich die Werte direkt miteinander
vergleichen. Die Differenz der beiden Skalen ist eine Maßzahl daf�r, ob die
Befragten ihre eigenen Lebensbedingungen schlechter, gleich oder besser ein-
sch�tzen als die Lebensbedingungen in anderen L�ndern. Diejenigen, die
glauben, dass es den Menschen in einem anderen Land besser geht als ihnen
selbst, sollten gem�ß der Globalisierungstheorie eher unzufrieden sein, w�h-
rend diejenigen, die glauben, dass es ihnen selbst besser geht, eher zufrieden
sein m�ssten.

Spielen die Lebensbedingungen in anderen L�ndern dagegen keine Rolle, so
d�rfte sich kein derartiger Zusammenhang einstellen. Die empirische Unter-
suchung dieser Implikationen mit Daten aus der T�rkei, Ungarn und Deutsch-
land ergab eine deutliche Best�tigung der Aussagen der Globalisierungs-
theorie (Abbildung 2).

Der internationale Blick beeinflusst die Zufriedenheit

Zur Erl�uterung der Abbildung: Gezeigt werden Koeffizienten einer linearen
Regression. Werte �ber Null bedeuten, dass die Menschen umso zufriedener
mit ihrem Leben sind, desto besser sie ihre eigenen Lebensbedingungen im
Vergleich zur jeweiligen Referenzgruppe einsch�tzen. Je h�her der Wert,
desto st�rker der Zusammenhang. Als Referenzgruppen wurden die entlang
der horizontalen Achse abgetragenen L�nder wie Spanien, Polen oder Ungarn
verwendet sowie (zum Vergleich) zwei Referenzgruppen aus dem eigenen
Land. Die Schattierung gibt die Unsicherheitsmarge der ermittelten Werte
wieder.

Die wichtigste Nachricht der Abbildung ist, dass alle Werte der internationa-
len Vergleichgruppen deutlich �ber Null liegen. T�rken, Ungarn, Deutsche
sind zufriedener, wenn sie glauben, dass es ihnen besser geht als den B�rgern
in anderen L�ndern – und zwar weitgehend unabh�ngig davon, welches Land
als Vergleichsland betrachtet wird. Dabei sind die Zusammenh�nge nicht
schw�cher als bei den zum Vergleich eingezeichneten nationalen Referenz-
gruppen. Wir stellen �berdies fest, dass die Bedeutung internationaler Refe-
renzgruppen im vergleichsweise wohlhabenden Westdeutschland tendenziell
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etwas schw�cher ausgepr�gt ist als in der T�rkei, Ungarn und Ostdeutsch-
land. Dazu passt ein zweiter Befund, der hier nur angedeutet werden kann:
Die Menschen sind unzufriedener, wenn sie sehen, dass es anderswo besser
l�uft, aber sie sind nicht viel zufriedener, wenn sie sehen, dass es anderswo
schlechter l�uft. Relative Deprivation ist in diesem Sinne asymmetrisch.

Das Fazit lautet: Die Lebensbedingungen in anderen L�ndern sind heute mit-
entscheidend daf�r, wie Menschen ihre eigenen Lebensbedingungen ein-
sch�tzen. M�glicherweise ist dies ein Indiz f�r die von Autoren wie Beck und
Grande beschriebene Internationalisierung. Allerdings scheint da Vorsicht ge-
boten. Denn wir wissen nicht, ob die Referenzgruppen heute internationaler
sind als noch vor zehn Jahren. Und wir k�nnen nicht sagen, ob sich die Be-
fragten mit L�ndern in der ganzen EU verglichen oder es f�r sie auch noch an-
dere Referenzgruppen in einem anderen Teil Europas oder in den USA gab,
die aber nicht abgefragt wurden. Antworten auf diese Fragen k�nnte eine
noch breitere, international vergleichende Forschung bieten.
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Neuerscheinungen

Aus der WZB-Forschung

John Keane

The Life and Death of Democracy

London/New York: Simon & Schuster 2009

ISBN 978-0-74323-192-3

958 Seiten, £ 30.00

John Keane, Demokratieforscher an der University of
Westminster und am WZB, bietet einen systemati-
schen �berblick �ber die Demokratie in ihren histori-
schen Entwicklungsphasen. Der Autor verfolgt durch
die Jahrtausende und unter Einbeziehung aller Konti-
nente die zentralen Elemente der Volksherrschaft:
Ideale, Institutionen, Regeln, aber auch andere Merk-
male eines freiheitlichen Gemeinwohls, wie unab-
h�ngige Justiz und verbriefte Grundrechte. Die ersten
Spuren demokratischer Willensbildung findet er in der
Zeit lange vor der athenischen Demokratie, die bisher
als die Wiege der direkten „Versammlungsdemokra-

tie“ galt. Seit der fr�hen Neuzeit verbreiteten sich
Ideen, die eine Mitgestaltung des Staates durch B�r-
ger �ber die lokale Ebene hinaus erm�glichten; es war
der Beginn der Phase, die der Autor unter dem Begriff
„Repr�sentative Demokratie“ analysiert. Nach der
großen Krise des 20. Jahrhunderts, als es nur noch ein
Dutzend Demokratien in der Welt gab, begann die
Phase der Erneuerung und das, was Keane „monitory
democracy“ nennt: Demokratien mit vielen M�glich-
keiten, sich zu informieren, Entscheidungen zu kon-
trollieren und politische Akteure zur Rechenschaft zu
ziehen und zu beeinflussen.

Sebastian Botzem, Jeanette Hofmann, Sigrid Quack,
Gunnar Folke Schuppert, Holger Straßheim (Hg.)

Governance als Prozess
Koordinationsformen im Wandel
Schriften zur Governance-Forschung, Bd. 16

Baden-Baden: Nomos Verlagsgesellschaft 2009

ISBN 978-3-8329-4147-5

688 Seiten, E 69,00

Der wissenschaftliche Mehrwert des Governance-Kon-
zepts erweist sich vor allem bei der Erforschung von
Prozessen. In diesem Band wird ein breites Spektrum
von Transformations-, Aufl�sungs-, Pluralisierungs-
und Neusch�pfungsprozessen sozialer Institutionen
analysiert. Die meisten der Autoren geh�ren zur Quer-
schnittsgruppe „Neue Formen von Governance“ am
WZB. In vier Abschnitten widmen sie sich unterschied-
lichen Dimensionen der Fragestellung. Im ersten Teil
�ber „Macht und Herrschaft“ geht es zum Beispiel um
den deutschen Arbeitsmarkt, Legitimit�t in der demo-
kratischen Zivilgesellschaft, transnationale Norm-

setzung und Gender-Aspekte in Governance-Fragen.
Bildungspolitik, Mitbestimmung und Corporate Gover-
nance werden unter der �berschrift „Staat und
Markt“ behandelt. Wissen in Wandlungsprozessen
stellt die dritte Dimension dar. Themen sind Beratung
des Staates, das Wissenschaftssystem und der Zusam-
menhang von Wissen und Vertrauen in Governance
�ber sektorale Grenzen hinweg. Schließlich werden im
Abschnitt „Regieren und Recht“ unter anderem Fra-
gen transnationaler Rechtsnormen er�rtert.



Experten ohne Kontrolle
Die Grenzen globaler Selbstregulierung der Rechnungslegung

Sebastian Botzem

Die Diskussion �ber die globale Finanz- und Wirtschaftskrise wird von der
Einsicht beherrscht, dass es an grenz�berschreitender Aufsicht und Regulie-
rung f�r Finanzprodukte und die handelnden Akteure mangelt. Diese Er-
kenntnis ist richtig und falsch zugleich. In der Tat haben die vielf�ltigen Inno-
vationen bei Finanzmarktprodukten, die Zinspolitik der Notenbaken und
eine Liberalisierung des Kapitalverkehrs große Regelungsl�cken entstehen
lassen, die vielfach ausgenutzt werden. Und dennoch l�sst sich die Krise nicht
nur auf mangelnde internationale Regulierung zur�ckf�hren. Die Krise mit-
verursacht haben auch Regeln, die seit einigen Jahren jenseits nationalstaat-
licher Grenzen gemacht werden. Das Beispiel der internationalen Rechnungs-
legungsstandards zeigt, dass auch bereits bestehende grenz�berschreitende
Regeln zur aktuellen Finanzkrise gef�hrt haben. Es lohnt sich ein genauerer
Blick auf die Standards der Rechnungslegung sowie das Institutionengef�ge,
in dem sie entstehen. Dabei zeigt sich, dass Experten weitgehend unabh�ngig
agieren k�nnen und Regeln geschaffen haben, die vor allem an den Informa-
tionsbed�rfnissen von Kapitalmarktakteuren ausgerichtet sind.

Rechnungslegungsstandards bestimmen, wie Unternehmen ihre Jahres-
abschl�sse verfassen und welche Informationen diese enthalten m�ssen. Es
gibt eine Reihe von Adressaten, f�r die Unternehmensbilanzen wichtig sind:
Besch�ftigte vergewissern sich �ber den Zustand ihres Arbeitgebers, Gl�u-
biger sch�tzen die Bonit�t ihrer Kreditnehmer ein, Steuer- und Aufsichts-
beh�rden erfassen die Steuerschuld und pr�fen die Gesetzm�ßigkeit der Un-
ternehmensbilanzen. Und nicht zuletzt erwarten Analysten und Investoren In-
formationen f�r eine gewinnbringende, oft international ausgerichtete
Strategie der Kapitalanlage. Diese – zum Teil gegens�tzlichen – Bed�rfnisse
bestimmten die Regeln der Rechnungslegung auf nationaler Ebene.

Im Zuge grenz�berschreitender wirtschaftlicher Aktivit�ten entwickelte sich
das Bed�rfnis nach vergleichbaren Informationen �ber den Zustand und die
Leistungsf�higkeit von Unternehmen. Die internationalen Rechnungslegungs-
standards (International Accounting Standards, IAS) sind das heute dominie-
rende Regelwerk f�r die grenz�berschreitende Unternehmensbilanzierung.
Ihre Entstehung erfolgt unter der �gide des International Accounting Stan-
dards Board (IASB), einer privaten internationalen Organisation der Stan-
dardsetzung. Ihre Orientierung an angloamerikanischen Vorstellungen priva-
ter Selbstregulierung und die langfristige Kooperation mit privatwirtschaft-
lichen Unternehmen haben dazu beigetragen, dass sich das IASB im
Wettbewerb gegen zwischenstaatliche Initiativen zur Harmonisierung der Un-
ternehmensrechnungslegung durchsetzen konnte.

Das IASB wurde 1973 als Zusammenschluss nationaler Berufsverb�nde der
Wirtschaftspr�fer gegr�ndet. Der Kern der damals kleinen Organisation be-
stand vornehmlich aus Wirtschaftspr�fern, die in international agierenden
Pr�fungsunternehmen besch�ftigt waren. Schon in der Zeit nach dem Ersten
Weltkrieg er�ffneten einzelne Wirtschaftspr�fungsunternehmen Nieder-
lassungen im Ausland oder schlossen sich zu grenz�berschreitenden Ko-
operationen zusammen. Die Herausforderungen der internationalen Ver-
gleichbarkeit von Unternehmensinformationen pr�gten die Praktiker, die das
IASB gr�ndeten. Im Gegensatz zu Harmonisierungsvorhaben im Zuge der eu-
rop�ischen Binnenmarktschaffung oder Regulierungsversuchen der Vereinten
Nationen war das IASB von Anfang an durch verbandlich organisierte Wirt-
schaftspr�fer dominiert, die in der Regel zugleich bei großen Pr�fungsunter-
nehmen besch�ftigt waren. Auch wenn in den ersten Jahren noch alle oben ge-
nannten Adressatenkreise angesprochen wurden, arbeitete das IASB konse-
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Summary

The limits of self-regulation

The global financial crisis points to
the complexity and difficulties of
cross-border regulation. The case
of international accounting stan-
dardization shows the merits of pri-
vate self-regulation, namely the de-
velopment of a long-lasting in-
stitutional arrangement producing
de-facto binding rules for interna-
tional financial markets. The draw-
back of this private transnational
regime, however, is a set of rules
catering exclusively to the infor-
mation needs of capital market ac-
tors. Standard-setting is charac-
terized by ambiguous consultation
procedures and dominated by glo-
bal auditing firms and some se-
lected international organizations.



quent daran, die IAS sukzessive auf die Informationsbed�rfnisse von Finanz-
marktakteuren zuzuschneiden.

Die internationalen Standards der Rechnungslegung werden vom IASB seit
1975 ver�ffentlicht, haben ihren Charakter in den zur�ckliegenden Jahren
aber stark ver�ndert. Besonders markant ist das Zur�ckdr�ngen der ur-
spr�nglichen Koexistenz divergierender Prinzipien. Diese Vielfalt ging auf die
unterschiedlichen nationalen Prinzipien und Regeln der Rechnungslegung zu-
r�ck, die anfangs alle in den IAS Ber�cksichtigung fanden. Schon bald stan-
den die unpr�zisen Regeln einer tats�chlichen Angleichung der Bilanzen ent-
gegen, so dass die bestehenden Standards seit 1987 wiederholt �berarbeitet
wurden. Neue Regeln wurden von Anfang an st�rker auf die Informations-
bed�rfnisse von Kapitalmarktakteuren zugeschnitten. Zu den zur�ck-
gedr�ngten Regeln geh�ren auch die dem Vorsichtsprinzip folgenden Normen
des deutschen Handelsgesetzbuchs. Sie gelten zwar weiterhin f�r Unter-
nehmen, die in Deutschland ihre Steuerbilanz erstellen. Die Informations-
pflichten f�r Aktiengesellschaften werden dagegen durch eine EU-Richtlinie
geregelt, die seit 2005 die Anwendung internationaler Standards europaweit
f�r alle b�rsennotierten Kapitalgesellschaften vorschreibt.

Zentraler Baustein der Kapitalmarktorientierung ist das Prinzip des „bei-
zulegenden Zeitwerts“ (fair value accounting). Bis zum Ausbruch der Finanz-
krise wurde unterstellt, der beizulegende Zeitwert entspreche dem Wert, den
gut informierte Gesch�ftspartner f�r eine Transaktion zu zahlen bereit w�ren.
Es handelt sich entweder um tats�chliche Marktpreise (mark-to-market), die
durch den Verkauf von vergleichbaren Produkten ermittelt werden, oder um
hypothetische Werte, die auf der Basis �konometrischer Modellierung zu-
stande kommen (mark-to-model).

Die Ermittlung von fair value ist mitunter sehr anspruchsvoll, tr�gt aber in
Zeiten wirtschaftlichen Wachstums zu einem verbesserten Unternehmenser-
gebnis bei. Der Grund daf�r liegt in einer prozyklischen Wirkung des bei-
zulegenden Zeitwerts, der sich vor allem bei der Bilanzierung von Finanzins-
trumenten niederschl�gt, zu denen beispielsweise auch verbriefte Hypo-
thekenkredite geh�ren: Der steigende Wert von Finanzinstrumenten tr�gt zu
einem verbesserten Unternehmensergebnis bei und l�sst die Aktienkurse stei-
gen. Dies wiederum erleichtert die Kreditaufnahme und wird in der Regel mit
einer h�heren Bonit�t bewertet. Die Aktienkurse werden zugleich durch Ma-
nager-Boni und steigende Dividendenzahlungen befeuert.

Bis zum Platzen der Hypothekenblase in den USA hat daran kaum jemand
Anstoß genommen. Nun wirkt die prozyklische Dynamik aber auch im Ab-
schwung: Kurse sinken, das Einkommen geht zur�ck, Kredite werden knap-
per, Wertberichtigungen, die weitere Kursverluste bedeuten, erfolgen. Aus
den sich vermeintlich selbst verst�rkenden Segnungen wird ein Teufelskreis,
der durch die internationalen Rechnungslegungsstandards und insbesondere
ihre Fair-value-Orientierung mitverursacht wird.

Diese Zuspitzung von IAS auf die Informationsbed�rfnisse von Kapitalmarkt-
akteuren erfolgte in den 1990er Jahren und dauert bis heute an. Parallel dazu
wurde auch die Organisationsstruktur des IASB ver�ndert. Die anf�nglich f�-
deral verfasste Struktur, deren Kern Delegierte nationaler Wirtschafts-
pr�fungsverb�nde ausmachten, wurde zugunsten eines kleinen Kreises von
Experten aufgegeben. Das IASB orientiert sich seit 2001 am Vorbild der USA.
Auch dort obliegt die Standardsetzung ausgew�hlten Experten der Rech-
nungslegung, die keiner formalen Rechenschaft gegen�ber �ffentlichen In-
stitutionen unterliegen. Die 14 hauptamtlichen Standardsetzer des IASB sind
lediglich gegen�ber einer Stiftung verantwortlich, deren Treuh�nderkreis aus
renommierten Individuen der internationalen Finanzwelt besteht, die aber al-
lesamt der Idee der Selbstregulierung positiv gegen�berstehen.

Die einzige Vorgabe, die die Satzung f�r die Rekrutierung der IASB-Mit-
glieder vorgibt, ist „technische Expertise“, die aber nicht genauer spezifiziert
wird. Der kleine Expertenzirkel st�tzt sich bei seiner Arbeit auf ein Konsulta-
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tionsverfahren, an dem sich die interessierte �ffentlichkeit durch schriftliche
Stellungnahmen beteiligen kann. Formal wird das IASB damit zwar all-
gemeinen Erfordernissen von Transparenz und Beteiligung gerecht. Tats�ch-
lich handelt es sich aber um ein hochgradig formalisiertes Verfahren, das we-
nig Aufschluss �ber die Hintergr�nde der getroffenen Entscheidungen gibt.
Obwohl die Dokumente zug�nglich sind und das IASB �ffentlich tagt, bleibt
weitgehend unklar, wie die Standardsetzer zu ihren Ergebnissen kommen. Die
Konsultationsverfahren des IASB dienen vor allem dazu, neue Sachargumente
an die Mitglieder des IASB heranzutragen. In der Praxis wird ihre Unab-
h�ngigkeit durch Konsultationen – auch wenn diese g�ngigen Transparenzer-
wartungen zu entsprechen scheinen – weder kontrolliert noch eingeschr�nkt.

Die einseitige Dominanz technischer Expertise zeigt sich vor allem anhand
der maßgeblich an der Standardsetzung beteiligten Personen und Organisa-
tionen. Eine genauere Untersuchung des 14-k�pfigen Entscheidungsgremiums
verdeutlicht die �bermacht von Individuen mit angloamerikanischer Pr�-
gung. Die �berwiegende Mehrheit hat ihre Ausbildung in englischsprachigen
L�ndern absolviert und ihre Berufserfahrung in diesem Kulturkreis ge-
sammelt. Von besonderer Bedeutung war zudem die T�tigkeit bei einer der
großen Wirtschaftspr�fungsgesellschaften, die zwischenzeitlich ein Oligopol
von vier Unternehmen geschaffen haben. Zu den Big Four geh�ren Pricewa-
terhouseCoopers, Deloitte Touche Tohmatsu, Ernst & Young und KPMG. Sie
teilen sich den weltweiten Pr�fungsmarkt großer b�rsennotierter Gesell-
schaften untereinander auf.

Der Blick auf die Besetzung weiterer Beratungs- und Aufsichtsgremien des
IASB zeigt dar�ber hinaus zweierlei: Zum einen wird das Institutionengef�ge
der Standardsetzung von Unternehmen der Wirtschaftspr�fung beherrscht,
die sich den Einfluss mit wenigen Investmentbanken und ausgew�hlten zwi-
schenstaatlichen Organisationen sowie der EU-Kommission teilen. Zum an-
deren f�llt ins Auge, dass die Nutzer von Finanzinformationen (Analysten, in-
stitutionelle Anleger und Investoren) nur schwach vertreten sind.

Angesichts der immer wieder hervorgehobenen Ausrichtung auf die Informa-
tionsbed�rfnisse gerade dieser Gruppe erstaunt das Ergebnis. Vereinzelt wird
die Abwesenheit von Bilanznutzern auf deren Desinteresse und die kompli-
zierte Materie zur�ckgef�hrt. Hinzu kommt allerdings, dass die Experten mit
ihrem spezifischen Wissen die Standardsetzung dominieren: „Technische Ex-
pertise“ zeigt sich vor allem in anspruchsvollen, abstrakten Diskussionen, die
großes Detailwissen voraussetzen. Dies erschwert eine Beteiligung der interes-
sierten �ffentlichkeit und verengt den Kreis derjenigen, die �ber ausreichend
Sachverstand verf�gen, um Rechenschaft einfordern zu k�nnen.

Abgesichert durch ein Institutionengef�ge, dessen Kern die unkontrollierte
Selbstregulierung ausgew�hlter Experten ist, und flankiert durch Konsulta-
tionsverfahren, die wenig Einfluss erm�glichen, sind internationale Rech-
nungslegungsstandards entstanden, die einseitig die Informationsbed�rfnisse
von Kapitalmarktakteuren bedienen. Selbstregulierung mag daher aus Sicht
der Beteiligten die effektivste Art der Regelsetzung sein.

Die globale Finanzkrise zeigt aber die Fragw�rdigkeit von Regeln, die jenseits
�ffentlicher Rechenschaft entstehen: Die prozyklische Wirkung von IAS
kommt im Aufschwung Managern, Beratungsgesellschaften und Kapital-
anlegern zugute. Im Abschwung werden die Bilanzregeln ver�ndert, um Spiel-
r�ume f�r Unternehmen zu erh�hen. Und zur Rettung vieler Banken springt
der Staat ein, um einen Teil der aufgelaufenen Verluste zu �bernehmen. Die
gegenw�rtige Finanzkrise ist damit zugleich eine Krise der privaten interna-
tionalen Selbstregulierung. Politische Antworten auf die globale Finanz- und
Wirtschaftskrise sind daher nicht nur in den Bereichen zu suchen, in denen es
bisher keine einheitlichen Regeln gab. Auch dort, wo bereits internationale
Standards vorhanden sind, gilt es private Selbstregulierung zu hinterfragen
und st�rker zu kontrollieren.
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Diffusing innovations and risks
Why the financial crisis spread to Europe

Sigurt Vitols

The observation that financial markets are global has become a platitude. Ne-
vertheless, upon closer examination, it is not obvious why problems in the US
subprime mortgage market necessarily mean that Europe should also suffer a
major banking crisis. Although some European banks ran into trouble be-
cause they bought substantial amounts of US securitized subprime debt, this
factor alone cannot explain the depth of the crisis here. Furthermore, the wi-
dely-discussed structural weakness of national financial regulatory systems in
an international market also only has limited explanatory power. Financial
statistics on the largest European banks show great diversity – whereas some
have suffered losses many times their own capital, others even made profits in
2008.

The strong correlation between the adoption of financial innovations from
the US and these financial losses indicates that organizational variables play
an important role in explaining the diffusion of the crisis. Why European
banks as organizations have adopted the US model of banking – and the risks
associated with it – are an important part of the story of why the US financial
crisis spread to Europe.

US bankers joke that, in the old days, success in banking used to be based on
following the “3-6-3” rule – i. e. taking in deposits from local customers at a 3
percent interest rate, charging a 6 percent rate on business and home loans,
and being on the golf course by 3 pm. Under this type of business model, un-
derstanding bank balance sheets also used to be simple, since most liabilities
were accounted for by customer deposits and most assets by customer loans.
Starting in the 1980s, however, under the influence of deregulation and inno-
vation, this model has been dramatically transformed, particularly among the
largest US banks.

Changes of the US commercial banking model

One innovation is a shift from an “originate to hold” to an “originate to dis-
tribute” model, under which banks make loans with the intention of reselling
them to other investors rather than holding them to maturity. In the US, the
first securitization of consumer loans occurred in 1985 and of credit card re-
ceivables in 1987. US Federal Reserve Board statistics show that by 2008 the
amount of loans as a percentage of assets at the ten largest US banks de-
creased to 51 percent.

A second development is the increasing involvement of banks as short-term
traders of all types of financial products, involving the development of large
departments specialized in trading activities. The percent of assets held for
trading by the largest ten banks in the US increased from about 4 percent in
the mid-1980s to 12 percent of the assets currently.

A third innovation is the involvement of banks in more complex financial
products. In particular the amount of derivatives held by US banks has ex-
ploded over the past decade and a half, from a notional amount of less than
$ 100 billion in 1994 (when reporting requirements on the value of deriva-
tives were imposed on banks) to more than $ 8 trillion at the end of 2008. A
fourth development is the increasing use of funding sources other than “core
deposits” from the traditional customer base, including the wholesale com-
mercial paper market, loans from other banks, and repurchase agreements on
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Kurz gefasst

Europa und die Finanzkrise

Warum griff die internationale Fi-
nanzkrise so schnell auf Europa
�ber? Ein wichtiger Grund ist die
�bernahme einer Reihe neuartiger
amerikanischer Finanzprodukte.
Diese neu eingef�hrten Produkte
bringen zwar hohe Gewinne in Zei-
ten guter Konjunktur, bergen aber
hohe Risiken in schlechteren Pha-
sen. Die Erfahrungen dieser Krise
belegen, dass nicht nur Struk-
turfragen beantwortet werden
m�ssen, sondern auch aus organi-
sationswissenschaftlicher Per-
spektive die Verbreitung in-
novativer Produkte erforscht wer-
den muss.



securities. These so-called “managed liabilities” are now almost as important
as core deposits, now accounting for 41 percent of the funding for US banks.

Overall the income accounted for by the expansion of these new activities has
increased to about half of total bank income – in other words, it has become
roughly as important for US banks as traditional interest-based income from
the difference between interest earned on loans and interest paid on deposits.

And the European banks? Why they were so fascinated by the new options US
banking model? For many of them, the US model offered the promise of hig-
her profitability. In 2002, for example, US banks enjoyed a return on equity
of over 14 percent, versus less than 9 percent for banks in the European
Union. In particular banks wanting to expand very rapidly were enamored of
the US model: new financial products and services such as securitization and
derivatives promised a higher growth rate than traditional products.
Similarly, wholesale financial markets in commercial paper and bonds offered
a more rapid way to raise finance than chasing customer deposits away from
other banks. The extent to which this model has diffused has varied greatly
across banks. One good indicator of the adoption of this model is the percen-
tage of income derived from interest (versus other sources of income such as
trading profits, fees and commissions, etc.). In Germany, among the so-called
big 3 banks, this model has been adopted to the greatest extent by the Deut-
sche Bank. Interest income has dropped from almost 80 percent of income in
the early 1990s to around 10 percent currently. Commerzbank adopted this
model to a certain extent up until the bubble year of 2000, but thereafter has
returned to almost the same level of reliance on interest revenue as in the mid
1990s. Dresdner Bank was somewhere in between these other two extremes.

Similarly, an examination of the ten largest European banks listed on stock
markets shows that this experience can be generalized across Europe. The US
model has been adopted by many banks, but the degree of adoption varies
dramatically across banks. In all cases customer deposits as a source of fun-
ding come to less than half of bank assets. However, the relative importance
of customer deposits ranges from a high of 44 percent of assets (HSBC and
Banco Bilbao) to 18 percent (Deutsche Bank). Similarly, all banks have si-
gnificant activities as buyers and sellers of derivatives. However, the relative
importance of derivatives as a balance sheet item varies from a low of 8 per-
cent of assets (Banco Bilbao) to 54 percent (Deutsche Bank).
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Why did the financial crisis spread from the US to Europe? One piece of evi-
dence that the new US banking model had something to do with this is pro-
vided for by the strong correlation between the extent of adoption of this mo-
del and the amount of losses suffered in 2008. This model is based on a num-
ber of practices, each of which offers banks opportunities for growth and
profit, but which also expose banks to substantial risks once economic condi-
tions and investor sentiment switch. Commercial paper deposits on the who-
lesale markets offer flexibility and the opportunity to rapidly expand a bank’s
funding base. However, when risk aversion increases the commercial paper
market can dry up quickly and banks heavily dependent upon this market can
run into liquidity problems. Banks using the “originate to distribute” model
may provide credit with a risk profile unsuitable for banks to hold in the long
run. But when institutional investors are unwilling or unable to buy up these
loans, the originating banks are left holding substantial (and often risky)
debt. Finally, involvement in the buying and selling of derivative products
may offer entry into a rapidly-growing market. However, the previous two
years have clearly shown the risk involved with holding such products.

Variations of risks and losses

The modalities of the risks taken and the way the crisis played out varied
from bank to bank. For the Deutsche Bank the largest part of the loss suffered
in 2008 was attributed to trading and derivatives (EUR 33 billion in 2008).
For HSBC the biggest impact was in the loan and other credit impairment
provision of $ 25 billion. For the four Icelandic banks that briefly made it into
the league of the top 100 European banks, the crisis for the trigger was the in-
stability of funding sources (wholesale deposits as well as retail deposits at-
tracted from other countries through internet banking).

The table above shows that in 2008 none of the top 10 European banks made
substantial profits. However, profit performance varied widely across the
banks. Whereas one bank (Soci�t� G�n�rale) broke even, half of the banks ex-
perienced crisis-related losses accounting for between one third and two
thirds of their capital. A statistical analysis of the largest European banks in-
dicates a strong relationship between the degree of riskiness of funding sour-
ces and the impact of the financial crisis in 2008.
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Summary

Why did the financial crisis spread
so quickly from the US to Europe?
One key reason is that many major
European banks adopted a number
of innovations which originated in
the US banking system. Although
this new model of banking offers
higher returns during favorable pe-
riods, it also involves higher risks.
This experience demonstrates the
importance of supplementing a
structural analysis of the crisis with
an organizational perspective on
the diffusion of innovations.



The previous analysis shows the importance of an organizational perspective
on banking and the financial crisis. The great variation in the strategies of Eu-
ropean banks indicates that organizational variables play a major role in the
diffusion of innovations across national boundaries. In the case of banks, this
also means the diffusion of risks across national borders. On a scale as wide-
spread as indicated above, i. e. the greater part of the top 10 European banks
(and many European banks below this level), the diffusion of this innovation
can also mean an increase in systemic instability.

The current debate on the role of corporate governance in the financial crisis
– particularly on the role of stock options and the weakness of independent
board directors in encouraging bank managers to take on excessive risk – re-
presents a certain step in the direction of recognizing the importance of the
organization. However, the fact that banks have adopted very different board
staffing and remuneration practices suggests that organizational variables
have also played a role in explaining the (partial) diffusion of monitoring and
incentives for risky investments. The development of such an organizational
perspective is crucial as a supplement to regulatory actions in order to under-
stand the alternatives for the future of European banking.
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In diesem Reader werden wichtige theoretische Bei-
tr�ge zur Sozialstrukturanalyse f�r Studierende und
Dozenten zusammengestellt und fachlich eingeordnet.
Ausgangspunkt ist die Frage, was unter sozialer Un-
gleichheit zu verstehen ist und welche Erkl�rungen es
f�r deren Entstehung gibt. In einem einleitenden For-
schungs�berblick stellen die Herausgeber die zen-
tralen Grundbegriffe dar. Die folgende Dokumentation
bietet zun�chst Texte der klassischen Theorien zur so-
zialen Ungleichheit, unter anderem von Kingsley Davis
und Wilbert E. Moore, Karl Marx, Max Weber und
Pierre Bourdieu. Danach wird in Texten etwa von Ralf

Dahrendorf, Helmut Schelsky und Ulrich Beck die kon-
tinuierliche Diskussion um Klasse und Schicht nachge-
zeichnet, zusammengefasst unter der Leitfrage: „Le-
ben wir noch in einer Klassengesellschaft?“ Soziale
Ungleichheit wird dabei auch in Beziehung gesetzt zu
Fragen von Rasse und Geschlecht sowie zur Globa-
lisierung. In weiteren Teilen des Bandes werden die
j�ngeren Beitr�ge �ber soziale Milieus und Lebensstile
(Stefan Hradil, Michael Vester und andere) sowie dy-
namische Ans�tze mit Blick auf den Lebensverlauf vor-
gestellt (Karl Ulrich Mayer, Walter M�ller und Helga
Kr�ger).



Weltmarkt mit H�rden
Wachstumsbarrieren behindern die Computerspielindustrie

Christina Teipen

Mit etwa 30 Mrd. Euro Umsatz geh�rt der Weltmarkt f�r interaktive Unter-
haltungssoftware gegenw�rtig zu den am schnellsten wachsenden und hoch-
gradig internationalisierten Wirtschaftszweigen. Insbesondere der japanische
Hersteller Nintendo konnte seine Marktposition mit neuen Konsolen sowie
eigen- oder fremdentwickelten Spielen ausbauen. Dazu geh�rt die zum Kult
gewordene Wii-Konsole mit dem „Balance Board“, die Sportarten wie Boxen
oder Tennis im eigenen Wohnzimmer erlaubt und auch viele Erwachsene be-
geistert. Eine begrenzte Zahl von Hardware-Herstellern, eine Vielzahl von
Verlegern und zahlreiche Entwicklerstudios beteiligen sich an der Jagd nach
Marktanteilen f�r verschiedenartige Genres von politisch skandalisierten
„Killerspielen“ bis zu Sport- oder Strategiespielen.

Weltweit steigt der Marktanteil konsolenbasierter Spiele im Vergleich etwa zu
computerbasierten Spielen; dadurch hat sich die Machtposition der drei Kon-
solenhersteller Nintendo, Sony und Microsoft ausgeweitet. Die meisten euro-
p�ischen L�nder – mit Ausnahme Frankreichs und Großbritanniens – konn-
ten bisher keine nennenswerten internationalen Marktpositionen erobern.
Auf welche Faktoren ist der geringe internationale Erfolg von Computer-
spielen aus diesen L�ndern zur�ckzuf�hren, und welche Lehren k�nnen aus
der Analyse f�r vergleichbare „New Economy“-Segmente gezogen werden?

Um diese Frage zu beantworten, wurden Computerspielfirmen in Schweden,
Deutschland und Polen untersucht. Im Mittelpunkt standen die Arbeits-
bedingungen in der Branche und damit die Frage, ob die f�r den Erfolg not-
wendige Flexibilit�t durch rigide Regulierung der Arbeit oder einen zu stren-
gen K�ndigungsschutz beeintr�chtigt wird.

Deutlich wurde, dass Branchenfaktoren ebenso mitentscheidend f�r den wirt-
schaftlichen Erfolg sind wie Faktoren des globalen Marktes. Denn einerseits
sind sowohl die Arbeitsformen als auch die Qualifikationsgrundlagen der
Entwickler im Wesentlichen branchenspezifisch gepr�gt. Sie sind ein wich-
tiger Faktor f�r den Erfolg, m�ssen doch in dieser neuen Form von Wissens-
arbeit beispielsweise Game-Designer so unterschiedliche F�higkeiten wie
Software-Programmierung, Gestaltung und Dramaturgie beherrschen sowie
eine profunde Marktkenntnis mitbringen. Insofern h�ngt der wirtschaftliche
Erfolg der Branche auch von den jeweiligen Ausbildungsinstitutionen ab.

Andererseits: Wenn Entwicklerstudios auf dem internationalen Markt pr�-
sent sein wollen, m�ssen sie sich auf schnell wechselnde technische Vorgaben
der drei multinationalen Hardwarehersteller beziehen und teilweise Lizenz-
geb�hren einkalkulieren. Vor allem aber m�ssen sie Verlagsunternehmen f�r
sich gewinnen, die ihre Entwicklerprojekte vorfinanzieren und das Marketing
�bernehmen. Wie k�nnen sich kleine und mittlere Entwicklerstudios in der
Wertsch�pfungskette gegen�ber diesen zum Teil transnational agierenden Fir-
men behaupten?

Eindeutig waren die Ergebnisse zur Arbeitsregulierung. Es haben sich auf der
betrieblichen Ebene Arbeits- und Besch�ftigungssysteme entwickelt, die ein
hohes Niveau an Arbeitsflexibilit�t aufweisen, wie es f�r die Kreativbranche
typisch ist. Dies gilt auch in sogenannten koordinierten Markt�konomien wie
Deutschland und Schweden, bei denen in der varieties-of-capitalism-Argu-
mentation eine vermeintlich zu hohe Rigidit�t als mitverantwortlich f�r die
geringe �konomische Wettbewerbsf�higkeit solcher Branchen genannt wird.
Aber selbst in schwedischen Unternehmen, wo gewerkschaftliche Vertre-
tungen aktiv waren oder Tarifvertr�ge vorlagen, wurden diese vom Manage-
ment nicht als ein Flexibilit�tshemmnis wahrgenommen.
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Summary

Competition in the video games
industry

German videogames companies
have a weak competitive position
in the international market. This is,
however, not caused by rigid labor
regulations, as is often supposed.
Very flexible work and employment
systems are typical for these crea-
tive industries even in coordinated
market economies like Germany
and Sweden. Rather, it is the ade-
quate professional training institu-
tions and financial arrangements
for high-risk software development
that are missing. Through inno-
vative educational and financial ar-
rangements the position of develo-
pers facing multinational hardware
and publishing companies could be
strengthened and thus their oppor-
tunities in the global market would
be enhanced.

Virtueller Campus: Bei dem Besuch
der Leipziger Computerspielemesse
Games Convention spielt eine Frau
an einer Wii-Konsole das Spiel
„High School Musical 3“ (August
2008). [Foto: picture-alliance]



Dies konnte allerdings nicht zum Umkehrschluss f�hren, dass der Einfluss
von nationalen Bedingungen f�r den internationalen Marktzutritt in der
Branche negiert werden kann, wie im Bereich der Qualifizierung und Fi-
nanzierung deutlich wurde. Hinsichtlich der Qualifizierung zeigte sich, dass
es entscheidend auf die Geschwindigkeit des Aufbaus von Ausbildungsorgani-
sationen ankommt, die den personellen und inhaltlichen Bedarf dieser neuen
Branche decken k�nnen. In den weltweit marktf�hrenden L�ndern wie den
USA, Frankreich oder Japan haben sich vor allem die privatwirtschaftlich or-
ganisierten Akademien und Ausbildungsinstitutionen als f�rderlich f�r die
St�rkung der Wettbewerbsposition erwiesen. In Deutschland, Polen und
Schweden sind hingegen Ausbildungseinrichtungen noch rar, die gute Game-
Designer f�r die multidisziplin�ren Wissensgebiete technische Entwicklung,
Dramaturgie und Marktkenntnis hervorbringen k�nnen.

Softwareentwicklung ist �konomisch hochriskant; der Markterfolg eines
neuen Titels ist schwer vorherzusehen. Deshalb ist insbesondere die Finanzie-
rungsfrage ein entscheidender Faktor. Die kaum ausgebaute Risikofinanzie-
rung in Deutschland f�llt besonders schwer ins Gewicht, w�hrend sich das
schwedische und selbst das polnische Finanzsystem als �berlegener erwiesen
haben. Im Zuge des Wachstums der Computerspiel-Branche in Polen haben
sich im Vergleich zu den fr�hen 1990er Jahren zwischenzeitlich einige in-
l�ndische Verlagsunternehmen etabliert, die den Schritt zu einem B�rsengang
geschafft haben. So sind jeweils die Verleger City Interactive an der regul�ren
Warschauer B�rse und Nicolas Games an der kleineren New Connect-B�rse
gelistet.

Die nationalen Finanzsysteme sind allerdings nur in Bezug auf die trans-
nationalen Marktstrukturen und die Frage zu bewerten, wie sich Entwickler-
studios in der Vergangenheit bereits gegen�ber Hardware- und Verlagsfirmen
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Deutsche Computerspiel-Firmen
sind international vergleichsweise
schlecht aufgestellt. Das liegt nicht
an einer rigiden Regulierung der
Arbeit, wie oft vermutet wird. Wie
in der Branche typisch, sind die Ar-
beits- und Besch�ftigungssysteme
sehr flexibel. Dagegen fehlt es aber
an ad�quaten Bildungsinstitutio-
nen und an passenden Finanzie-
rungsarrangements f�r die hoch-
riskante Softwareentwicklung.
Durch die Entwicklung innovativer
Ausbildungs- und Finanzierungsan-
gebote k�nnten Barrieren f�r Ent-
wickler gegen�ber multinationalen
Hardware- und Verlagsunter-
nehmen aufgebrochen werden und
damit die Chancen f�r die Ent-
wickler auf dem Weltmarkt er-
h�hen.

Großer Spielplatz: �ber 40.000 Computerspieler kamen im August 2009 zur Games Convention in Leipzig. [Foto: PR / Leipziger Messe GmbH / Uwe Frauendorf]



positionieren konnten. Die Computerspiel-Branche befindet sich weltweit ge-
sehen in einer fortgeschrittenen Entwicklungsphase: Die entscheidenden
Standards technologischer und damit zusammenh�ngender finanzieller Vor-
gaben werden von einigen wenigen multinationalen Hardwareunternehmen
gesetzt. Sp�tkommer sehen sich gerade im Bereich der neuen anspruchsvollen
Konsolengenerationen erh�hten Markteintrittsh�rden gegen�ber. Entschei-
dende Ressourcenbeschr�nkungen werden immer st�rker durch global agie-
rende Hardwarehersteller und Verleger gesetzt.

F�r die Entwicklerstudios ergeben sich hieraus im Prinzip drei Optionen:

Sie k�nnen mit international agierenden Verlegern zusammenarbeiten. Dies
gelang einigen wenigen Entwicklerstudios in Deutschland. Schwedische Wett-
bewerber schafften das relativ gesehen h�ufiger. Dabei erwiesen sich die
schwedischen Finanzierungsbedingungen �ber den Aktien- und Risikokapi-
talmarkt als vorteilhaft.

Entwickler k�nnen sich aber auch auf heimische Marktnischen konzen-
trieren. Diese Strategie ist nur wenig zukunftstr�chtig. In Deutschland bietet
jedoch das starke Segment inl�ndischer Verleger und der vergleichsweise
große heimische Markt einen gewissen Anreiz, diesen Weg zu gehen.

Zum dritten bietet sich die M�glichkeit einer low road-Wettbewerbsstrategie
an. Polnische und einige deutsche Entwicklerstudios setzen auf die geringen
technischen und finanziellen Markzutrittsh�rden bestimmter Kategorien von
Computerspielen. So sind etwa casual games relativ anspruchslos zu ent-
wickeln.

Verallgemeinernd ist hervorzuheben, dass die Wettbewerbsposition der Spie-
leentwicklerstudios einerseits von nationalen Finanzsystemen abh�ngt und
andererseits davon, ob sie eines der transnationalen Verlagsunternehmen f�r
sich gewinnen k�nnen. Das bisherige Fehlen von Finanzierungsressourcen in
Deutschland verschlechtert dabei die ung�nstige Verhandlungsposition der
Entwicklungsstudios zus�tzlich. Eine vermeintlich zu strikte Arbeits-
regulierung hat sich hingegen in allen drei untersuchten L�ndern nicht als
Hemmnis gegen�ber dem internationalen Marktzutritt erwiesen. Dagegen
sind eher branchenspezifische Probleme zu beobachten: Das in allen drei L�n-
dern im Vergleich etwa zu den USA niedrige Entgeltniveau erschwert bei-
spielsweise die Rekrutierung ausl�ndischer Experten und f�hrt im Falle Po-
lens sogar zu einem brain drain.

In Schweden wurde immerhin eine Reihe von neuen Ausbildungen explizit
auf die Computerspielentwicklung ausgerichtet. Im Vergleich der drei unter-
suchten L�nder konnten dort am besten und schnellsten �ffentlich-finanzierte
Ausbildungsinstitutionen f�r diese Branche entwickelt werden.

Literatur

Christina Teipen, „Hochtechnologische Unternehmen im Spiegel des ,Varieties-of-Capitalism‘-
Ansatzes: Arbeit und Besch�ftigung in der Computerspieleindustrie“, in: K�lner Zeitschrift f�r
Soziologie und Sozialpsychologie, Jg. 60, Heft 4, 2008, S. 765–787

Christina Teipen, „Work and Employment in Creative Industries: The Video Games Industry in
Germany, Sweden, and Poland“, in: Economic and Industrial Democracy, Vol. 29, No. 3, 2008,
S. 309–335

WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009 23WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009 23

Christina Teipen, promovierte So-
ziologin, ist wissenschaftliche Mit-
arbeiterin der WZB-Abteilung
„Internationalisierung und Organi-
sation“. Ihre Forschungsschwer-
punkte sind Arbeitsbeziehungen,
industrielle Beziehungen, kompara-
tive Institutionenanalyse und trans-
nationale Wertsch�pfungsketten.
[Foto: David Ausserhofer]

teipen@wzb.eu



The reform of global governance
Decline of US hegemony opens a window of opportunity

Lora Anne Viola

The end of unipolarity and the decline of US global
hegemony create an opportunity for reform of the
global governance architecture. Military and econo-
mic decline means that the US will only be able to
accomplish its foreign policy goals and maintain
world influence if it engages in cooperation with
other states. But in exchange for carrying a larger
share of the governance burden, other states will de-
mand a greater voice in formal decision making.
Through the decline of the US and the rise of multi-
polarity, it is likely that we will see a market place of
institutions emerge to provide global public goods.

Liberals, conservatives, and most everyone in
between see the need for change in the inter-
national institutional framework. Internatio-
nal institutions such as the United Nations,
World Bank, and International Monetary
Fund – all products of the immediate post-
WWII world – are widely seen as being out of
date and not up to the challenges of the 21st

century. Dissatisfaction with international
institutions can be traced to two problems:
the perceived incompetence and inefficacy of
international institutions, and their perceived
loss of legitimacy resulting from a general de-
mocratic deficit. Both of these problems turn
on the issue of accountability: to whom and
how are international institutions to be made
responsible?

While the post-WWII arrangements were de-
signed to be oligopolistic, reform movements
of the last decades have been pushing for a
change of guard. Most sovereign states and
civil society groups whose cooperation is vi-
tal for solving the pressing problems of the
day, from climate change to poverty to terro-
rism, have either little sway over global poli-
cies or are excluded from the global gover-
nance apparatus altogether. To meet the
needs of the 21st century, reformers have ar-
gued, international institutions need to be-
come more transparent, more representative,
and they need to more equally distribute de-
cision-making authority. In other words, glo-
bal governance needs to become more demo-
cratic.

Such calls for reform have been reliably made
for decades, and just as reliably they have
failed miserably. In large part, this failure has
been due to opposition from the United Sta-
tes which has not considered institutional re-
form to be in its strategic interest. The US’
extraordinary military might and economic

wealth throughout the 1990s led to what
some have called a “unipolar moment”; a si-
tuation in which only the US had the hege-
monic power to impose its preferred global
policies and forgo multilateral cooperation.
At its pinnacle in 2.000, the US accounted for
more than 30 percent of World Product (mea-
sured in current US Dollars) and it far sur-
passed its peers in military spending. At the
time of the Iraq War in 2003, a coalition of
major powers would most likely not have
been able to militarily balance the US. Given
the US’ material position, “going it alone”
was more efficient than bearing the costs of
negotiating with partners. Under the Bush
administration in particular, efforts to reform
global institutions were not only stymied, but
a deep skepticism regarding multilateral in-
stitutions led to policies which further un-
dermined them. At the apogee of its power
two things were misaligned: the normative
impetus for reform did not coincide with US
strategic interests. But now things are diffe-
rent.

Several changes have combined to open a
window of opportunity for real reform of the
international order. The end of the Bush ad-
ministration and the election of a president
committed to multilateral cooperation and
democratic legitimacy is certainly promising.
But the Obama administration’s change of
tone alone is not decisive. Consider that Pre-
sident Clinton, although a supporter of a
rule-based multilateral international order,
closely guarded US dominance in internatio-
nal institutions. More significant than the
US’ change in normative priorities, is the fact
that this coincides with a change in strategic
interests. Contrary to a prominent argument
recently made by Stephen Brooks and Wil-
liam Wohlforth in Foreign Affairs, it is not
US power that will enable institutional re-
form; rather, it is precisely the end of uni-
polarity and the decline of US global hege-
mony that is opening an opportunity for
change.

The US certainly remains powerful, but since
the Bush administration took office, the US
has seen a precipitous decline in those factors
which made it a superior power. The fact is
that the US’ relative economic standing has
been declining over the last eight years. Ex-
cessive spending to finance two wars abroad
and slowing GDP growth over the last few
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Internationales System im Wandel

Das Ende der amerikanischen Vor-
machtstellung bietet die Chance,
das internationale System auf eine
neue Grundlage zu stellen. Die
USA, wirtschaftlich und milit�risch
geschw�cht, werden ihre außenpo-
litischen Ziele nur erreichen und ih-
ren weltweiten Einfluss aufrechter-
halten k�nnen, wenn sie mit an-
deren M�chten zusammenarbeiten.
Im Tausch f�r die �bernahme gr�-
ßerer Verantwortung in globalen
Fragen werden diese Kooperations-
partner aber mehr Mitsprache in
den formalen Entscheidungsprozes-
sen verlangen. In dieser multipola-
ren Welt wird eine Vielzahl neuer
Institutionen dazu beitragen, Kol-
lektivg�ter wie Sicherheit oder Si-
cherung lebenswichtigen Ressour-
cen zu gew�hrleisten.
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years, now exacerbated by the current fi-
nancial crisis, paint a bleak picture of the US’
medium term economic trajectory. And while
today the US still accounts for about one
quarter of World Product (measured in cur-
rent US Dollars), this figure has been steadily
decreasing from its height in 2000. As the US’
share in the global economy declines, coun-
tries such as China, Russia, and India are ex-
periencing rapid growth. The relative rise of
these states puts us on the brink of a truly
multipolar world.

Militarily, too, the US seems to have past its
peak. Even with the second largest and most
technologically advanced army in the world,
the US was not able to achieve decisive victo-
ries in Iraq and Afghanistan. Moreover, as
long as its forces are tied up in Iraq and Af-
ghanistan, the US will likely be unable to
react alone should a major conflict arise in
another region of strategic interest. With
more than one quarter of its total troops de-
ployed in more than 150 countries, the US is
overstretched. And as the economic crisis
deepens, the political will to continue high
military spending and the financing of fo-
reign wars will wane.

In addition to these material setbacks, the
Iraq War and other Bush administration ac-
tions have led to a significant loss of legiti-
macy for US foreign policy both in the world
and at home. General mistrust towards US
power combined with its relative decline will
make it difficult for the US to push its pre-
ferred policies onto institutions and allies.
But even more significantly, America’s image
of itself has changed. Even if current in-
dicators of US decline prove to be wrong and
the US recovers its unique hegemonic stand-
ing, the illusion of omnipotence has been
shattered and Americans are wary of un-
dertaking unilateral foreign action. This is a
more humble and risk-averse vision of what
the US can achieve on its own.

Although the consequences of the past de-
cade have been largely negative for the US,
they may bode well for global governance.
The strategic interests of the US are changing
as its power position is changing, and this is
what makes the prospect for international in-
stitutional change brighter than before. As
the notion of global hegemony fades and as
interdependence continues to grow, the num-
ber of problems not solvable by one country
or even a few alone will multiply. This means
that even the US will only be able to accom-
plish its foreign policy goals and maintain
world influence if it engages in cooperation
with other states. Obama and a new genera-
tion of realists are recognizing that, when
global hegemony is beyond reach, internatio-

nal institutions can enhance security and ma-
gnify power. The US therefore now has a stra-
tegic interest in having a robust framework
of international institutions—including both
formal intergovernmental organizations and
strong norms of legitimacy. The question is,
will this be translated into institutional re-
form or just remain a change in attitude?

The US is unlikely to voluntarily deny itself
the special authority it formally has in the
current global governance architecture, such
as at the United Nations Security Council.
But its growing reliance on cooperation part-
ners means that the US is losing, and other
states are gaining, bargaining leverage. Hun-
dreds of states countenance an unequal posi-
tion in the UN system as part of what might
be called a grand bargain struck after WWII:
the majority of states accept having only a
minimal voice in managing the international
system and in exchange the great powers—in
particular the United States—shoulder the
heaviest burdens of maintaining order and
peace. The idea is that the hegemon is allo-
wed privileges as long as it provides global
public goods.

But the US is no longer able to live up to its
security commitments across the globe and it
cannot provide public goods, such as solu-
tions to climate change or terrorism or nu-
clear proliferation, on its own. As the US’
side of the grand bargain breaks down, a lar-
ger group of states will have to take on an in-
creasing share of the burden – but they won’t
do so for free. At a minimum the US will have
to subordinate some of its policy preferences
in order to get others to share the burdens of
global governance. But beyond this, rising
powers are likely to use their bargaining le-
verage to demand more decision-making au-
thority. This entails reforming the formal in-
stitutional apparatus to reflect the voices of
those actors set to play a larger role in gover-
nance over the next decades. The declining
US may still prefer the current institutional
set-up, but it can ill-afford to block demands
for institutional reform and risk non-co-
operation or circumvention.

Major changes in the international system
have always come at critical junctures – a
moment, such as at the end of Great Power
war, in which actors are forced to rethink in-
ternational order. The end of unipolarity re-
presents such a juncture in which relations-
hips are in flux and in need of reorganization.
But the decline of the US does not guarantee
institutional reform; it simply diminishes one
large and long-standing obstacle to that re-
form. Other impediments still stand in the
way, including institutional inertia, vested
bureaucratic interests, the costs involved in
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forging a new bargain, and the conflicts of
national interests. The critical question, then,
is how to best capitalize on this critical junc-
ture to create change.

Recent commentators have argued that real
change will only occur when a hegemonic
leader imposes solutions to overcome in-
stitutional inertia and conflicts of interest.
But the reality is that none of the major
powers is likely to be hegemonic in the com-
ing decades. US hegemony is being replaced
by a multipolar world in which not only sta-
tes but a variety of new actors—NGOs, pri-
vate foundations, and corporations—are in-
fluencing global policy. There is, however,
another potential motor of change more sui-
ted to the 21st century: market competition.
While hegemony keeps competition under a
lid, multipolarity can unleash it. Through the
decline of the US and the rise of multipola-
rity, it is likely that we will see a real competi-
tive environment emerge in the provision of
global public goods. This energy should be
harnessed to power institutional reform.

Multipolarity opens the possibility of plurali-
stic models of governance in which actors
with similar interests create new cooperative
organizations outside of the UN. The G8 and
the G20 are examples of this dynamic. The
proliferation of clubs of common interest
leads to a multiplication of governance ve-
nues which both cooperate and compete to
provide solutions to international problems.
Such a market place of institutions breaks the
monopoly of the UN system and creates com-
petition. When similar issues can be ad-
dressed in multiple forums, the possibility of
“forum shopping” means that organizations
will have to continuously adapt in order to
retain clients, develop authority, and attract
material resources. Competition, in other

words, creates incentives for institutions to
overcome the obstacles hindering change and
engage in innovation. At this critical junc-
ture, then, the pluralisation of governance in-
stitutions should be encouraged because it
can facilitate burden sharing, increase the
range of interests that get formal representa-
tion, incentivize innovation, and improve ac-
countability by encouraging organizations to
be responsive to their constituencies.

We are still a long way from democratic glo-
bal governance, but the conditions for reform
are better than they have been in decades. In-
stitutional change is costly but, as the world
becomes truly multipolar and even more in-
terdependent, the dividends of having in-
vested in a modern infrastructure of coopera-
tive global governance will only increase.
The world — and not least of all Europe —
needs to grasp this opportunity before the
window closes.
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Der Band fasst Vortr�ge einer gleichnamigen Tagung
und Expertisen zum Thema zusammen. Deutsche und
internationale Wissenschaftler und Praktiker formu-
lieren neue Befunde und Sichtweisen aus der Ge-
schichtswissenschaft, Politologie, Psychologie, Rechts-
wissenschaft und Soziologie sowie der zivilgesell-
schaftlichen Praxis. Grundtenor der Beitr�ge sind die
Chancen und M�glichkeiten, die sich aus den an-
stehenden Ver�nderungen f�r Familien und die Zivil-
gesellschaft durch die „gewonnenen Jahre“ ergeben.
Es wird diskutiert, welche Probleme die Politik – und
insbesondere der Sozialstaat – in Gesellschaften mit
alternder Bev�lkerung l�sen muss, aber auch l�sen

kann. Neben aktuellen Erkenntnissen zur Zeit-
verwendung �lterer, zu intergenerationellen Transfers,
historischen und politologischen Analysen und An-
s�tzen zur Beteiligung �lterer sowie derer gesell-
schaftlicher Inklusion werden neue zivile Beteiligungs-
formen, wie die ambulanten Viertelwohnpflege-
gruppen, vorgestellt. Damit richtet sich das Buch wie
die anderen B�nde der Reihe „Altern in Deutschland“
nicht nur an Vertreter der beteiligten Disziplinen, son-
dern auch an Leser und Leserinnen, die sich f�r Fragen
des Alterns in seinen praktischen und politischen Zu-
sammenh�ngen interessieren.
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Sanfte Macht und harte Interessen
Außenwissenschaftspolitik hat Konjunktur

Tim Flink und Ulrich Schreiterer

In seiner Funktion als Bundesaußenminister erkl�rte
Frank-Walter Steinmeier 2009 zum „Jahr der Außen-
wissenschaftspolitik“. Bei der groß angelegten inter-
nationalen Konferenz „Wissenswelten verbinden“
stellte er zu Jahresbeginn im Ausw�rtigen Amt eine
neue Initiative der Bundesregierung dazu vor. Das
Politikfeld mit dem umst�ndlichen und langweilig
klingenden Namen f�hrt gegen�ber klassischen Ge-
bieten internationaler Beziehungen wie Wirtschafts-
und Sicherheitspolitik zwar noch immer ein Schat-
tendasein. Doch das �ndert sich gerade: Seit einigen
Jahren haben alle reichen Industriel�nder das Thema
f�r sich entdeckt und verfolgen es mit ganz unter-
schiedlichen Zielen und Ressourcen.

W�hrend sich die rasante Internationalisie-
rung der Wissenschaft prim�r deren eigener
Dynamik verdankt, treten in der bi- und mul-
tilateralen wissenschaftlich-technischen Zu-
sammenarbeit und in der dieser �bergeord-
neten Außenwissenschaftspolitik die einzel-
nen Staaten als Akteure mit jeweils eigenen
strategischen Interessen auf den Plan.

F�r die Entdeckung von Forschung und Tech-
nologie als ein Spielfeld internationaler Be-
ziehungen sprechen mehrere Gr�nde. So be-
ruht die wirtschaftliche Leistungsf�higkeit
hochentwickelter Industriestaaten immer
st�rker auf erfolgreichen Innovationen unter
Nutzung von Forschungsergebnissen. Ange-
sichts der zunehmenden globalen Kon-
kurrenz um Wissensressourcen und um neue
M�rkte, die mit harten Bandagen ausgetra-
gen wird, machen Wissenschaft und Techno-
logie pl�tzlich außenpolitisch Karriere. Da-
bei geht es Deutschland und anderen reichen,
hochindustrialisierten Staaten nicht allein um
langfristige Ressourcensicherung. Vielmehr
hoffen sie, die internationale wissenschaft-
liche Zusammenarbeit k�nne auch Br�cken
zu solchen L�ndern und Kulturen schlagen,
die ihnen politisch nicht gerade nahe stehen
oder das capacity building in armen Regio-
nen zum Beispiel von Afrika unterst�tzen.
Knallharte Interessen an der weltweiten
Nutzung wissenschaftlicher Talente und Po-
tenziale, geostrategische Erw�gungen und
der Einsatz von „smart power“ (Hillary Clin-
ton) zur Entspannung internationaler und in-
terkultureller Konflikte sind somit wesent-
liche Triebkr�fte f�r die Außenwissenschafts-
politik.

Die neue Initiative der Bundesregierung
kn�pft an die „Konzertierte Aktion Inter-

nationales Marketing f�r den Bildungs- und
Forschungsstandort Deutschland“ an. Pro-
grammatisch st�tzt sie sich auf die 2006 be-
schlossene „Hightech-Strategie“ und die „In-
ternationalisierungsstrategie“ vom Februar
2008, die beide vom Bundesministerium f�r
Bildung und Forschung (BMBF) verantwortet
werden. Daher erhebt dieses Ressort – nicht
unbedingt zur Freude des Ausw�rtigen Amts
– einen Gestaltungsanspruch f�r die deutsche
Wissenschaftsaußenpolitik. Ihm obliegt die
Federf�hrung f�r die interministerielle Ab-
stimmung priorit�rer Ziele und Strategien f�r
wichtige Ziell�nder, und die meisten Wissen-
schaftsattach�s in den deutschen Botschaften
sind nicht etwa Karrierediplomaten, sondern
entsandte Mitarbeiter des BMBF.

Wie und warum unterscheidet sich nun aber
die Außenwissenschaftspolitik verschiedener
L�nder in ihren Ziele, Strategien, Instrumen-
ten und Spezifika, und wie ist die von
Deutschland darin einzuordnen? Diesen Fra-
gen ging ein vom BMBF und Ausw�rtigen
Amt gef�rdertes Projekt zwischen September
2008 und M�rz 2009 nach. Es sollte nicht
nur die allgemeine Strategie und policy von
Deutschland mit der von Frankreich, Groß-
britannien, Japan, der Schweiz und den USA
vergleichen, sondern insbesondere auch de-
ren Auftritt in Zielregionen untersuchen, die
alle f�r wichtig erachten: die BRIC-Staaten
Brasilien, Russland, Indien und China, S�d-
korea und die USA selber. Die Recherchen
umfassten neben der Analyse amtlicher Do-
kumente, politischer Verlautbarungen und
einzelner Kooperationsprogramme vor allem
Experteninterviews mit Vertretern von Mi-
nisterien und Wissenschaftsorganisationen in
den Vergleichsl�ndern und mit deren Wissen-
schaftsattach�s in allen sechs Ziell�ndern.

Im Ergebnis zeigten sich in der Außenwissen-
schaftspolitik der sechs untersuchten L�nder
viele �bereinstimmungen, aber auch �ber-
raschende Unterschiede in den Zielen und in
der Vorgehensweise. Differenzen in der Form
und im Ton resultieren meist aus den innen-
politischen Agenden der jeweiligen Regie-
rung, aus nationalen Politikstilen und politi-
schen Entscheidungsstrukturen. Wegen ihrer
engen Verzahnung mit den Strukturen des po-
litischen Systems und mit dessen kom-
munikativen Gepflogenheiten wird die Au-
ßenwissenschaftspolitik �berall anf�llig f�r

WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009 27WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009 27

Aus der aktuellen Forschung



wechselnde politische Konjunkturen und
Pr�ferenzen.

Frankreich verf�gt zwar �ber das mit Ab-
stand gr�ßte Netzwerk von Wissenschafts-
diplomaten und �ppig dotierte F�rderpro-
gramme. Aber �hnlich wie Deutschland ist es
gerade erst dabei, seine Außenwissen-
schaftspolitik neu auszurichten. Die anderen
vier Staaten haben das schon getan und ex-
perimentieren seit einigen Jahren mit neuen
Herangehensweisen und Instrumenten.

Großbritannien spielte den Vorreiter. Unter
der „Agenda for Global Change“ der Regie-
rung von Tony Blair baute das Foreign Office
zwischen 2001 und 2006 ein weltweites „Sci-
ence and Innovation Network“ auf, das An-
liegen des Klimawandels und der Pandemie-
Prophylaxe propagieren, zugleich aber auch
hochwertige Produkte britischer Unter-
nehmen vermarkten sollte.

Der Bundesrat der Schweiz definierte in sei-
ner „Botschaft“ f�r „Bildung, Forschung und
Innovation 2008–2011“ thematische Priori-
t�ten und regionale Schwerpunkte f�r die Zu-
sammenarbeit mit L�ndern außerhalb der EU
und der USA und unterlegte diese gleich auch
mit verbindlichen Budgets.

Der japanische Wissenschaftsrat pr�sentierte
im Mai 2008 eine viel beachtete Denkschrift
zur St�rkung der „Science and Technology
Diplomacy“.

Das National Science Board, oberstes wis-
senschaftspolitisches Beratungsgremium der
USA, hatte bereits zwei Monate zuvor in
einem Memorandum gefordert, „Internatio-
nal Science and Engineering Partnerships“
m�ssten eine Priorit�t der US-Außenpolitik
werden. Flankenschutz f�r diesen Vorstoß
kam von der American Academy for the Ad-
vancement of Science. Im April 2008 richtete
sie in ihrem Hauptquartier in Washington
D.C. ein neues „Center for Science Di-
plomacy“ ein, das enge Verbindungen zum
amerikanischen Außenministerium pflegt.

Dass Außenwissenschaftspolitik Konjunktur
hat, steht außer Zweifel. Aber was genau ver-
birgt sich hinter diesem schwammigen Be-
griff, und was tun die einzelnen L�nder, um
ihre Interessen auf diesem Feld zur Geltung
zu bringen? Die Palette der behandelten
Themen ist sehr breit. F�r den Wunsch nach
verbesserten bilateralen Beziehungen ist dort
genauso Platz wie f�r globale Armuts-
und Seuchenpr�vention. Entwicklungs- und
sicherheitspolitische Anliegen wie die Nicht-
verbreitung von Massenvernichtungswaffen
gehen Hand in Hand mit Interessen an einer
weltweiten Vermarktung von Atommeilern

oder hochwertigen R�stungsg�tern. �berall
durchkreuzen und verquicken sich „weiche“
und „harte“ Anliegen, politische und wirt-
schaftliche Interessen, in der Forschung nicht
minder als in der Technologiepolitik. Selbst-
verst�ndlich teilen nicht alle L�nder alle
Ziele. Sie setzen in einzelnen Regionen je-
weils unterschiedliche Akzente und pr�fe-
rieren jeweils verschiedene Mittel. Ein Stan-
dardmodell f�r die Außenwissenschaftspoli-
tik gibt es also nicht. Ihre Themen sind bunt
gemischt, ihre Instrumente vielf�ltig. Fast
scheint es, als gelte das Motto „Alles ist m�g-
lich“.

Nationale Idiosynkrasien kommen bis hinein
in die Instrumentarien zur Geltung. Doch
wer zum Beispiel erwarten w�rde, die Außen-
wissenschaftspolitik Frankreichs und Japans
mit ihrer langen Tradition zentralstaatlicher
Koordination und Intervention in der For-
schungs- und Technologiepolitik sei straff
hierarchisch organisiert und wie aus einem
Guss, sieht sich get�uscht. Zwar definiert Ja-
pan seine strategischen Ziele genau so, wie
man es erwarten w�rde – von der Spitze aus.
Doch zugleich unterhalten seine Forschungs-
und Wissenschaftsorganisationen, genau wie
die Frankreichs, auffallend viele Repr�sen-
tanzen im Ausland. Teilweise sind sie selbst-
st�ndig, teilweise in die Botschaften einge-
bunden, wo die Vertreter der Organisationen
dann in Personalunion als Wissenschafts-
attach�s amtieren. Welches Ministerium f�r
welches Vorhaben verantwortlich zeichnet,
ist weder in Japan noch in Frankreich ausge-
macht, sondern wird stattdessen vor Ort im
Einzelfall ausgehandelt. Von Transparenz
und klarer Kommandokette in beiden L�n-
dern keine Spur.

Auf der anderen Seite des Typen-Spektrums
stehen die USA. Trotz eines eindeutigen Pri-
mats sicherheitspolitischer und geostrate-
gischer Anliegen reicht ihre Außenwissen-
schaftspolitik weit dar�ber hinaus. Pro-
gramme, operative Verantwortlichkeiten und
Ressourcenseinsatz handhabt die zust�ndige
Abteilung des Außenministeriums von Ziel-
land zu Zielland und je nach Thema unter-
schiedlich, wobei bi- oder gar multilateral ge-
tragene Forschungsprogramme interessanter-
weise so gut wie gar keine Rolle spielen.
Darin kommt zum Ausdruck, dass es in den
USA kein Wissenschafts- oder Forschungs-
ministerium gibt und die Kompetenzen in der
Wissenschafts- und Technologiepolitik stark
zersplittert sind. Mit der notorischen Viel-
stimmigkeit geht ein gelassen-pragmatischer
Umgang mit Herausforderungen und Pro-
blemen einher, der nicht nach Direktiven
oder Regularien fragt und ein nur schwer
durchschaubares, aber durchaus effektives
und erfolgreiches Durchlavieren erm�glicht.
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Dazu geh�rt, dass Wissenschaftsorganisa-
tionen wie die National Science Foundation
viel daran setzen, um die besten Wissen-
schaftler aus aller Welt in die USA zu locken.

Großbritannien, die Schweiz und Deutsch-
land nehmen mit ihrer jeweils charakteris-
tischen Mischung aus zentraler Koodination
und Einbindung dezentraler Akteure eine
Mittelstellung in diesem Typen-Tableau ein.
Was das britische Beispiel besonders inter-
essant macht, ist die Tatsache, dass das „Sci-
ence and Innovation Network“ nicht hielt,
was man sich davon versprochen hatte.
Schon lange vor seiner Reorganisation unter
dem Dach des neuen Ministeriums f�r „Busi-
ness, Innovation and Skills“ im Jahr 2009
war deutlich geworden, dass sich Universi-
t�ten und die Research Councils, das briti-
sche Pendant zur Deutschen Forschungsge-
meinschaft, von ihm weder vertreten noch
gut bedient f�hlten und ihre Interessen im
Ausland daher lieber selber wahrnehmen
wollten.

Die Schweiz hat versucht, solche schwierigen
Gemengelagen von Interessen und Zust�n-
digkeiten zu vermeiden und der Wissenschaft
von Anfang an eine eigene Rolle und Stimme
in ihrer Außenwissenschaftspolitik zu geben.
Projekte im Rahmen der von der Regierung
ausgehandelten bilateralen Kooperations-
programme werden vom Nationalfonds be-
gutachtet und von einer Hochschule als Pro-
jekttr�ger betreut. Das Standortmarketing
und die Anbahnung wissenschaftlich-tech-
nischer Kooperationen besorgt SWISSNEX,
ein neues Format von Wissenschaftsh�usern,
die in Public-Private Partnership getragen
werden, Themen sondieren und Netzwerke
potenzieller Partner aus Wissenschaft, Wirt-
schaft, Kultur und Politik in der Schweiz wie
im Zielland kn�pfen sollen.

Wo und wie die deutsche Außenwissen-
schaftspolitik ihre thematischen und geogra-
phischen Priorit�ten setzen wird, steht noch
nicht ganz fest. BMBF und Ausw�rtiges Amt
wollen daf�r die Vorgaben der High-Tech-
und Internationalisierungsstrategie durch-
deklinieren und Umsetzungsszenarien ausar-
beiten. Zu kl�ren sind nicht nur die Kompe-
tenzen der beiden H�user, sondern auch die
Instrumente und Anreize der deutschen Au-
ßenwissenschaftspolitik sowie die Rolle, die
den Wissenschafts- und Forschungsorganisa-
tionen darin zukommen soll. Der Blick �ber
den nationalen Tellerrand legt zweierlei
nahe: Außenwissenschaftspolitik braucht ein

„Markenzeichen“ und
einen klaren inhaltli-
chen Fokus. F�r Erfolge
in diesem diffusen Feld
ist es unerl�sslich, auf
Win-win-Kon-
stellationen f�r Politik,
Wissenschaft und Wirt-
schaft hinzuarbeiten.
Wissenschaft f�r au-
ßenpolitische Ziele ein-
zuspannen, die nicht
auch ihren eigenen Inte-
ressen dienen, funktio-
niert nicht. Wissenschaftliche Kooperation
und deren intendierte Nebeneffekte lassen
sich nicht herbeiw�nschen. Mit der Unter-
zeichnung staatlicher Abkommen ist es nicht
getan. Die Politik kann nicht allein �ber den
Kurs des Schiffes bestimmen und die Wissen-
schaft in dessen Rumpf Kohle schippen las-
sen. Doch letztlich h�ngt alles davon ab, was
Außenwissenschaftspolitik heißt und zu wel-
chem Ende man sie betreibt: Soll Außen-
politik der Wissenschaft helfen oder die Wis-
senschaft außenpolitische Ziele unterst�tzen?
Je nachdem, ob es um Standortmarketing,
Krisenpr�vention, um die Sicherung von Res-
sourcen oder nachhaltiger wissenschaftlicher
Zusammenarbeit geht, wird sie sich anderer
Mittel und Partner bedienen m�ssen.
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Die Konkurrenz freut sich
Fusionieren zwei Unternehmen, profitieren oft die Wettbewerber

Joseph A. Clougherty und Tomaso Duso

Wettbewerber haben h�ufig Vorteile, wenn große
Unternehmen fusionieren. So reagieren Aktienkurse
von Konkurrenten positiv, wenn eine horizontale Un-
ternehmensfusion, also ein Firmenzusammenschluss
innerhalb eines Marktsegments, angek�ndigt wird –
dies gilt f�r innereurop�ische und außereurop�ische
Fusionen sowie f�r Fusionen zwischen europ�ischen
und außereurop�ischen Firmen.

Schließen sich zwei Unternehmen zusammen,
steckt ein betriebswirtschaftliches Kalk�l da-
hinter: K�uferfirma sowie das gekaufte Un-
ternehmen erhoffen sich einen wirtschaft-
lichen Nutzen von der Fusion – zumindest
mittel- bis langfristig. Ob eher die K�ufer-
oder die Zielfirma von einem Zusammen-
schluss profitiert, ist wissenschaftlich viel-
fach untersucht worden. Herausgefunden
wurde unter anderem, dass nicht die K�ufer,
sondern die Zielunternehmen am meisten
profitieren. Weitere Ergebnisse belegen deut-
lich, dass Fusionsaktivit�ten den Unterneh-
menswert der K�uferfirmen oft nicht er-
h�hen; die meisten Fusionen enden lediglich
plus/minus Null. Viele Zusammenschl�sse
sind sogar wertvernichtend.

Die Frage, was Fusionen und �bernahmen
f�r die nicht beteiligten Konkurrenten be-
deuten, blieb im wissenschaftlichen Diskurs
bislang außen vor. Da es keine Studien mit
klaren Empfehlungen zur optimalen Strategie
bei Zusammenschl�ssen von Wettbewerbern
gibt, verlassen sich unbeteiligte Wettbewer-
ber in der Regel auf ihren Konkurrenz-
instinkt, wenn sie Fusionsaktivit�ten anderer
Unternehmen als unerw�nscht betrachten. So
widersetzte sich SAP heftig dem Zusammen-
schluss seiner beiden Konkurrenten Oracle
und PeopleSoft. Gemeinhin wird also ange-
nommen, dass es f�r einen Außenseiter einen
Wettbewerbsnachteil bedeutet, nicht an Zu-
sammenschl�ssen beteiligt zu sein. Bringen
Fusionen und �bernahmen aber tats�chlich
einen Wettbewerbsnachteil f�r nicht be-
teiligte Unternehmen mit sich?

Dieser Frage gingen Tomaso Duso und Jo-
seph A. Clougherty nach, ihre Behauptung
lautet: Wettbewerber profitieren eher, wenn
Konkurrenten fusionieren. Die zwei wichtig-
sten Vorteile f�r Wettbewerber: Je mehr Fu-
sionen zu einer Verringerung des Konkur-
renzkampfs f�hren, desto gr�ßer ist erstens
die Preissetzungsmacht f�r alle Firmen in
einem Markt, einschließlich der Konkur-

renten. Sind gleichzeitig die Effizienzgewinne
der fusionierenden Unternehmen nicht er-
heblich, erh�hen die von diesen Firmen un-
ternommenen Aktivit�ten die Preise in einem
Markt insgesamt. Damit k�nnen Zusammen-
schl�sse sowohl f�r K�ufer als auch f�r Kon-
kurrenten vorteilhaft sein. Zus�tzlich steigt
in einem nach dem Zusammenschluss kon-
zentrierten Markt die Wahrscheinlichkeit
stillschweigender Absprachen zwischen den
verbleibenden Wettbewerbern; diese Abspra-
chen haben ebenfalls eine preissteigernde und
damit f�r sie vorteilhafte Wirkung. Die Inte-
ressen von fusionierenden Firmen und von
Wettbewerbern sind hier miteinander ver-
flochten: Geringerer Wettbewerb f�hrt zu
einer gr�ßeren Marktmacht aller verblie-
benen Firmen, was wiederum die zuk�nftigen
Profiterwartungen konkurrierender Firmen
erh�ht. Folglich bringen die wettbewerbs-
verringernden Elemente von Fusionen und
�bernahmen h�here Gewinnm�glichkeiten,
die im Durchschnitt zu abnormalen Aktien-
preissteigerung der Wettbewerber f�hren
sollten. Abnormal heißt in diesem Fall: Die
Aktienpreissteigerungen der betrachteten Un-
ternehmen sind h�her als die auf einem Refe-
renzmarkt ohne Fusionsaktivit�ten.

Auch vom Misserfolg eines Firmenzusam-
menschlusses k�nnen Wettbewerber profitie-
ren. Bei vielen Fusionen und �bernahmen
treten die geplanten Synergien nicht ein. Ins-
besondere k�nnen die betr�chtlichen Integra-
tionsherausforderungen die fusionierte Firma
gegen�ber ihren Konkurrenten benachteili-
gen, da diese keine Belastungen durch hohe
Integrationskosten zu tragen haben. Nicht er-
folgreiche Fusionen und �bernahmen schaf-
fen deswegen Wettbewerbschancen f�r unbe-
teiligte Konkurrenten.

Die erste empirische Hypothese auf der oben
gebildeten Grundlage lautet: Unbeteiligte
Wettbewerber werden bei Fusionsaktivit�ten
von Konkurrenzunternehmen mit gr�ßerer
Wahrscheinlichkeit profitieren als Verluste
erleiden. Es gibt allerdings eine signifikante
Heterogenit�t der Merkmale von Fusionen
und �bernahmen in unterschiedlichen L�n-
dern (etwa unterschiedliche M�rkte, unter-
schiedliche absolute und relative Gr�ße der
Unternehmen), die ber�cksichtigt werden
muss, um auszuschließen, dass positive Ren-
diteerwartungen von Wettbewerbern auf
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Summary

Why rivals benefit from mergers

It is commonly perceived by mana-
gerial scholarship and managers
that firms do not want to be outsi-
ders to a merger between competi-
tors. Empirical analysis based on a
sample of mergers with expert
identification of relevant rivals and
the event-study methodology,
shows however that it is actually
beneficial to be a non-merging rival
firm to a large horizontal merger.
Rivals generally experience positive
abnormal returns at the merger an-
nouncement date. Also, the stock
reaction of rival firms to merger
events is not sensitive to hetero-
geneity in the geographic context
for merger activity; rivals to intra-
European, extra-European, and
cross-Euro-border mergers all ex-
perience positive abnormal returns.
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diese Unterschiedlichkeiten zur�ckzuf�hren
sind.

Heterogenit�t bei Fusionsaktivit�ten deutet
darauf hin, dass Fusionen und �bernahmen
in einem spezifischen Kontext (zum Beispiel
innerhalb Europas) sich von solchen in einem
anderen geografischen Kontext (etwa außer-
halb Europas oder zwischen europ�ischen
und außereurop�ischen Unternehmen) unter-
scheiden k�nnen. Zudem ist es naheliegend,
dass grenz�berschreitende Zusammenschl�s-
se weniger Ver�nderungen im Marktmacht-
gef�ge mit sich bringen: Die Anzahl der Wett-
bewerber in einem Markt bleibt bei solchen
Zusammenschl�ssen oft stabil, weil der aus-
l�ndische K�ufer die Fusion nutzt, um erst-
mals Zugang zum lokalen Markt zu erhalten.
Einfacher ausgedr�ckt, wird bei einem grenz-
�berschreitenden Firmenzusammenschluss
oft ein lokaler Wettbewerber durch einen
ausl�ndischen Wettbewerber ersetzt, die An-
zahl der Wettbewerber �ndert sich nicht. Die
Wahrscheinlichkeit, durch den Zusammen-
schluss von konkurrierenden Unternehmen
zu profitieren, k�nnte also f�r die Rivalen bei
grenz�berschreitenden Fusionen geringer
sein. Kurz gesagt: Der geografische Kontext
von Fusionsaktivit�ten spielt eine Rolle f�r
die Rentabilit�t von Konkurrenzunterneh-
men.

Auf dieser Grundlage lautet die zweite em-
pirische Hypothese: Bei grenz�berschreiten-
den Firmenzusammenschl�ssen werden nicht
daran beteiligte Unternehmen mit geringerer
Wahrscheinlichkeit profitieren. Um die
Haupthypothese zu pr�fen, wurden Daten
von 165 großen Firmenzusammenschl�ssen
zwischen 1990 und 2002 verwendet, die den
Wettbewerb in europ�ischen Produkt-
m�rkten beeinflussten. Ziel war es, die Aus-
wirkungen von Fusionen und �bernahmen
auf K�ufer, Zielunternehmer und Wett-
bewerber herauszufinden. Bei der hierf�r ver-
wendeten Methode werden Aktienkursver-
�nderungen nach einem Ereignis wie der
Zusammenschlussank�ndigung ausgewertet,
um die Rentabilit�t des Zusammenschlusses
abzusch�tzen. Dabei werden �ber mehrere
Tage sogenannte kumulative abnormale Ge-
winne gemessen, welche die Marktreaktion
auf das relevante Ereignis darstellen – und
damit die von diesem Ereignis verursachte
zuk�nftige Rentabilit�t.

Im Resultat zeigen K�ufer im Durchschnitt
geringe kumulative positive abnormale Ren-
diten, die nicht signifikant gr�ßer als Null
sind. Zielunternehmen haben durchschnitt-
lich positive und signifikante kumulative ab-
normale Renditen in H�he von 3,6 Prozent.
Signifikant positiv heißt hier: Innerhalb einer
Gruppe (zum Beispiel die K�ufer) sind die ku-

mulativen abnorma-
len Renditen negativ
f�r weniger als 5
Prozent der Unter-
nehmen. Von be-
sonderem Interesse
sind die kumula-
tiven abnormalen
Renditen der Kon-
kurrenzunternehmen,
die ebenfalls positiv
und statistisch si-
gnifikant (0,37 Pro-
zent) sind. Das be-
deutet, dass die
Konkurrenten in der Untersuchungsgruppe
eher zu den Gewinnern z�hlen. Die Konkur-
renten schneiden durchschnittlich besser ab
als die K�ufer, aber schlechter als die Ziel-
unternehmen. Es ist also weiterhin am vor-
teilhaftesten, ein Zielunternehmen zu sein,
aber es ist besser, ein Konkurrent zu sein als
ein K�ufer. Vorsichtiger ausgedr�ckt: Au-
ßenseiter einer Fusion werden jedenfalls
nicht bestraft.

Mit der empirischen Analyse l�sst sich auch
die zweite Hypothese testen. Um zu �ber-
pr�fen, ob Wettbewerber von grenz�ber-
schreitenden Fusionen tats�chlich weniger
profitieren, werden die drei Firmentypen
(Zielunternehmen, K�ufer und Konkurren-
ten) auf drei geografische Kontexte aufge-
schl�sselt, in die Unternehmenszusammen-
schl�sse fallen k�nnen: innereurop�ische (bei
denen beide fusionierenden Unternehmen aus
Europa kommen), außereurop�ische (bei
denen beide fusionierenden Unternehmen aus
L�ndern außerhalb Europas kommen) und
Fusionen zwischen einem europ�ischen und
einem außereurop�ischen Unternehmen.
Hierbei zeigt sich, dass die positiven abnor-
malen Renditen der Zielunternehmen unab-
h�ngig vom geografischen Kontext statistisch
robust sind: Bei innereurop�ischen Fusionen
erreichen Zielunternehmen durchschnittlich
signifikante kumulative positive abnormale
Renditen von 3,0 Prozent, bei außereurop�i-
schen Fusionen von 8,0 Prozent, und bei Fu-
sionen zwischen europ�ischen und nicht-
europ�ischen Unternehmen von 2,1 Prozent.

F�r K�ufer ergibt sich das gleiche Bild wie bei
der Analyse ohne Ber�cksichtigung der L�n-
derherkunft der fusionierenden und konkur-
rierenden Unternehmen, sie sind nicht sig-
nifikant unterschiedlich von Null, das heißt:
In welchem geografischen Kontext eine Fu-
sion stattfindet, spielt keine Rolle f�r den Er-
folg (oder Misserfolg) der K�uferfirmen. Die
positiven abnormalen Renditen f�r Konkur-
renten bleiben in zwei geografischen Kontex-
ten erhalten: Konkurrenzunternehmen erzie-
len im Durchschnitt signifikante abnormale
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Renditen von 0,34 Prozent bei innereurop�i-
schen Fusionen und von 0,81 Prozent bei
außereurop�ischen Fusionen. Bei Zusam-
menschl�ssen von europ�ischen und außer-
europ�ischen Unternehmen erzielen die Kon-
kurrenten im Durchschnitt positive, aber
nicht signifikante kumulative abnormale
Renditen, was bedeutet, dass es auch eine
Reihe von Wettbewerbern gibt, denen Nach-
teile aus Fusionen entstehen. Dieses Ergebnis
best�tigt somit die Idee, dass Fusionen zwi-
schen europ�ischen und außereurop�ischen
Unternehmen in geringerem Maß zur Steige-
rung der Marktmacht aller miteinander kon-
kurrierenden Unternehmen f�hren. Es muss
jedoch hervorgehoben werden, dass die
durchschnittliche Rendite auch bei diesen
Unternehmenszusammenschl�ssen nicht ne-
gativ ist. Innereurop�ische Fusionen haben
also positive Auswirkungen auf die Konkur-
renten, Fusionen zwischen europ�ischen und
außereurop�ischen Firmen wirken sich nicht
signifikant auf Konkurrenten aus, und bei au-
ßereurop�ischen Fusionen erzielen Konkur-
renten erhebliche Gewinne.

Zusammengefasst unterst�tzen die Resultate
also beide empirische Hypothesen: Es lohnt
sich, Wettbewerber zweier sich zusammen-
schließender Unternehmen zu sein, und zwar
unabh�ngig von deren geografischer Her-
kunft, allerdings insbesondere bei nicht

grenz�bergreifenden Fusionen und �bernah-
men.

Insgesamt widersprechen die Ergebnisse klar
der Auffassung, dass Fusionen und �ber-
nahmen grunds�tzlich die Konkurrenten be-
drohen. Eine klare Folgerung aus unter-
nehmerischer Perspektive ist, dass Manager
nicht generell versuchen sollten, einem Zu-
sammenschluss zwischen Wettbewerbern
entgegenzuwirken: Ein solcher Zusammen-
schluss wirkt sich in der Mehrzahl der F�lle
positiv auf das Ergebnis der unbeteiligten
Konkurrenten aus. Aus wirtschaftspolitischer
Perspektive sollten allerdings Zusammen-
schl�sse genau aus diesem Grund unter die
Lupe der Wettbewerbsh�ter genommen wer-
den: Wenn die Wettbewerber von Fusionen
profitieren, tragen vor allem die Konsumen-
ten die Kosten.
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Neuerscheinung
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Philip Mirowski, Dieter Plehwe (Eds.)

The Road from Mont P�lerin
The Making of the Neoliberal Thought Collective

Cambridge, MA/London: Harvard University Press
2009

ISBN 978-0-674-03318-4

469 Seiten, $ 55.00

In diesem Band wird die Vielfalt wichtiger Quellen und
Ursprungszusammenh�nge neoliberalen Denkens in
Frankreich, Großbritannien, Deutschland und den USA
dargestellt. Hauptbezugspunkt sind Mitglieder der
1947 in der Schweiz gegr�ndeten Mont-P	lerin-Ge-
sellschaft, charakterisiert als wissenschafts- und ge-
sellschaftspolitisch einflussreiches Denkkollektiv. Ne-
ben den unterschiedlichen und teils widerspr�chlichen
Traditionen gibt es eine zentrale Gemeinsamkeit neoli-
beralen Denkens: Intellektuelle Vertreter eines „drit-
ten Weges“ wenden sich seit Mitte der 1930er Jahre
sowohl gegen den Naturalismus des Laisser-faire-Li-
beralismus als auch gegen kollektivistische Str�-

mungen. Die Auseinandersetzungen im neoliberalen
Lager w�hrend der 1950er und 1960er Jahre werden
veranschaulicht am Beispiel der Debatten �ber Ge-
werkschafts-, Wettbewerbs- und Entwicklungspolitik
und anhand des Verh�ltnisses zwischen Finanziers
und Intellektuellen. Der Schlussteil widmet sich der
Mobilisierung neoliberalen Wissens in der j�ngeren
Geschichte Chiles, im Rahmen der Diskussionen um
die Regulierung multinationaler Konzerne in der UNO
und bei der Entwicklung von „property rights“-An-
s�tzen zur Armutsbek�mpfung, die von der Weltbank
und bilateralen Entwicklungshilfeinstitutionen ge-
f�rdert werden.
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Vorschau

WZB-Veranstaltungen
September bis November 2009
16. September 2009

Gesundes Aufwachsen f�r alle – Schlussfolgerungen f�r Politik und Praxis

Konferenz

Auf der Fachtagung soll der Stand der Pr�vention in Deutschland exemplarisch am Handlungsfeld Kindergesundheit diskutiert werden. Dabei geht es
etwa um die Potenziale und H�rden, die es aus Sicht der Praxis bei der Umsetzung von Pr�vention im Bereich Kindergesundheit gibt. Auch die Fragen
nach Bedingungen und Schwierigkeiten bei ressort�bergreifender Zusammenarbeit und nach der Verantwortung der Politik f�r die Pr�vention auf kom-
munaler und landesweiter Ebene werden gestellt.

Veranstalter: AOK-Bundesverband, Gesundheit Berlin-Brandenburg e.V. gemeinsam mit der WZB-Forschungsgruppe „Public Health“
Informationen: Dorothea Weinrebe, E-Mail: weinrebe@wzb.eu

16.–17. Oktober 2009

Competition among Nation States

Internationale Jahreskonferenz 2009

Die Veranstaltung des Schwerpunkts „M�rkte und Politik“ findet im Rahmen des Kooperationsprojekts der DFG mit der franz�sischen ANR statt. Aus der
Perspektive eines „Wettbewerbs der Nationalstaaten“ werden institutionelle Aspekte staatlicher Steuerpolitik, die vormals als gegeben angenommen
wurden, zu Politikvariablen. Im Mittelpunkt stehen Fragen des Designs und der Umsetzung fiskalpolitischer L�sungsans�tze im Licht zunehmender �ko-
nomischer Integration und mobiler Produktionsfaktoren.

Veranstalter: Professor Kai A. Konrad, Benny Geys Ph.D.
Informationen: Nina Bonge, E-Mail: bonge@wzb.eu

30.–31. Oktober 2009

Reflections on Fiscal Federalism: Elaborating the Research Agenda

Workshop

Der zweite Workshop ist der „Kick-off-workshop“ des neuen Doktorandenprojekts „The Future of Fiscal Federalism“ im Schwerpunkt „M�rkte und Poli-
tik“, von 2009 bis 2012 am WZB geleitet von Kai A. Konrad und koordiniert von Benny Geys.

Veranstalter: Benny Geys Ph.D.
Informationen: Nina Bonge, E-Mail: bonge@wzb.eu

9.–10. November 2009

20 Jahre Fall der Mauer – (Zwischen-)Bilanz der Lebensverh�ltnisse Deutschlands
Jahrestagung der Sektion Sozialindikatoren der Deutschen Gesellschaft f�r Soziologie

Veranstaltungsorte: DIW und WZB

Die Sektion Soziale Indikatoren l�dt an diesem historischen Jahrestag zu ihrer Tagung nach Berlin ein, um anhand sozialer Indikatoren sowie empirischer
Analysen den bisherigen Verlauf der Vereinigung der Lebensverh�ltnisse in den alten und neuen Bundesl�ndern zu bilanzieren.

Veranstalter: Dr. Roland Habich, WZB, Professor J�rgen Schupp, Deutsches Institut f�r Wirtschaftsforschung (DIW)
Informationen: Dr. Roland Habich, E-Mail: rhabich@wzb.eu
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Geheim und diskriminierend
Lokale Abstimmungen beg�nstigen eine restriktivere Einb�rgerungspraxis

Marc Helbling

In der Schweiz f�llt die Entscheidung �ber die Einb�r-
gerung von Ausl�ndern auf lokaler Ebene. Bis vor
kurzem hat in einigen Gemeinden die gesamte Be-
v�lkerung �ber die einzelnen Gesuche abgestimmt.
Dieses Verfahren f�hrte zu restriktiven und diskrimi-
nierenden Entscheiden, wof�r es drei Erkl�rungsan-
s�tze gibt: Direktdemokratische Institutionen bieten
rechtspopulistischen Parteien eher die M�glichkeit,
die Stimmb�rger f�r ihre Sache zu mobilisieren; vor
allem Leute mit einem restriktiven Staatsb�rger-
verst�ndnis nehmen an solchen Abstimmungen teil;
anonyme Entscheide schalten jegliche soziale Kon-
trolle aus.

Die Schweiz hat wahrscheinlich ein weltweit
einzigartiges Einb�rgerungssystem: Ausl�n-
der werden auf lokaler Ebene eingeb�rgert.
Zwar hat die Zahl der Bestimmungen auf na-
tionaler und kantonaler Ebene in den letzten
Jahren zugenommen. Grunds�tzlich ent-
scheidet aber jede Gemeinde selbst dar�ber,
welche Kriterien erf�llt werden m�ssen, um
Schweizer zu werden, und welches Verfahren
angewendet wird, sei es nun eine Stadt von
100.000 oder ein Dorf von 400 Einwohnern.

Dabei ist Einb�rgerungspolitik jeweils das
Ergebnis von Aushandlungsprozessen zwi-
schen politischen Akteuren mit unterschied-
lichem Verst�ndnis von Staatsb�rgerschaft,
Nation, Region und Kultur. Von zentraler Be-
deutung ist hierbei, welche Akteure an den
Entscheidungsprozessen beteiligt sind, wel-
che Positionen sie vertreten und wie stark ihr
Einfluss ist.

Der Ausgang einer Abstimmung ist dabei ent-
scheidend durch institutionelle Strukturen
bestimmt: Lange gab es Kommunen, in denen
die gesamte Bev�lkerung per Urnenabstim-
mung entschied, ob eine Person, Ehepaare
oder Familien die Schweizer Staatsangeh�rig-
keit erhielten. Das Bundesgericht erkl�rte
2003 solche Verfahren f�r verfassungswidrig.
2008 lehnten die Schweizer Stimmb�rger
eine Initiative der Schweizerischen Volks-
partei (SVP) ab, die es den Gemeinden er-
m�glichen sollte, solche Verfahren wieder
einzuf�hren. In Gemeinden mit dieser nun
beendeten direktdemokratischen Tradition
bei der Einb�rgerung wurden bedeutend
mehr negative Entscheide gef�llt als in Ge-
meinden, in denen eine Einb�rgerungs-
kommission oder die Exekutive �ber das Ver-
leihen der Staatsb�rgerschaft entscheidet.

Warum f�llt Einb�rgerungspolitik restrikti-
ver und diskriminierender aus, wenn die Ge-
samtbev�lkerung geheim �ber Gesuche ab-
stimmt? Verschiedene Studien in den USA
und der Schweiz untersuchten, ob direkte De-
mokratie dazu f�hrt, dass bei Volksabstim-
mungen Minderheiten von der Mehrheitsbe-
v�lkerung diskriminiert werden. Die Ergeb-
nisse sind nicht eindeutig. Es scheint sehr
darauf anzukommen, welche Minderheit be-
troffen ist und in welchem Kontext dar�ber
entschieden wird. W�hrend Einigkeit darin
besteht, dass direkte Demokratie einen Ein-
fluss hat, gehen die Erkl�rungen hierf�r weit
auseinander. Im Folgenden werden drei Er-
kl�rungsans�tze f�r die diskriminierende Ein-
b�rgerungspolitik in der Schweiz skizziert: Es
wird argumentiert, dass direktdemokratische
Institutionen rechtspopulistischen Parteien
die M�glichkeit bieten, die Stimmb�rger f�r
ihre Sache zu mobilisieren, dass vor allem
Leute mit einem restriktiven Staatsb�rger-
verst�ndnis an solchen Abstimmungen teil-
nehmen und dass anonyme Entscheide jeg-
liche soziale Kontrolle ausschalten.

Im Verlauf der zweiten H�lfte des 20. Jahr-
hunderts zeigte sich in der Schweiz ver-
schiedentlich, dass rechtspopulistische Par-
teien, die kaum Unterst�tzung in nationalen
Wahlen erhielten, die Abstimmungsarena
dazu benutzten, ihre Anliegen im Bereich der
Ausl�nderpolitik auf die politische Agenda
zu bringen. Obwohl die meisten Initiativen
abgelehnt wurden, gelang ihnen eine starke
Mobilisierung. Die �berraschend guten Re-
sultate f�r diese kleinen Parteien bewogen die
schweizerische Regierung dazu, Ausl�nder-
und Staatsb�rgergesetze zu versch�rfen. Die
direktdemokratische Arena erm�glichte so-
mit diesen Parteien, indirekt ihren Einfluss
auszu�ben.

Sowohl direkte wie auch indirekte Einfl�sse
k�nnen in der lokalen Einb�rgerungspolitik
beobachtet werden. Die Gemeinde Emmen,
der wohl bekannteste Fall schweizerischer
Einb�rgerungspolitik, ist ein Beispiel f�r di-
rekte Effekte. In dieser Vorortgemeinde von
Luzern entschied bis 1999 das Gemeinde-
parlament �ber Gesuche. In jenem Jahr lan-
cierten die „Schweizer Demokraten“, eine
kleine rechtspopulistische Partei, eine Ini-
tiative mit der Forderung, in Zukunft an der
Urne �ber Antr�ge entscheiden zu lassen. Die
Initiative wurde angenommen und f�hrte in
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Summary

Secret voting promotes
discrimination

In Switzerland, foreigners are natu-
ralized at the local level. Until re-
cently, there were some municipali-
ties where the entire population
decided about each individual case
in a secret vote. These procedures
of direct democracy have led to re-
strictive and discriminatory deci-
sions. Administrative procedures
are in effect less restrictive. Possi-
ble explanations are discussed: the
mobilizing potential of right-wing
groups, the higher participation
rate of people with xenophobic
tendencies in the voting, and the
lack of social control in the secret
vote.
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der Folge zu einer Reihe von viel diskutierten
diskriminierenden Entscheiden, vor allem ge-
gen�ber Antragstellern aus Ex-Jugoslawien.
Interviews mit Lokalpolitikern anderer Ge-
meinden zeigten, dass das Zusammentreffen
direktdemokratischer Institutionen und
rechtspopulistischer Kr�fte zu einer st�rkeren
Vorselektion von Antragstellern f�hrt: So
warten potenzielle Antragssteller l�nger, bis
sie ein Gesuch einreichen, oder die vorbe-
ratende Kommission bringt weniger Gesuche
zur Abstimmung, um ablehnende Entscheide
zu vermeiden oder auf ein Minimum zu be-
schr�nken.

Wenn es nun scheint, dass rechtspopulis-
tische Kr�fte die Bev�lkerung f�r ihre An-
liegen bei gewissen Abstimmungen zu mobi-
lisieren verm�gen, so stellt sich die Frage,
wer denn �berhaupt an die Urne geht. Der
amerikanische Politikwissenschaftler Morris
Fiorina beklagt, das Prinzip partizipativer
Demokratie werde immer mehr unterminiert,
weil ein zunehmender Teil der Bev�lkerung
immer weniger Bereitschaft zu politischem
Engagement zeige. Als Folge nehme ein im-
mer kleiner werdender und daher kaum re-
pr�sentativer Teil an politischen Versamm-
lungen und Abstimmungen teil. F�r die
Schweiz wurde nachgewiesen, dass lediglich
18 Prozent der Stimmb�rger zu Gemeinde-
versammlungen gehen. Dies ist deutlich we-
niger als die Beteiligung bei nationalen Sach-
abstimmungen (40 Prozent) oder lokalen
Exekutiv- oder Parlamentswahlen (63 Pro-
zent).

Man weiß sehr wenig dar�ber, wer sich in der
Schweiz auf lokaler Ebene politisch enga-
giert. Lediglich die h�here Beteiligung in Ge-
meinden mit einem hohen Anteil von Bauern
und Handwerkern mit konservativen Ein-
stellungen ist belegt. Solche Ergebnisse k�n-
nen nur vermuten lassen, aber nicht bewei-
sen, dass sich Personen mit einem restriktiven
Staatsb�rgerverst�ndnis vermehrt �ber di-
rektdemokratische Verfahren politisch enga-
gieren. Andere Analysen haben gezeigt, dass
Personen, die sich politisch rechts einstufen
und mit der Schweizerischen Volkspartei
sympathisieren, tats�chlich mit h�herer
Wahrscheinlichkeit an einer Gemeindever-
sammlung teilnehmen als andere.

Direktdemokratische Verfahren k�nnen aber
auch dazu f�hren, dass sich B�rger anders
positionieren, als sie dies in einer �ffentlichen
Debatte t�ten. Als Urnenabstimmungen �ber
Einb�rgerungsgesuche vom Bundesgericht
f�r verfassungswidrig erkl�rt wurden, war
eines der Hauptargumente, dass solche Ver-
fahren diskriminierende Entscheide zulassen

und es nicht erm�glichen, herauszufinden,
aus welchen Gr�nden ein Gesuch abgelehnt
wurde. Da es sich jedoch bei Einb�rgerungen
gem�ß Bundesgericht um administrative Ent-
scheide handelt, m�sse sichergestellt werden,
dass alle Antragsteller an den gleichen Krite-
rien gemessen werden, unabh�ngig davon,
wie restriktiv oder liberal diese nun sind.

In verschiedenen Interviews sprachen sich
manche Lokalpolitiker gegen die Urteile des
Bundesgerichts aus, weil sie der Meinung wa-
ren, dass es manchmal schlicht nicht m�glich
sei, klare Begr�ndungen f�r Ablehnungen
vorzubringen. Diese Personen empfanden es
als legitim, Gesuche auch schlicht auf Grund-
lage eines mulmigen Gef�hls ablehnen zu
k�nnen – wof�r geheime Abstimmungen per-
fekte Voraussetzungen bieten. Dass einzelne
W�hler oder Lokalpolitiker keine klaren Ar-
gumente f�r ihre Entscheidungen nennen
k�nnen, liegt h�ufig daran, dass sie die Kan-
didaten zur Einb�rgerung kaum oder gar
nicht kennen. In verschiedenen Studien
wurde aufgezeigt, dass pers�nliche Kontakte
zu Ausl�ndern und eine vertiefte Ausein-
andersetzung mit ihnen zu toleranterem Ver-
halten f�hren. In einigen Interviews wurde
denn auch angef�hrt, dass man zu großz�gi-
geren Einstellungen gelangt sei, seit man sich
in der Einb�rgerungspolitik der eigenen Ge-
meinde st�rker engagiere.

Diskriminierende Einstellungen gegen�ber
Ausl�ndern k�nnen in einem liberalen Staat
nur unter Schwierigkeiten vertreten werden –
ein weiterer Grund, sich nicht �ffentlich ge-
gen Antragsteller aussprechen zu wollen.
Viele W�hler bef�rchten die negativen Re-
aktionen von Mitb�rgern, wenn sie zum Bei-
spiel an Gemeindeversammlungen die Ableh-
nung eines Gesuches verlangten. Geheime
Abstimmungen setzen also solche sozialen
Kontrollmechanismen außer Kraft.

Direktdemokratische Verfahren wie in der
Schweiz haben viele Vorteile – das System hat
aber auch gewisse Grenzen. Interessant ist im
Fall der Abstimmungen �ber Einb�rgerungs-
gesuche, dass sich Politiker und die breite Be-
v�lkerung in Abh�ngigkeit davon, ob �ffent-
lich oder geheim dar�ber entschieden wird,
sehr unterschiedlich positionieren. Zudem ist
es aufschlussreich, zu beobachten, welche
Dynamik in der Einb�rgerungspolitik ent-
steht, wenn sich institutionelle Einrichtungen
�ndern, mehr in der �ffentlichkeit �ber kul-
turelle Grenzen diskutiert wird und rechts-
populistische Kr�fte auftreten. Diese Er-
kenntnisse sind �ber die Verfahren schweize-
rischer lokaler Einb�rgerungspolitik hinweg
von großem Interesse.
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Handeln f�r das Gemeinwohl
Eine differenzierte Bilanz b�rgerschaftlichen Engagements

Mareike Alscher, Dietmar Dathe, Eckhard Priller und Rudolf Speth

Rund ein Drittel der Bev�lkerung in Deutschland –
zwischen 30 und 36 Prozent – engagiert sich freiwil-
lig. Gleichzeitig klagen zivilgesellschaftliche Organi-
sationen �ber einen R�ckgang der Bereitschaft zum
Engagement. Das sind Ergebnisse eines vom Bun-
desministerium f�r Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend gef�rderten Berichts zur Lage des b�rgerschaft-
lichen Engagements in Deutschland, der von der Pro-
jektgruppe Zivilengagement am WZB erarbeitet und
k�rzlich ver�ffentlicht wurde. Familien, Kinder und
Senioren sind demnach wichtige Empf�nger von En-
gagement, und zugleich engagieren sich Familien
�berdurchschnittlich h�ufig. Dabei wird das familien-
bezogene Engagement immer noch �berwiegend
von Frauen geleistet.

Das facettenreiche Konzept des b�rgerschaft-
lichen Engagements hat die Politik, die �f-
fentlichkeit und die Wissenschaften in den
letzten Jahren besonders bewegt. Viele B�r-
gerinnen und B�rger beteiligen sich an selbst-
organisierten Aktivit�ten und leisten einen
Beitrag f�r gemeinschaftliche und gesell-
schaftliche Belange; sie geben Geld, aber
auch Zeit, Energie und Ideen. Dieses Engage-
ment wird als Ausdruck einer vitalen Zivil-
gesellschaft und als Grundlage f�r das
Funktionieren einer modernen Gesellschaft
angesehen. Das Potenzial freiwilligen Enga-
gements f�r die St�rkung eines demokra-
tischen Gemeinwesens und des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts wird seit langem
hervorgehoben. Die Beitr�ge zur Wohlfahrts-

produktion, zur Verbesserung der sozialen
Infrastruktur und zur Schaffung von Be-
sch�ftigungsm�glichkeiten bleiben dagegen
meist unterbelichtet. Dabei tr�gt Engagement
wesentlich zur Verbesserung der Lebens-
qualit�t in vielen Bereichen des gesellschaft-
lichen und privaten Lebens bei.

Das stark gewachsene Interesse amZivilengage-
ment, in Deutschland wie international, ist vor
allem auf aktuelle Gesellschaftsentwicklungen
zur�ckzuf�hren: zunehmende Individualisie-
rung, soziale Desintegration, Verlust sozialer
Bindungen, geringer werdendes Interesse an Po-
litik und das Schwinden der Leistungsf�higkeit
traditioneller Sozialsysteme. Selbst im Zusam-
menhang mit der aktuellen Finanz- und Wirt-
schaftskrise wird �ber Engagement diskutiert.
Noch ist unklar, ob die Menschen durch deren
Auswirkungen mehr zusammenr�cken oder
sich verst�rkt um die eigenen Dinge k�mmern
werden. Der „Bericht zur Lage und zu den Per-
spektiven des b�rgerschaftlichen Engagements
in Deutschland“, der von der WZB-Projekt-
gruppe Zivilengagement vorgelegt und vom
Bundesministerium f�r Familie, Senioren,
Frauen und Jugend gef�rdert wurde, zieht Bi-
lanz und bietet erstmals eine systematische
�bersicht, die neben dem individuellen Engage-
ment die Ebene der zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen mit ber�cksichtigt. Der Bericht
spricht Empfehlungen f�r eine differenzierte En-
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gagementpolitik aus und zeigt zugleich Felder
der k�nftigen Forschung in diesem Bereich auf.

Nach Angaben aus unterschiedlichen Erhe-
bungen engagieren sich in Deutschland der-
zeit zwischen 30 und 36 Prozent der B�rge-
rinnen und B�rger. Seit Mitte der 1980er
Jahre l�sst sich ein steigender Trend der En-
gagementbeteiligung in Deutschland beob-
achten (vgl. Abbildung 1).

Besonders das regelm�ßige Engagement, das
mindestens einmal im Monat ausge�bt wird,
weist eine beachtliche Stabilit�t auf. Seit
1998 hat es ununterbrochen zugenommen,
und die entsprechende Engagementquote er-
reichte 2007 den Wert von 17 Prozent. Zu-
gleich ist der Anteil jener recht hoch, die nur
selten aktiv sind. Gerade das Engagement
dieser Gruppe schwankt im Zeitverlauf deut-
lich. Ob man dabei schon von Zyklen des En-
gagements sprechen kann, muss angesichts
der bislang verf�gbaren Daten offen bleiben.

Eine L�ngsschnittanalyse belegt, dass ein be-
deutender Teil der Aktiven das Engagement
nur f�r einen begrenzten Zeitraum aus�bt.
Das Engagement ist also durch relativ kurz-
fristige Ein- und Austritte gekennzeichnet.
Dies mag einer der Gr�nde daf�r sein, dass
zivilgesellschaftliche Organisationen die Ge-
winnung und Bindung Engagierter als ein
großes Problem charakterisieren, das bei-
spielsweise im aktuellen Sportentwicklungs-
bericht 2007/2008 beschrieben wird.

Aus der Fachdiskussion bekannt ist die �ber-
proportional starke Beteiligung der Mittel-
schicht. Es sind allerdings nicht vorder-
gr�ndig Bildungsniveau und Einkommens-
h�he, die ein Engagement beg�nstigen.
Vielmehr bilden beide Faktoren die Voraus-

setzung f�r eine bessere soziale Einbindung
und Vernetzung, die oft mit einem st�rkeren
b�rgerschaftlichen Engagement einhergehen.
Angesichts dieses Zusammenhangs d�rfte der
R�ckgang der Erwerbst�tigkeit durch die Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise das Ausmaß des
Engagements negativ beeinflussen.

Auch der demographische Wandel wird das
Engagement ver�ndern: An Bedeutung wird
es in jenen Bereichen gewinnen, in denen es
um die Belange der �lteren geht. Dagegen ist
mit einem quantitativen R�ckgang des frei-
willigen Engagements f�r Kinder und Ju-
gendliche zu rechnen.

Umso dr�ngender wird die Vereinbarkeit ver-
schiedener Lebensbereiche zu einer wichti-
gen gesellschaftspolitischen Herausforde-
rung. Vereinbarkeit bezieht sich dabei vor al-
lem darauf, die Bereiche Familie und Beruf
miteinander in Einklang zu bringen. Ange-
sichts eines wachsenden Stellenwerts des En-
gagements sollte dieser Bereich in der Dis-
kussion um eine Work-Life-Balance ber�ck-
sichtigt werden.

Bislang zeigt sich, dass Frauen durch das Zu-
sammenspiel von Familie, Beruf und Enga-
gement st�rker belastet sind als M�nner.
Dies findet in den unterschiedlichen Engage-
mentquoten seinen Ausdruck: Frauen sind
in zivilgesellschaftlichen Organisationen in
einem geringeren Umfang aktiv als M�nner.

Das wird zum einen auf ihre Hauptverant-
wortung bei der Kinderbetreuung zur�ck-
gef�hrt. Zum anderen wirkt sich die Ein-
bindung in das Erwerbsleben bei Frauen ne-
gativ auf ihr freiwilliges Engagement aus.
Dies wird dadurch best�tigt, dass ihr Engage-
ment bei steigender Arbeitszeit sinkt. Der
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Summary

Volunteering in Germany

One out of three Germans –
between 30 and 36 percent of the
population, according to different
statistics – are active in voluntee-
ring. Yet, civic organizations are
concerned about the decline of vo-
luntary civic activities over the past
few years. These are the key find-
ings of the WZB Report on Volun-
tary Civic Activities in Germany,
funded by the German Federal Min-
istry for Family Affairs, Senior Citi-
zens, Women and Youth. Mainly
families, children and youth as well
as the elderly receive support from
volunteers. At the same time, these
groups are to a large extent active
in volunteering themselves. The
voluntary support for families is still
mainly offered by women.

Aus der aktuellen Forschung



Einfluss von Familie und Beruf auf das Enga-
gement von Frauen zeigt sich besonders deut-
lich bei der Betrachtung von Frauen und
M�nnern in Paarhaushalten mit Kindern: Je
h�her das w�chentliche Arbeitszeitvolumen
bei Frauen, desto geringer ist ihr zeitlicher
Einsatz f�r ehrenamtliche Aktivit�ten. Bei
M�nnern verh�lt es sich genau umgekehrt:
Ihr Engagement nimmt bei steigender Ar-
beitszeit zu (vgl. Abbildung 2).

Von den Frauen in Paarhaushalten mit
Kindern und einer w�chentlichen Arbeitszeit
von 20–25 Stunden sind 87,5 Prozent enga-
giert, aber nur 28,4 Prozent der Frauen mit
einer w�chentlichen Arbeitszeit von 40–45
Stunden.

Frauen sind mit Blick auf ihr Engagement
M�nnern gegen�ber benachteiligt, die zeit-
lichen und inhaltlichen Anforderungen aus
den Bereichen Familie, Beruf und Engage-
ment aufeinander abzustimmen.

Frauen sind �berdurchschnittlich in jenen
Feldern engagiert, die eine N�he zur Familie
aufweisen. Der Frauenanteil im Engagement
f�r Kinder und Jugendliche liegt nach An-
gaben aus dem „Engagementatlas“, einer Un-
tersuchung aus dem Jahr 2008, bei 62 Pro-
zent (M�nner: 38 Prozent) und im Bereich
Soziales, Gesundheit und Pflege bei 63 Pro-
zent (M�nner: 37 Prozent).

In Zeiten demographischen Wandels und sich
ver�ndernder Geschlechterverh�ltnisse erhal-
ten jene freiwilligen Leistungen einen neuen
Stellenwert, die auf die Familie gerichtet
sind. Insgesamt 49 Prozent des Engagements
kommen Familien, Kindern und Senioren zu-
gute. Aber Familien empfangen nicht nur Un-
terst�tzung; sie z�hlen auch zu den Haupt-

akteuren des Engagements. Paare mit Kin-
dern bis 14 Jahren sind mit 66 Prozent
�berdurchschnittlich h�ufig freiwillig aktiv.
Die Analysen belegen des Weiteren, dass En-
gagement f�r Familien grunds�tzlich – in Re-
lation zu �ffentlichen und privatwirtschaft-
lichen Leistungen – nur erg�nzende Funk-
tionen hat. So werden die familienbezogenen
Aktivit�ten in der Regel nur ein- bis zweimal
w�chentlich ausge�bt. Durch ihren zus�tz-
lichen Charakter erhalten die Angebote aber
eine besondere Eigenschaft: den Gewinn an
Lebensqualit�t.

Das familienbezogene Engagement findet in
zahlreichen Verb�nden, in Vereinen und
Netzwerkstrukturen statt, aber auch in
schwach oder gar nicht formalisierten Struk-
turen, zwischen Nachbarn, Freunden und Be-
kannten. Es umfasst eine breite Palette von
Leistungen wie kurzfristige Betreuung, Be-
sorgungen sowie Freizeit- und Bildungsan-
gebote, etwa in Form von Vorleserunden oder
Hausaufgabenbetreuung. Informelles Enga-
gement gibt es in einem besonderen Maße im
Pflegebereich. Heute beteiligen sich �ber 15
Prozent der Bev�lkerung an Pflegeaktivit�ten
in Privathaushalten. Dabei handelt es sich vor
allem um Freunde, Nachbarn und Bekannte.

Trotz der Bedeutung der informellen Hilfe
wird freiwillige Unterst�tzung immer noch
�berwiegend von Mitgliedern zivilgesell-
schaftlicher Organisationen geleistet. Be-
sonders die Anzahl der eingetragenen Vereine
ist �ber einen l�ngeren Zeitraum dynamisch
gewachsen: Sie hat sich von rund 86.000 im
Jahr 1960 mehr als versechsfacht: auf
554.000 im Jahr 2008. Damit waren 674 Ver-
eine je 100.000 Einwohner in die Vereins-
register eingetragen.

Nach dem kontinuierlichen Anstieg gab es in
den Jahren 2005 bis 2008 einen R�ckgang
der Vereinszahlen um 40.000 Vereine. Die
Frage, ob der R�ckgang bereits eine Trend-
wende anzeigt, kann noch nicht eindeutig be-
antwortet werden. Zumindest deuten sin-
kende Mitgliederzahlen auf zunehmende
Probleme hin. Im Sport ist die Bindung und
Gewinnung ehrenamtlicher Mitarbeiter auf
der Vorstands- und Ausf�hrungsebene (Trai-
ner, �bungsleiter, Schieds- und Kampfrichter)
bereits f�r eine Reihe von Vereinen zu einem
existenziellen Problem geworden.

Neben den Vereinen haben Stiftungen als die
�ltesten zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionsformen in den letzten Jahren in Deutsch-
land eine Renaissance erlebt. Das Stiftungs-
wesen hat sich besonders dynamisch entwi-
ckelt. Nach Angaben des Bundesverbandes
Deutscher Stiftungen gab es Anfang 2009 ins-
gesamt 16.406 rechtsf�hige Stiftungen b�r-
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gerlichen Rechts – rund 6 Prozent mehr als
im Vorjahr. Die H�lfte dieser Stiftungen
wurde in den letzten zehn Jahren gegr�ndet.
Im Jahr 2008 wurden �ber 1.000 Stiftungen
neu errichtet, 2007 �ber 1.100.

Dabei nahm das Stiftungsverm�gen nicht in
gleicher Weise wie die Zahl der Stiftungen zu.
Die deutschen Stiftungen verf�gen nach
Sch�tzungen des Bundesverbandes Deutscher
Stiftungen �ber mehr als 100 Mrd. Euro an
Stiftungskapital. Der �berwiegende Teil der
Stiftungen hat nur einen geringen Verm�-
gensstock, der durch die M�glichkeit der Zu-
stiftung allerdings w�chst. Mehr als die
H�lfte der Stiftungen (54 Prozent) k�nnen bis
zu 50.000 Euro im Jahr ausgeben und nur 10
Prozent mehr als 2,5 Mio. Euro. Die Wirt-
schafts- und Finanzkrise hat das Verm�gen
der Stiftungen allerdings geschm�lert. Die
Krise kann sich k�nftig auch negativ auf die
Zahl der Stiftungsgr�ndungen auswirken.

Stiftungen stehen als zivilgesellschaftliche
Organisationen zugleich in der Kritik. Sie
verf�gen nicht �ber die demokratischen Or-
ganisationsformen wie Vereine. Dar�ber hin-
aus genießen Stiftungen und Stifter besondere
steuerrechtliche Privilegien, die in den letzten
Jahren erheblich ausgeweitet wurden. Die
Kritik entz�ndet sich an der fehlenden Trans-
parenz und Rechenschaftspflicht von Stif-
tungen. Die Jahresberichte und die Jahres-
abschl�sse liegen zwar bei den Beh�rden der

Stiftungsaufsicht vor. Notwendig w�re aber,
diese Berichte �ber das Internet zug�nglich zu
machen und ein bundeseinheitliches Stif-
tungsregister einzuf�hren.

Der vom WZB vorgelegte Bericht ist ein Vor-
l�ufer f�r die k�nftig einmal pro Legislaturpe-
riode erfolgende Berichterstattung zum b�rger-
schaftlichen Engagement, mit deren Erstellung
der Bundestag die Bundesregierung beauftragt
hat. Der zuk�nftige Bericht enth�lt eine Stel-
lungnahme der Bundesregierung und wird – auf
thematische Schwerpunkte konzentriert – die
Entwicklung des b�rgerschaftlichen Engage-
ments darstellen. Dabei soll der Stand der En-
gagementpolitik einschließlich der politischen,
rechtlichen und gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen des b�rgerschaftlichen Engage-
ments in Deutschland ber�cksichtigt werden.

Wie der Bericht zeigt, handelt es sich beim
b�rgerschaftlichen Engagement um ein vi-
tales Konzept, das sich durchaus wandelt und
stetig Neues entstehen l�sst. Die Forschung
muss dies k�nftig st�rker ber�cksichtigen.
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Neuerscheinung
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Die Akademiengruppe Altern in Deutschland war ein
gemeinsames Projekt der Deutschen Akademie der
Naturforscher Leopoldina und der Deutschen Aka-
demie der Technikwissenschaften (acatech). Aus-
gangspunkt ihrer Empfehlungen ist die Tatsache, dass
die demographische Entwicklung das Leben der Men-
schen im Durchschnitt erheblich verl�ngert hat und
viele das h�here Alter bei besserer Gesundheit errei-
chen. Mit den Empfehlungen verfolgte die Aka-
demiengruppe drei Ziele: erstens die Verbesserung der
Chancen der einzelnen Personen, bis ins hohe Alter
hinein ihr Leben selbstst�ndig und eigenverant-

wortlich zu f�hren. Zweitens eine produktive, gerechte
und solidarische Gestaltung des Generationenver-
h�ltnisses. Schließlich die Sicherung und St�rkung der
Zukunftsf�higkeit der Gesellschaft als Ganzes. Der de-
mographische Wandel bringt Herausforderungen mit
sich, aber auch große Chancen. Der Gewinn an Le-
benszeit stellt ein noch unausgesch�pftes Fortschritts-
potenzial dar. Es kommt darauf an, den demographi-
schen Wandel als Triebkraft f�r die n�tigen Ver�nde-
rungen zu nutzen. Dann tr�gt die demographische
Alterung zur gesellschaftlichen Dynamik bei und wird
zur demographischen Chance.

Aus der aktuellen Forschung



DerW�hler als Auftraggeber
Wie große Koalitionen zur Rechenschaft gezogen werden k�nnen

�ron Kiss

L�uft ein Wahlergebnis auf die Bildung einer großen
Koalition hinaus, sind die W�hler selten lange gl�ck-
lich mit dieser Regierung. Anf�nglich mag mit dem
B�ndnis der großen Parteien die Hoffnung ver-
bunden sein, ohne st�rende Opposition k�nnten die
großen Probleme des Landes angefasst werden. Mit
der Zeit jedoch �berwiegt die Unzufriedenheit �ber
eine Politik des kleinsten gemeinsamen Nenners.
Eine Untersuchung, die in der Forschungstradition
des rationalen Wahlverhaltens in der Schnittmenge
zwischen Politik- und Wirtschaftswissenschaft steht,
hat gezeigt, worin die spezifischen Probleme der
großen Koalition bestehen und warum sie schlechter
ist als andere Koalitionsvarianten.

Koalitionsregierungen sind charakteristisch
f�r Systeme mit Verh�ltniswahlrecht, in de-
nen so viele Parteien im Parlament vertreten
sind, dass die Parteienb�ndnisse mit jeder
Wahl wechseln k�nnen. Durch Koalitionsre-
gierungen wird ein großes Spektrum an W�h-
lerpr�ferenzen ber�cksichtigt. Vor allem
große Koalitionen werden als ein geeignetes
Instrument gesehen, Kompromisse zwischen
den wichtigen Gruppierungen einer Gesell-
schaft in schwierigen Politikfeldern zu for-
mulieren. Eine große Koalition, auch Ein-
heitsregierung genannt, kann als eine Art
Versicherung der W�hler gegen das Ein-
dringen radikaler Politikentscheidungen gel-
ten, die nur von einer Seite des politischen
Spektrums gewollt werden.

Andererseits werden Koalitionen oft als
schwache Regierungen angesehen, die im
Vergleich zu Einparteienregierungen in-
stabiler sind. Außerdem ist empirisch belegt,
dass sie mehr Schulden machen und in-
effizientere Entscheidungswege haben. Be-
gr�ndet wird das mit der großen Zahl von
Veto-Spielern in einer Koalition oder der
Schwierigkeit, verbindliche Festlegungen zu
erreichen, weil jeder Partner einen Anreiz
hat, wieder aus der Koalition auszubrechen.

Eine Studie aus der WZB-Abteilung „Markt-
prozesse und Steuerung“ integriert die Wahl,
das W�hlerverhalten und die m�gliche dis-
ziplinierende Wirkung des Wiederwahl-Be-
strebens in die Analyse von Koalitionen und
ihren typischen Schwachstellen. Man kann
eine Koalition als ein Team charakterisieren,
das ein gemeinsames Produkt, die Regie-
rungsleistung, erstellt. Die Forschung der po-
litischen Verantwortlichkeit oder Rechen-
schaft (political accountability) untersucht,

wie sich Regierungen von W�hlern diszipli-
nieren lassen. Sie verwendet die Prinzipal-
Agent-Theorie. Der W�hler ist in dieser Ana-
lyse der Prinzipal, der seinen Agenten, den
Politiker, mit der Regierung beauftragt. Er
kann dessen Leistung beobachten, aber er
kann keine direkte Kontrolle �ber ihn aus-
�ben. Wohl kann er durch die Aussicht auf
eine m�gliche Wiederwahl einen Anreiz ge-
ben, gute Politik zu machen. In der spieltheo-
retischen Analyse von Politik werden W�hler
als aktive Mitspieler angesehen, die ihre
Wahl interessengeleitet treffen.

Der hier gew�hlte Zugang spiegelt die Ten-
denz in der modernen Wirtschaftswissen-
schaft wider, allen Teilnehmern an �konomi-
schen oder politischen Interaktionen zu un-
terstellen, sie w�rden versuchen, sich in
dieser Situation optimal zu verhalten. Was
die W�hlermotivation angeht, betrachtet die
Theorie politischer Rechenschaft das W�hlen
als einen rationalen und retrospektiven Akt.
Wenn W�hler nach vorne schauen und bei
der Wahl rational entscheiden, sind sie ge-
leitet durch die Wahrnehmung vergangener
Handlungen.

Es geht dem W�hler darum, den Politiker f�r
gute Ergebnisse seiner Politik zu belohnen
und f�r schlechte zu bestrafen, so dass er da-
mit schon Verhaltensanreize schafft, bevor
weitere Entscheidungen getroffen werden.
Wenn Politiker also wissen, dass ihre Wieder-
wahl von Ergebnissen w�hrend ihrer Amts-
zeit abh�ngt, haben sie einen Anreiz, ihre Po-
litik nach den Vorlieben der W�hlerschaft
auszurichten. So entsteht die paradoxe Lage,
dass es vorausschauend ist, diese Anreize f�r
Politiker zu schaffen, am Wahltag aber in die
Vergangenheit geschaut wird und die politi-
sche Verantwortung f�r vergangenes Han-
deln bewertet wird. Das Sanktionsinstrument
der Abwahl oder Wiederwahl hat Anreizwir-
kungen auf Politikentscheidungen innerhalb
einer Koalition. Zu untersuchen ist, ob da-
durch die festgestellten Ineffizienzen ge-
mildert werden, ob es innerhalb der Koali-
tion zu konstruktiven Wettbewerbswirkun-
gen kommt oder eher zu negativen Effekten
wie „Sabotage“, wie sie die Turniertheorie
beschreibt.

Die Wiederwahl einer Regierung ist abh�ngig
von der vom W�hler wahrgenommenen Leis-
tung der Regierung als Team. Dem Koali-
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Summary

Coalitions and accountability

Research claims that coalition go-
vernments are less efficient than
one-party governments because of
the collective action problem, a
high number of veto players and
the coalition partners’ lack of com-
mitment power. Introducing poli-
tical accountability into the analy-
sis solves most of the problems of
coalitions, as rational voters can
also give the right incentives to
coalitions by granting or refusing
their re-election. A grand coalition
with no electable opposition lacks
this mechanism. Voters have to
settle for less.

Aus der aktuellen Forschung



tionsteam wird sie wie ein Bonus, der ans
gesamte Team geht, gew�hrt – oder auch
verwehrt, wenn die Gesamtleistung nicht ge-
stimmt hat. Alle Parteien einer Koalitionsre-
gierung leisten ihren Beitrag zur Gesamtleis-
tung der Regierung. Teil einer guten politi-
schen Leistung k�nnte sein, dass sich alle f�r
das effiziente Funktionieren des Staates ein-
setzen. Alle k�nnen ihr Bestes geben, m�ssen
es aber nicht. Je mehr Regierungsmitglieder
zu einer guten Politik beitragen, desto besser
ist es f�r die W�hler.

Als schlecht k�nnte eine Leistung bewertet
werden, wenn jedes Regierungsmitglied kor-
rupt w�re. Diese beiden idealtypisch darge-
stellten m�glichen Verhaltensweisen von Po-
litikern wurden stellvertretend f�r viele, nicht
beobachtbare Handlungsm�glichkeiten von
Politikern hier modelliert, weil sie alle W�h-
ler gleichermaßen betreffen w�rden. Im Mo-
dell des Prinzipals W�hler und des Agenten
Politiker besteht eine Art Vertrag zwischen
ihnen. In diesem ist festgelegt, dass die W�h-
ler die Regierung wiederw�hlen, wenn die
politischen Ergebnisse, die die Regierung be-
einflussen kann, gut genug sind. Sonst wird
die Opposition gew�hlt. Die �konomische
Vertragstheorie, die dies auch f�r andere
Kontexte bewiesen hat, besagt, dass ein sol-
cher Vertrag dem Koalitionsteam eine opti-
male Anreizstruktur bietet. Durch das Vor-
handensein einer echten Wahlalternative ist
die Disziplinierbarkeit auch einer Koalition
aus mehreren Parteien gegeben, gleicher-
maßen wie bei einer Einparteienregierung.
Das bedeutet, dass es einen Mechanismus
gibt, durch den die festgestellten In-
effizienzen bei der Entscheidungsfindung in
einer Koalition verringert werden. Das ent-
scheidende ist dabei, dass die Regierung eine
echte Opposition hat, die auch kurzfristig
w�hlbar w�re.

Die Disziplinierbarkeit einer Koalition wird
problematisch in einer Situation, in der sich
eine Koalition verschiedener Parteien ergibt,
zu der es keine echte mehrheitsf�hige Al-
ternative gibt, wie bei einer Großen Koali-
tion, wie es sie etwa in Deutschland, �ster-
reich, Israel und Italien gegeben hat und gibt.

Große Koalitionen formieren sich oft bei
Auftreten von und in Abgrenzung zu ex-
tremen Parteien, die sich vom „Establish-
ment“ abgrenzen wollen. Die Mehrheit der
W�hler wird wahrscheinlich diese extremen
Parteien nicht w�hlen wollen. Daher ist die
Situation dieselbe wie bei einer Regierungs-
koalition ganz ohne Opposition, die ohne
Wahlalternative bleibt. Der W�hler ist also
nicht in der Lage, denselben Plan wie oben
dargestellt zu fassen, n�mlich bei Unzufrie-

denheit die aktuelle Regierung beim n�chsten
Mal einfach aus dem Amt zu w�hlen.

Diese mangelnde Alternative und der fehlen-
de Disziplinierungsmechanismus stellen das
Kernproblem einer großen Koalition dar.
Mindestens eine der beteiligten Parteien wird
mit Sicherheit nach den n�chsten Wahlen
weiterregieren, und nur Teile der Regierung
k�nnen abgew�hlt werden. Die große Koali-
tion als Einheit kann in dieser Situation von
den W�hlern nicht als Ganzes belohnt oder
bestraft werden. Der W�hler kann den Regie-
rungspolitikern nur dann Anreize setzen,
wenn er sich eine der Regierungsparteien he-
raussucht und f�r das Ergebnis des Regie-
rungshandelns verantwortlich macht. In der
hier beschriebenen abstrakten politischen
Umgebung wenden W�hler eine Strategie an,
die gegen�ber der großen Koalition optimal
ist: Die W�hler stimmen f�r eine bestimmte
Partei, wenn die Leistungen der Regierung
einen bestimmten Standard erreichen. Wenn
die wahrgenommene Leistung der Regierung
dahinter zur�ckbleibt, w�hlen sie bei der
n�chsten Wahl die andere Partei der großen
Koalition.

Dies f�rdert Spannungen zwischen den Re-
gierungsparteien. Denn nun hat eine Partei
einen Anreiz, das Gesamtergebnis schm�lern
zu wollen und einen Sabotagewettkampf zu
beginnen. Aber die W�hler akzeptieren die
Aussicht, einen Koalitionskonflikt zu verur-
sachen. Die Sabotageaktion mag soziale Kos-
ten einer nicht optimalen Politik mit sich
bringen. Dennoch begreifen die W�hler diese
Kosten als den Preis, der zu zahlen ist, um
selbst �berhaupt in der Lage zu sein, der Re-
gierung irgendeinen disziplinierenden Anreiz
zu setzen. Dieses Ergebnis ist in der gegebe-
nen Situation das Beste, was die W�hler errei-
chen k�nnen. Es ist m�glicherweise viel
schlechter als die Regierungsleistung, die sie
unter einer normalen Koalitionsregierung er-
warten k�nnen, aber wenigstens k�nnen sie
so �berhaupt ein positives Ergebnis erwarten.
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prozesse und Steuerung“ seit
2004, hat in Budapest und an der
Humboldt-Universit�t zu Berlin stu-
diert und wurde im Februar 2009
an der Freien Universit�t Berlin mit
seiner Dissertation „Essays on Poli-
tical Economy and International
Public Finance“ mit summa cum
laude promoviert. Seit Ende 2008
arbeitet er im ungarischen Finanz-
ministerium als „Forschender �ko-
nom“. [Foto: privat]

kiss@wzb.eu

Aus der aktuellen Forschung



Nation undModerne
Das WZB und das Deutsche Historische Institut War-
schau haben sich im Oktober 2008 in Warschau und
im Mai 2009 in Berlin mit Fragen der europ�ischen
Metropolen befasst. Die Workshops „Nation and
Modernity. The East European Metropolis (1890–
1940)“ wurden organisiert von Jan C. Behrends (Ber-
lin) und Martin Kohlrausch (Warschau) und konzen-
trierten sich auf die Frage, inwieweit von einer spezi-
fischen Entwicklung osteurop�ischer Metropolen in
der klassischen Moderne gesprochen werden kann.

Das Erkenntnisinteresse war dabei sowohl
darauf gerichtet, St�dte in einem weit ver-
standenen geographischen Raum zwischen
Helsinki und Athen, Prag und Moskau in ih-
rer urbanen Entwicklung besser zu verstehen
als auch generell die Metropolengeschichte
mit neuen Impulsen und Fragen zu kon-
frontieren. Zugleich haben die Veranstalter
versucht, die Forschung zur osteurop�ischen
Stadtgeschichte nicht isoliert zu betreiben;
daher wurden Experten zur (west)euro-
p�ischen und amerikanischen Moderne hin-
zugezogen und auch verschiedene historio-
graphische Traditionen ber�cksichtigt.

Die Beitr�ge zu den zwei Workshops ließen
sich zwei Problemkreisen zuordnen, die beide
auf die Spezifika der osteurop�ischen Me-
tropole Bezug nahmen. Dabei handelte es
sich erstens um den soziokulturellen Wandel
der osteurop�ischen Stadt im Spannungsfeld
von Herrschaft und Zivilgesellschaft und
zweitens um Fragen der Stadtplanung, des
Wissenstransfers und der Entwicklung des
„East European Modernism“. Die osteuro-
p�ischen Metropolen sahen sich von 1890 an
mit einem beschleunigten Einstieg in die Mo-
derne konfrontiert. Mit Beginn der In-
dustrialisierung im sp�ten 19. Jahrhundert
versch�rften sich durch Migration und In-
dustrialisierung in den St�dten Osteuropas
die sozialen Gegens�tze. Autorit�re Herr-
schaft stieß auf eine heterogene Einwohner-
schaft, ethnische und soziale Trennungslinien
�berlagerten sich vielf�ltig. Konflikte zwi-
schen der imperialen Administration und den
Wirtschaftsb�rgern und eine starke b�uer-
liche Zuwanderung behinderten h�ufig kon-
sensuale L�sungen. Zuwanderer vom Lande
pr�gten weite Teile osteurop�ischer Me-
tropolen. Deren b�uerliche (Gewalt-)Kultur
trug zur spezifischen Brisanz sozialer Kon-
flikte bei. Diese Problematik verband sich
mit einer in den historischen Landschaften
Osteuropas traditionell ausgepr�gten Erwar-
tungshaltung an den Staat, der jedoch in der
Regel nur �ber beschr�nkte Ressourcen ver-
f�gte. An dieser Konstellation �nderte auch
die Epochenwende von 1917/18 wenig: die
Fixierung auf die imperialen Zentren wurde
lediglich durch die lokale Staatsmacht abge-

l�st, die sich jedoch einer �hnlichen Gemen-
gelage gegen�bersah – w�hrend die wirt-
schaftliche Lage kaum wieder das Vorkriegs-
niveau erreichte.

Die Modernisierung des st�dtischen Raums
war bereits vor 1914 ein zentrales Anliegen
der Eliten in der osteurop�ischen Metropole.
Insbesondere im russischen Imperium, aber
auch in S�dosteuropa orientierte sich die ur-
bane Elite an mitteleurop�ischen und ame-
rikanischen Vorbildern. Die Entstehung des
Urbanismus in Osteuropa ist somit auch eine
Transfergeschichte, die mit der Oktober-
revolution und dem Ende der Imperien in
Ostmitteleuropa keineswegs abriss. Die Dis-
kussion �ber eine „sozialistische Stadt“ in
der Sowjetunion, aber auch die nationalen
Projekte in den Staaten Osteuropas blieben
weiter auf westliche Diskurse fixiert. Auch
hier war der Staat und nicht die B�rgerschaft
der entscheidende Akteur – in der Diktatur
der Bolschewiki wie in den autorit�ren Na-
tionalstaaten. In den Mitte des 19. Jahrhun-
derts geplanten und in der Hochmoderne ra-
sant wachsenden s�dosteurop�ischen Haupt-
st�dten Athen, Belgrad und Sofia l�sst sich
zeigen, wie intentional der oft gleichgesetzte
Bezug auf „moderne“ bzw. „europ�ische“
Vorbilder durch die lokalen Eliten bzw. die
staatlichen Akteure eingesetzt wurde. Das
Beispiel von Zagreb als City as Open Work
unterstrich, wie die lokalen Akteure eine
„moderne“ Metropole gewissermaßen vor-
wegnahmen und entsprechend, teils �ber
Jahrzehnte, Freir�ume im Stadtraum re-
servierten, die sp�ter mit repr�sentativen
Bauten gef�llt werden sollten bzw. wurden.

An der Stadtplanung Warschaus nach 1918
l�sst sich wiederum zeigen, wie entscheidend
internationale Bez�ge waren und wie die pol-
nische Hauptstadt konsequent als Metropole
der Zukunft und gleichzeitig radikale urba-
nistische Herausforderung in internationalen
Expertennetzwerken kommuniziert wurde.
Im East European Modernism, der im Beitrag
von Steven Mansbach (Maryland) �ber pro-
grammatisch moderne Bauten in der „pro-
visorischen“ litauischen Hauptstadt Kaunas
der Zwischenkriegszeit vorgef�hrt wurde,
fand die Herrschaftsrepr�sentation der nach
1918 etablierten Nationalstaaten ihren �sthe-
tischen Ausdruck. Dabei dienten neue
Hauptst�dte als B�hne f�r das Bestreben, in-
ternationale Legitimit�t und Anerkennung
durch die �bernahme moderner Architektur
zu unterstreichen.

Zusammenfassend l�sst sich festhalten, dass
die einzelnen Beispiele in der Zusammen-
schau weit �ber die jeweiligen lokalen Prob-
leme hinauswiesen und der Vorstellung einer
europ�ischen Moderne ganz wesentliche
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neue Aspekte hinzuf�gten. Zudem wurde das
g�ngige Bild urbanistischer Modernisierung,
dass immer noch stark von den west-
europ�ischen und amerikanischen Pionier-
f�llen gepr�gt ist, hinterfragt bzw. durch Al-
ternativ-Erz�hlungen erweitert. Auf dieser
Grundlage wird angestrebt, den in Berlin und
Warschau begonnenen Austausch fortzu-
setzen.

Jan C. Behrends

Changing welfare states
Am 13. und 14. Mai 2009 fand im WZB der erste
Doktoranden-Workshop der deutschen ESPAnet-Sek-
tion unter dem Titel „Changing Welfare States,
Changing Theoretical Concepts?“ statt. Pr�sentiert
wurden Promotionsvorhaben aus verschiedenen so-
zialwissenschaftlichen Disziplinen, die den Wandel
von Wohlfahrtsstaaten oder einzelner wohlfahrts-
staatlicher Politikfelder mit unterschiedlichen theo-
retischen und methodischen Zug�ngen erforschen.

Wohlfahrtsstaaten sind gegenw�rtig tiefgrei-
fenden Wandlungsprozessen unterworfen.
Die Ver�nderungen auf den Arbeitsm�rkten
und die demographische Entwicklung er-
fordern Anpassungen. Durch die Liberalisie-
rung der Finanzm�rkte und der M�rkte f�r
G�ter und Dienstleistungen geraten Wohl-
fahrtsstaaten zunehmend unter externen
Druck. Die Finanz- und Wirtschaftskrise
schr�nkt zudem ihre Spielr�ume bei der Fi-
nanzierung von Sozialpolitik ein.

F�r die Wohlfahrtsstaatsforschung stellt sich
die Frage, ob sich diese Ver�nderungen mit-
hilfe existierender Typologien und Theorien
angemessen analysieren lassen oder ob hier-
f�r neue theoretische Zug�nge erforderlich
sind. Die meisten der im Workshop vorge-
stellten Projekte befanden sich noch in der
Konzeptionsphase. Sie wurden von den Or-
ganisatorinnen Annette Henninger und Rita
Nikolai zu insgesamt sechs Panels geb�ndelt.
Das erste Panel umfasste unter dem Titel „So-
lidarit�t“ die Arbeiten von Stefanie B�rner
(Bremen International Graduate School of
Social Sciences) zur Ausweitung von Solidari-
t�tskonzepten am Beispiel der Nationalisie-
rung von Wohlfahrt im 19. Jahrhundert so-
wie die Dissertation von Claudia G�bel (Uni-
versit�t Mannheim), die anhand eines
deutsch-franz�sischen Vergleichs die kollek-
tive Interessensorganisation von prek�r Be-
sch�ftigten untersucht.

Im zweiten Panel zu „Determinanten wohl-
fahrtstaatlichen Wandels“ stellte Frank Ban-
dau (Universit�t Bamberg) sein Konzept zur
theoretischen Modellierung politischer Wil-
lensbildungsprozesse dar, das zu einem besse-

ren Verst�ndnis wohlfahrtstaatlicher Refor-
men beitragen soll. Steffen Heinrich (Univer-
sit�t Heidelberg) analysierte die politischen
Determinanten von Wandel in der Arbeits-
marktpolitik im deutsch-japanischen Ver-
gleich. Im dritten Panel stand der Wohl-
fahrtsstaatswandel in Asien im Mittelpunkt.
Anna Skarpelis (Max-Planck-Institut f�r Ge-
sellschaftsforschung, K�ln) untersuchte –
ebenfalls vergleichend f�r Deutschland und
Japan – den Einfluss der beteiligten Akteure
auf die Einf�hrung einer Pflegeversicherung
sowie auf die verbesserte Anerkennung von
Erziehungszeiten bei der Rentenversiche-
rung. Linda Maduz (Universit�t Z�rich)
nahm den Einfluss sozialer Bewegungen auf
die Entstehung von wohlfahrtsstaatlicher Po-
litik in drei ostasiatischen Staaten – S�d-
korea, Taiwan und Thailand – sowie in
Hongkong in den Blick. Das vierte Panel war
dem Thema Alterssicherung gewidmet. Ma-
reike Gronwald (Mannheimer Zentrum f�r
europ�ische Sozialforschung, MZES) suchte
nach einer theoretischen Erkl�rung f�r natio-
nale Unterschiede bei der Reform der Alters-
sicherung. Tobias Wiß (ebenfalls MZES) ana-
lysierte die gewandelte Rolle der Sozial-
partner im Zuge der Privatisierung der
deutschen Alterssicherung. Panel f�nf be-
sch�ftigte sich mit aktuellen Diskursen zu
Kindheit und Bildung. Hier pr�sentierte
Anna Hein (Universit�t Wuppertal) ihre Dis-
sertation zum erziehungswissenschaftlichen
Diskurs zu Kindheit im deutschen Wohlfahrt-
staat. Solveig Randhahn (Universit�t M�ns-
ter) analysierte das Verh�ltnis von Bildungs-
und Sozialpolitik in mehreren deutschen
Bundesl�ndern. In Panel sechs stand schließ-
lich die Rolle politischer Akteure bei wohl-
fahrtstaatlichen Reformen im Mittelpunkt.
Hier pr�sentierte Agnes Blome (WZB) ihre
vergleichende Analyse der Modernisierung
von Vereinbarkeitspolitik in Deutschland
und Italien. Jan Heider (Fachhochschule
Jena/Universit�t Hamburg) stellte ein theo-
retisch angelegtes Dissertationsprojekt zum
Verh�ltnis von Staatsb�rgerschaft und So-
zialpolitik am Beispiel des Grund-
einkommens vor.

Insgesamt wurde die M�glichkeit, die eigene
Forschungsarbeit von erfahrenen Kollegen
kommentieren zu lassen und sich mit anderen
Doktoranden zu vernetzen, die zu �hnlichen
Themen arbeiten, sehr positiv aufgenommen
– zumal nur wenige Teilnehmer an ihrem hei-
mischen Institut in eine gr�ßere Forschungs-
gruppe zu wohlfahrtstaatlichen Themen ein-
gebunden sind. Auff�llig war aus der Perspek-
tive der Organisatorinnen, dass die Frage
nach der Angemessenheit „alter“ wohlfahrt-
staatlicher Theorien f�r die Analyse neuer
Wandlungsph�nomene kaum aufgegriffen
wurde. Theoretisches Neuland betraten vor
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allem solche Doktoranden, die neue Themen
aufgriffen, wie etwa die Entstehung von
Wohlfahrtsstaaten in Ostasien oder aktuelle
Diskurse der Kindheitsforschung, und dabei
an die Grenzen des existierenden theo-
retischen Instrumentariums stießen. Auff�llig
war dar�ber hinaus, dass gleich mehrere Pro-
jekte den Blick nach Asien richten – es scheint
also Hoffnung zu geben, dass sich der lange
Zeit auf Westeuropa und die USA gerichtete
Blick der Wohlfahrtsstaatsforschung weitet
und neben den osteurop�ischen Staaten, die
in den letzten Jahren verst�rkt zum Gegen-
stand der Analyse wurden, nun auch andere
weiße Flecken auf der Landkarte gef�llt wer-
den.

ESPAnet wurde 2002 als europaweites Fo-
rum f�r den Austausch und die inter-
disziplin�re Vernetzung von Wohlfahrts-
staatsforschern gegr�ndet. Das Netzwerk
verfolgt neben der Etablierung vergleichen-
der Wohlfahrtsstaatsforschung als Schwer-
punkt in Forschung und Lehre insbesondere
das Ziel, den wissenschaftlichen Nachwuchs
zu f�rdern. Die Auftaktveranstaltung der
deutschen ESPAnet-Sektion wurde vom WZB
in Kooperation mit der Berlin Graduate
School of Social Sciences und der Bremen In-
ternational Graduate School of Social Sci-
ences organisiert.

Annette Henninger und Rita Nikolai

The concept of “civility”
Sociologists, philosophers, historians, and
anthropologists met at the WZB to discuss
the possibilities for an interdisciplinary and
comparative investigation of the notion of
“civility” in the modern world. The work-
shop, organized by Britta Baumgarten, Jan C.
Behrends, Dieter Gosewinkel and Dieter
Rucht was funded by the Volkswagen Foun-
dation and consisted of six thematic panels as
well as the presentation of a prospective pro-
ject on civility that is being prepared by the
convening researchers.

In his opening remarks, Dieter Gosewinkel
(WZB) outlined the main problems and pro-
spects of research on the concept. He dis-
cussed the problems of defining “civility”
and of finding the adequate fields for em-
pirical research. Gosewinkel stressed the am-
bivalences inherent to the concept, e.g. the
tension between the universal pretentions
and the exclusionary practices connected to
it. Ideas about civility not only justified the
expansion of individual rights; they also
served as the ideological driving force behind
“civilizing missions” in European colonies
and, as Norbert Elias famously asserted, im-

posed means of constraint on the individual’s
manners. Depending on the perspective, “ci-
vility” might thus be viewed as a disciplinary
force, or as a means to broaden the indivi-
dual’s rights. Additionally, the role of the
state, both as a driving force behind civilizing
processes as well as a destroyer of civilian
norms, needs further exploration. Thus, a
whole range of both empirical and theo-
retical questions about “civility” need to be
addressed.

The workshop’s first panel explored the hi-
story of the concept. Holger Nehring (Shef-
field) pointed to the ambivalent effects of the
civilizing process in Europe. In the tradition
of Elias, he views “civility” as a process ra-
ther than as a state of affairs. Konrad H. Ja-
rausch (Chapel Hill, North Carolina) picked
up the criticism of the American concept of
western civilization. He then focused on the
process of re-civilizing (West) Germany after
National Socialism. Jarausch notes the resur-
gence of etiquette in the Federal Republic as
one way of re-establishing moral order – a
regime of civil norms that was promptly
questioned by the generation of 1968. The
second panel dealt with the connection
between civility and social rights. It ex-
amined the German tradition of the welfare
state, including its ruptures during decades of
dictatorship and its continuities throughout
political systems, and explored the relation-
ship between state sovereignty, social welfare
and migrants’ rights in 20th century Europe.

The third panel discussed the connection be-
tween civility and human rights. Mass-kil-
lings by the regimes of the radical left and
right on an unprecedented scale have laid the
foundations for a humanistic consciousness
that transcends geographical, national or eth-
nic borders. According to Helmut Dubiel
(Giessen), the utopian vision of a univer-
salistic validity for human rights is grounded
in the horrific experiences of totalitarian
rule. From a British perspective, Mervin
Frost (King’s College) outlined the inherent
meanings of being civil, potentially re-
straining one’s emotions and thus acting in-
clusively towards everyone. The fourth panel
focused on the relationship between civility
and citizenship. Andreas Fahrmeier (Frank-
furt am Main) focused on political protest
and incivility in Britain and France at the
dawn of the modern age. From the 18th cen-
tury well into the 1850s, a carnevalesque and
often violent form of protest against esta-
blished authority was widespread on the
streets of London. Fahrmeier made a strong
case for the civilizing effects of parliamentary
representation while at the same time poin-
ting to the ongoing discussion about the role
of the “crowd” and the “mob” – the un-
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civilized – in European history. In a compara-
tive perspective the author was able to show
how civil treatment of citizens was broader
and less class-based in Britain than in early
modern France.

Catherine Colliot-Th�l	ne (Rennes) dis-
cussed the specific meaning of civil disobe-
dience in contemporary France. She outlined
the differences between the Anglo-Saxon tra-
dition as formulated by Henry David Tho-
reau, Hannah Arendt and others to the
French idea of legitimate order based on
Rousseau’s volont� g�n�ral. Once again, her
paper illustrated how much notions of civi-
lity differ even within the context of western
and central Europe.

The conference was concluded by two final
discussions on civility and social behavior
and a panel on theories of the concept.

Papers on the anthropology of civility and
notions of civility in everyday life and on the
relations between citizens of Turkish and
German origin were discussed. The final pa-
nel discussed contributions to the theory of

civility. During the final discussion, conve-
ners and guests elaborated on different roads
that could be taken in future research.
Among the approaches discussed were the hi-
storical dimension of the concept dating back
to Scottish enlightenment, thick descriptions
of everyday life, the relationship between ci-
vility and community and civility, citizenship
and democracy. “Civility” – explored from a
interdisciplinary as well as a comparative
perspective – poses a both difficult and chal-
lenging perspective for the historical and the
social sciences. The feedback from the dis-
cussion, as well as the complexity of the is-
sue, has convinced the conveners to continue
their investigation of “civility” from both a
historical and sociological perspective. The
relationship between civility and violence,
the relationship interrelation between legal
rights and norms of everyday civility, the in-
tegration of non-western traditions into the
history of the concept of “civility” and into
empirical research on institutions are among
the challenges to be met in future discussions
and research.

Jan C. Behrends

WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009 45WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009 45

Wahlprogramm-Forschung: Langfristige DFG-F�rderung

Seit 1989 werden am WZB Wahlprogramme politischer Parteien systematisch erforscht. Zun�chst in der
Abteilung „Institutionen und sozialer Wandel“ unter der Leitung des Direktors Hans-Dieter Klingemann
und heute in der von Wolfgang Merkel geleiteten Abteilung „Demokratie: Strukturen, Leistungsprofil
und Herausforderungen“ hat Andrea Volkens im „Manifesto-Projekt“ die Sammlung und inhalts-
analytische Erschließung der Wahlprogramme aus mehr als 50 L�ndern f�r alle freien demokratischen
Wahlen seit 1945 organisiert. Anhand dieser Daten werden programmatische Profile von Parteien und
Bilanzen repr�sentativer Leistungen von Parteiensystemen erstellt, um die Probleml�sungskapazit�t von
Parteien in unterschiedlichen institutionellen Settings zu untersuchen. Eine zentrale Frage ist dabei, in-
wieweit und unter welchen Bedingungen Parteien programmatisch auf �konomische, soziale, kulturelle
und internationale Herausforderungen reagieren.

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) hat nun das Projekt „MARPOR: Manifesto Research on
Political Representation“ in ihr Langfristf�rderungsprogramm aufgenommen. Damit kann in den Jahren
2009 bis 2021 die Datensammlung aktualisiert werden. Die Forschung wird auf Demokratien in Latein-
amerika und Asien ausgedehnt, und die Qualit�tsstandards der CMP-Daten werden weiterentwickelt.
Ein Onlineportal wird die Texte der Wahlprogramme und die inhaltsanalytischen Daten zur Bestimmung politischer Positionen auf der Grundlage von Parteiprogrammen
�ffentlich zug�nglich machen.

Die Projektgruppe umfasst neben den Antragstellern Andrea Volkens, Hans-Dieter Klingemann und Wolfgang Merkel die Forscher Judith Bara (Queen Mary University of
London), Ian Budge und Vera Tr�ger (beide University of Essex). Im Rahmen von MARPOR wird diese Gruppe um vier wissenschaftliche Mitarbeiter und vier studentische
Hilfskr�fte erweitert, die am WZB arbeiten werden.

Weitere Informationen zu den Aufgaben und Zielen von MARPOR finden sich derzeit auf der Internetseite des Projekts: www.wzb.eu/zkd/dsl/projekte-manifesto.de.htm.

Andrea Volkens, Foto: WZB
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Die Ligaturen der Gesellschaft
In memoriam Ralf Dahrendorf – ein pers�nlicher R�ckblick

Jens Alber

Ralf Dahrendorf, der am 17. Juni 2009, we-
nige Wochen nach Vollendung seines 80. Le-
bensjahrs, in K�ln gestorben ist, wurde von
Publizisten, politischen Weggef�hrten und
Fachkollegen in aller Welt gew�rdigt: als
Wissenschaftler, als Politiker, als Ideengeber
in zahlreichen Gremien und Kommissionen,
als deutscher Professor und britisches Mit-
glied des Oberhauses. Dabei fiel zweierlei
auf: Unerw�hnt blieb zum einen seine Rolle
als Hochschullehrer und zum anderen die
Frage, welcher Mensch sich hinter all den
Rollen verbarg. Wenn Lernen aber mindes-
tens ebenso stark durch Imitation bzw. durch
die Orientierung an Vorbildern wie durch das
Lesen von Texten erfolgt, dann ist die Rolle
des Lehrers m�glicherweise doch zentraler,
als es in Nachrufen auf verstorbene Wissen-
schaftler zum Ausdruck zu kommen pflegt.
Deshalb m�chte ich auf Ralf Dahrendorfs
Rolle als Lehrer sowie auf seine durchaus
vorbildliche Eigenart im pers�nlichen Um-
gang mit Studierenden und j�ngeren Kolle-
gen eingehen, die er oft nachhaltig gepr�gt
hat – als ehemaliger Student der Soziologie
im Konstanz der 1960er Jahre, der das Gl�ck
hatte, ihm �ber Jahrzehnte immer wieder be-
gegnen zu d�rfen.

Innere Aufs�ssigkeit

Den Menschen hinter den Rollen in den Blick
zu nehmen, empfiehlt sich im Falle Dahren-
dorfs besonders, weil sich f�r ihn im Rollen-
spiel – zumindest zur Zeit, als er den Homo
Sociologicus (1958) schrieb – „die �rgerliche
Tatsache der Gesellschaft“, also eine den
nach Freiheit d�rstenden Einzelnen durchaus
auch entfremdende Gr�ße, manifestierte. In
seiner Autobiographie „�ber Grenzen“
(2002) sprach er �berdies davon, dass die
F�rmlichkeit der Selbstdarstellung und des
Rollenspiels im Kontakt mit anderen es sehr
viel leichter macht, die „innere Aufs�ssig-
keit“ zu verbergen. Klar war f�r ihn jeden-
falls, dass der Mensch sich nicht in der
Summe seiner Rollen und der damit ver-
bundenen Verhaltenszumutungen ersch�pft
und dass Rollenspiel immer auch etwas mit
Schauspiel zu tun hat.

Zwei Erlebnisse Konstanzer Studierender
verm�gen vielleicht zu verdeutlichen, worin
die Faszinationskraft des Menschen Dahren-
dorf gr�ndete. Das Streben nach besserer
Lehre ließ eine Gruppe Studierender unter

der F�hrung Peter Floras an der Universit�t
Konstanz ein Konzept zur Reform der Sozio-
logieausbildung entwerfen, das unter dem
K�rzel PTE (f�r Praxis – Theorie – Empirie)
anstelle klassischer Vorlesungen und Lekt�-
rekurse eine Neuorientierung verlangte, de-
ren Kern in der Verkn�pfung von praktischen
Problemen aus Politik und Gesellschaft mit
sozialwissenschaftlicher Theorie zur Erkl�-
rung der Problemgenese und empirischer For-
schung zur genaueren Beleuchtung der Pro-
blemschattierungen und Beurteilung des Be-
w�hrungsgrades soziologischer Hypothesen
bestand. Schon in der ersten Woche nach Er-
scheinen des studentischen Papiers hatte
Dahrendorf seine Lehre auf das neue Konzept
umgestellt, dem er fortan f�r den Rest des Se-
mesters folgte.

Dank f�r Kritik

Das zweite Beispiel war weniger allgemein
sichtbar. Eine studentische Hilfskraft, deren
Zimmer an das von Dahrendorfs Assistenten
grenzte, hatte eine Unterredung mitbe-
kommen, in der der Professor betonte, wie
ungelegen ihm der f�r eine Pr�fung anbe-
raumte Termin komme und wie sehr er auf
Verlegung bestehen m�sse. Die Hilfskraft
schrieb ihm daraufhin einen Brief, in dem sie
ihn an seine Amtspflichten erinnerte, die Be-
deutung von Pr�fungen f�r die Lebens-
chancen von Studierenden herausstrich und
bekundete, wie sehr sie von dem mitgeh�rten
Gespr�ch entt�uscht sei. Einen Tag sp�ter
hielt sie einen handschriftlichen Brief des Kri-
tisierten in H�nden, der sich h�flichst f�r die
vertrauensvoll ge�ußerte Kritik bedankte, ei-
nige Details des Gespr�chs korrigierend er-
l�uterte und darum bat, ihn doch auch k�nf-
tig immer wieder wissen zu lassen, wenn der
Eindruck der Kritikbed�rftigkeit seines Han-
delns entstehe.

Es ist daher wenig erstaunlich, dass es Dah-
rendorf – sicherlich beg�nstigt von der Klein-
heit der Konstanzer Universit�t, in der da-
mals jeder jeden kannte – gelang, der Studen-
tenrevolte die Spitze zu nehmen, sie in
rationale kritische Auseinandersetzung zu
transformieren und damit voll in die Re-
formuniversit�t zu integrieren. Auf die Be-
teiligten wirkte das oft so, als habe er das
Konzept des herrschaftsfreien Diskurses, f�r
das er sich bekanntlich intellektuell kaum er-
w�rmen konnte, erfunden.
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Die geschilderten Beispiele verdeutlichen
einen allgemeinen Aspekt. Wenn Dahrendorf
seine Autobiographie „�ber Grenzen“
nannte und darin schildert, wie ihm ein
Astrologe einmal fr�h geweissagt habe, ihm
„sei es gegeben, das an sich Entfernte zu ver-
binden“ und viele Menschen anzusprechen,
so ist damit tats�chlich ein Kernelement sei-
nes Wirkens bezeichnet. Bei allem Gefallen
an Konflikt und intellektuellem Streit war
Dahrendorf ein Leben lang vielfacher Br�-
ckenbauer und geradezu meisterhafter In-
tegrator verschiedener Welten. Das Interesse
an Integration mag bei einem Konflikttheo-
retiker erstaunen, manifestiert sich aber in
seinem Werk gleich mehrfach anhand f�nf
zentraler Themen, bei denen es immer um
Br�ckenbau und Vermittlung ging.

Oben und unten

Das erste große Thema war die Br�cken-
bildung zwischen oben und unten in der in-
dustriellen Klassengesellschaft. Dahrendorfs
Fr�hwerk von der deutschen Dissertation
„Der Begriff des Gerechten im Denken von
Karl Marx“ (1951) �ber die britische Dis-
sertation mit dem Titel „Unskilled Labour in
British Industry“ (1956) bis zur Habilitation
mit dem Klassenbuch und dessen englischer
Ausgabe als „Class and Class Conflict in In-
dustrial Society“ (1959) widmete sich Fragen
der sozialen Integration von Arbeitern und
der Institutionalisierung des industriellen
Konflikts. Dabei sah er im Herrschafts-
verh�ltnis von denen, die Anordnungen er-
teilen, und jenen, die sie zu befolgen haben,
die Grundlage von sozialer Ungleichheit und
Klassenbildung. Auf der anderen Seite
brachte er in T�bingen die empirische Eliten-
forschung unter der Leitung Wolfgang Zapfs
auf den Weg.

Kein deutscher Sozialwissenschaftler ist in
der Folgezeit den globalen Eliten in Wissen-
schaft, Wirtschaft und Politik so nahe ge-
kommen wie Dahrendorf. Schon 1975 wirkte
er in der Trilateral Commission mit, die den
Band „The Crisis of Democracy“ erarbeitete.
In Großbritannien war er nicht nur seit 1993
Mitglied im House of Lords, sondern 1995
auch Vorsitzender der „Commission on
Wealth Creation and Social Cohesion in a
Free Society“, die f�r die englischen Libe-
raldemokraten Eckpunkte des anzustreben-
den Wandels formulierte. Noch j�ngst nahm
er eine �hnlich leitende Funktion als Vor-
sitzender der Zukunftskommission des Lan-
des Nordrhein Westfalen wahr.

Bei aller Weltl�ufigkeit blieb er seinem deut-
schen Wohnort Bonndorf aber stets ver-
bunden und wirkte gerne als st�ndiger Be-
rater der „Badischen Zeitung“. Dass er das

Wort von der „Glokalisie-
rung“ so mochte, ist wohl
Ausdruck dieser Verkn�pfung
von Weltoffenheit und lokaler
Verwurzelung. Letztere mani-
festierte sich auch in seiner
Zuneigung zur badischen Fas-
nacht, die wir anfangs als
Wahlkampftaktik eines um
Parlamentssitze buhlenden
Liberalen missdeuteten, sp�-
ter aber als Ausdruck des frei-
heitlichen Bed�rfnisses nach
sporadischer Suspendierung
der Normen und Sanktionen
des allt�glichen Rollenspiels
verstanden.

Das Thema der Vermittlung
von oben und unten kenn-
zeichnete auch seine Besch�f-
tigung mit dem Bildungs-
wesen. F�r ihn war es kein
Widerspruch, sich einerseits
unter dem Motto „Bildung ist
B�rgerrecht“ f�r die Egalisie-
rung der Bildungschancen
einzusetzen, andererseits aber
unter dem Leitstern „Klein-Harvard am Bo-
densee“ das Projekt der Gr�ndung einer Eli-
teuniversit�t zu verfolgen. F�r Dahrendorf
bestand das gleiche Grundrecht auf Bildung
eben in der „allen gleichermaßen offen-
stehende(n) Chance zur Teilnahme an einem
durchaus ungleichen Angebot“. Wenn sein
Herz – von dem er weniger gerne sprach als
von seinem Kopf – in besonderem Maße an
der London School of Economics hing, an der
er studiert hatte und deren Direktor er von
1974 bis 1984 war, so deshalb, weil sie es f�r
ihn war, die in vorbildlicher Weise „das Be-
stehen auf h�chster Qualit�t mit der Sorge
um Arbeiterkinder und andere Benachteiligte
verbindet“.

Das dritte Gebiet, auf dem Ralf Dahrendorf
nimmerm�de um Br�ckenbau und die �ber-
windung von Grenzen bem�ht war, war die
Vermittlung von Ost und West im Prozess der
europ�ischen Einigung nach dem Kollaps des
Ostblocks. Die Ausdehnung des Raums der
Freiheit nach dem Zusammenbruch der so-
wjetischen Variante totalit�rer Regimes er-
f�llte ihn mit einer unb�ndigen Freude, die er
in diversen Schriften – zum Beispiel „Der
Wiederbeginn der Geschichte“ (2004) und
„Betrachtungen �ber die Revolution in Eu-
ropa“ (1990) – plastisch geschildert hat. Die
„Refolution“ in Mittel- und Osteuropa – ein
Begriff, den er gerne von seinem Freund Ti-
mothy Garton Ash zur Kennzeichnung des
Mitteldings von Revolution und Reform
�bernahm – verfolgte er nicht nur als enga-
gierter Beobachter; er kn�pfte auch eifrig
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Bande mit zahlreichen Intellektuellen und
Politikern in den L�ndern jenseits des ehe-
maligen Eisernen Vorhangs.

Waren die drei genannten Themen phasen-
spezifische Schwerpunktsetzungen, so be-
sch�ftigten ihn zwei weitere Probleme der
Vermittlung und des Br�ckenbaus perma-
nent. Hier ging es zum einen um die Vermitt-
lung von Freiheit und Bindung bzw. Freiheit
und Sicherheit, zum anderen um die Verbin-
dung von Soziologie und Politik bzw. Wissen-
schaft und Praxis. Die Neuinterpretation des
Verh�ltnisses von Freiheit und Bindung ist
meines Erachtens der herausragende (und
wohl auch einzige) Fall einer klaren Wende
und Selbstkorrektur im Werk Dahrendorfs.
Wo der Autor des „Homo Sociologicus“
noch in „jugendlichem Anarchismus“, wie er
selbst sagte, von der „�rgerlichen Tatsache
der Gesellschaft“ gesprochen hatte und nach
Freiheit von der Gesellschaft und ihren Rol-
lenzw�ngen strebte, da suchte der Autor sp�-
ter in den „Lebenschancen“ (1979) nach
einem besseren Verst�ndnis der Freiheit in
der Gesellschaft. Mit Durkheim entdeckte er
nun den Wert zwischenmenschlicher Bindun-
gen oder „Ligaturen“, so dass ihm Optionen
oder vielf�ltige Wahlm�glichkeiten nun nur
noch als eine von zwei unabdingbaren Kom-
ponenten von Lebenschancen galten.

Vorrang f�r die Freiheitschancen

In st�rkerer politischer Zuspitzung betonte er
in seinem Buch �ber „The Modern Social
Conflict“ (1988), dass zu den Optionen so-
wohl eine Angebotsseite der Sicherung von
Auswahlm�glichkeiten geh�re – wozu Frei-
heitsrechte ebenso z�hlen wie vor allem
durch den Markt er�ffnete Konsumchancen –
als auch eine Nachfrageseite der Gew�hrung
von Anrechten und Zugangschancen, vor al-
lem durch Staatsb�rgerrechte. Den Hort
sinn- und haltgebender Bindungen sah er vor
allem in einer aktiven B�rgergesellschaft. Die
erstrebenswerte Gesellschaft zeichnete sich
f�r ihn nun durch die Kombination von Frei-
heit, Wohlstand und sozialem Zusammenhalt
aus. Kennzeichnend f�r Dahrendorfs Libe-
ralismus blieb aber, dass die Freiheits- und
Entfaltungschancen in diesem Spannungs-
verh�ltnis f�r ihn stets den Vorrang hatten.

Das f�nfte große Thema, bei dem Dahren-
dorf nach Br�ckenbildung trachtete, war sein
„Lebensthema“ des Verh�ltnisses von Wis-
senschaft und Politik bzw. Sozialwissenschaft
und Werturteil, bei dem er immer wieder das
�berschreiten von Grenzen ausprobierte.
Zweifelsfrei fest stand f�r ihn die Maxime:
„Der Sozialwissenschaftler muss mehr tun,
als nur Sozialwissenschaften betreiben.“ Sein
Anspruch war es, „engagierter Beobachter“

zu sein, also zu den Fragen der Zeit – von de-
nen er sich „engagiert“ beeindrucken ließ,
statt nur hausgemachten wissenschaftlichen
Problemen nachzugehen – Stellung zu bezie-
hen und dabei als �ffentlich wirkender Intel-
lektueller die Mentalit�ten einer Generation
mitzubestimmen. Wie die von ihm so ge-
sch�tzten „Erasmier“ – das sind Intel-
lektuelle wie insbesondere Aron, Berlin und
Popper, die in schweren Zeiten totalit�ren
Versuchungen widerstanden – war er be-
strebt, an den vorherrschenden �ffentlichen
Diskursen der Zeit nicht nur teilzunehmen,
sondern „deren Thematik zu bestimmen und
deren Richtung zu pr�gen“. Wie sein Beitrag
zum Sammelband (bzw. der urspr�nglichen
„Zeit“-Serie) „Wozu heute noch Sozio-
logie?“ (1996) zeigt, z�hlte er die akademi-
sche Soziologie nicht (mehr) zu einer �ffentli-
chen Wissenschaft, „die uns hilft, die Um-
st�nde der Zeit, in der wir leben, besser zu
verstehen“. Er stellte fest: „Es gibt b�ro-
kratische Wissenschaft, und es gibt dieje-
nigen, die rittlings auf der Grenze zwischen
Wissenschaft und Anwendung, Erkennen und
Werten sitzen, und die beiden Gruppen fin-
den sich nicht mehr am selben Ort.“ Das la-
konische Fazit im Titel seines Beitrags lau-
tete: „Die bunten V�gel wandern weiter.“

Zu fragen ist, inwiefern ein derartiges Ver-
st�ndnis von �ffentlich engagierter und �f-
fentlich wirkender Sozialwissenschaft lehr-
bar und erlernbar ist und ob Minderbegabte
nicht getreu dem Motto „Schuster bleib bei
deinen Leisten“ besser damit fahren, bei der
mehr oder minder z�nftischen Aus�bung ih-
res Handwerks zu bleiben. Nicht jeder Maler
ist ja ein Kunstmaler. Dahrendorf betonte,
dass die von ihm bewunderten „Erasmier“
zwar Anh�nger, aber keine Sch�ler hatten
und eher Einzelg�nger waren. Das galt in
mancherlei Hinsicht auch f�r ihn. Auch wenn
er seine Schriften „in herzlicher Zuneigung“
widmen mochte, gab es doch eine klare
Grenzziehung zwischen denen, die tats�ch-
lich zu seinem sozialen Verkehrskreis z�hlten
– wie Timothy Garton Ash oder Fritz Stern –,
und jenen, die er zwar lange kannte, mit de-
nen der Kontakt aber auf Distanz blieb. In
seiner „Tugendlehre der Freiheit“ im Buch
�ber „Versuchungen der Unfreiheit“ (2006)
preist Dahrendorf den Mut zur Wahrheit, das
angemessene Urteil mit einem Sinn f�r Ge-
rechtigkeit, die Besonnenheit des engagierten
Beobachtens und die Weisheit der leiden-
schaftlichen Vernunft als Kardinaltugenden.
Nicht die Rede ist davon, dass der sich �f-
fentlich �ußernde noch vor dem Mut zur
Wahrheit das Selbstbewusstsein haben muss,
das ihn innerlich zur Wortmeldung in �ffent-
licher Rede mit dem Anspruch auf „Pr�gung
von Mentalit�ten“ autorisiert. Wir alle, die
wir ihn als Studenten kannten, haben stets
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unterstellt, dass es ihm daran in keiner Weise
mangelte.

Das mag so sein, und die Nachrufe in briti-
schen Zeitungen lassen in der einen oder an-
deren Form nicht unerw�hnt, dass „he was
not short of self esteem“ (so der Economist).
Oft ist die Wirklichkeit – auch die inner-
psychische – allerdings doch etwas kom-
plexer. Wer ihn l�nger kannte, wusste, wie
bemerkenswert nerv�s er vor Vortr�gen war.
Als er selbst 1952 bei einem Schw�cheanfall
bereits sein Ende nahen f�hlte, schrieb er
seine Gedanken noch in Gedichtform auf und
nannte unter den offen gebliebenen W�n-
schen, „manchmal gewiss sein“ zu k�nnen.
An anderer Stelle seiner Autobiographie
spricht er von Phasen des Selbstzweifels und
der Ablenkungen, „wie das den meisten von
uns gelegentlich zust�ßt“. Umso bemerkens-
werter ist es, wie sehr er ein Leben lang er-
folgreich die Oberhand �ber derartige An-
fechtungen behielt und selbst noch im Juni
kurz vor seinem Tod Aufs�tze �ber die Ur-
sachen der Finanzkrise publizierte.

Lord oder Herr?

Als er 1993 als Baron of Clare Market in the
City of Westminster zum Lord und Mitglied
des britischen Oberhauses ernannt wurde,
waren wir ehemaligen Konstanzer einmal
mehr stolz auf ihn. Weil er uns aber mit Max
Weber gelehrt hatte, das Streben des deut-
schen B�rgertums nach der Nobilitierung des
Kapitals durch Fideikommisserwerb in Frage
zu stellen, fiel es uns schwer, die Nobilitie-
rung seines Bildungskapitals in England
durch die korrekte Anrede des nunmehr eng-
lischen Staatsb�rgers mit dem Lordtitel auch
in deutscher Sprache anzuerkennen. Viele
von uns hielten auf Deutsch an der b�rger-
lichen Anrede als „Herr Dahrendorf“ fest.
Ob wir f�r ihn damit Grenzen dort, wo sie zu
respektieren gewesen w�ren, verletzt haben,
ist zwischen uns nie er�rtert worden, aber
seine stets gleich bleibende Freundlichkeit
ließ auf keine Irritation schließen.

Im Licht der Dahrendorf’schen Konflikt-
theorie hieße es nun fast schon der von ihm
gegeißelten deutschen „Sehnsucht nach Syn-
these“ zu verfallen, wollte man ver-
schweigen, dass es auch einige Spannungen
gab. Dahrendorf hatte uns in den wilden Zei-
ten der Studentenunruhen fest und auf Dauer
die Bindung an die freiheitliche Demokratie
vermittelt. Seine starke Pr�ferenz f�r die Frei-
heit gegen�ber der Sicherheit konnten wir

hingegen weniger teilen. So z�hlten zum von
ihm so emphatisch bejahten „Westen“ der
Aufkl�rung stets die Marktgesellschaften
Englands und der USA, weniger erkennbar
aber die Staatsb�rgergesellschaft Frank-
reichs. Im Gegensatz zu manchen anderen Li-
beralen wollte er den Markt nicht nur als
Strukturprinzip f�r die Wirtschaft gelten las-
sen, sondern durchaus auch auf die Gesell-
schaft ausgedehnt wissen, so dass er gegen
den Begriff „Marktgesellschaft“ – anders als
zum Beispiel George Soros – nichts ein-
zuwenden hatte. Die USA galten ihm ein-
deutig und vorbehaltlos als Hort der „ange-
wandten Aufkl�rung“. So nahm er auch im
Jahr 2003 eindeutig f�r den Irakkrieg Stel-
lung, den er unterst�tzte, weil er die ent-
scheidende historische Analogie nicht – wie
Fareed Zakaria in seinem Buch „The Post-
American World“ (2008) – im Burenkrieg
sah, der 1902 mit einem den Niedergang des
britischen Empire einleitenden Pyrrhussieg
der Briten endete, sondern im Fehler der bri-
tischen Appeasement-Politik von 1938, die
Hitler den Weg geebnet hatte.

Die letztgenannte, mehr mit Gewissheit als
mit Zweifel bekundete Entscheidung hatte
auch – neben einigen kleineren Meinungsver-
schiedenheiten �ber das ad�quate Rollenspiel
von Soziologen, die nicht �hnlich wie er zum
�ffentlichen Intellektuellen berufen sind –
unser pers�nliches Verh�ltnis in j�ngster Zeit
ein wenig �berschattet. Im R�ckblick wird
aber deutlich, dass es sich dabei letztendlich
doch um Petitessen handelte, die das fr�h ge-
kn�pfte Band allenfalls ein wenig lockern,
keinesfalls aber l�sen konnten. Viel wichtiger
und Weichen stellend war, dass er – neben
Fritz Bauer und Willy Brandt – zu denen ge-
h�rte, die mir wie vielen Angeh�rigen meiner
unmittelbar nach Kriegsende oder kurz zuvor
geborenen Generation mit seinem �ffentli-
chen Wirken das Heimischwerden im schwie-
rigen Vaterland Nachkriegsdeutschland ent-
scheidend erleichtert haben. Auch daf�r
werde ich ihm immer dankbar sein. Gerne
h�tte ich ihm das noch geschrieben oder ge-
sagt, und ich glaubte f�lschlich, daf�r noch
ausreichend Zeit zu haben. Manchmal z�gert
man zu lange. Die L�cke, die Ralf Dahren-
dorf an den vielen Orten seines Wirkens hin-
terl�sst – in der Soziologie, im Liberalismus,
in den zahlreichen Einrichtungen, die er bis
zuletzt als engagierter Beobachter und „Eras-
mier“ beriet –, wird nicht zu schließen sein.
Der Verlust schmerzt viele an mannigfachen
Orten der Welt �ber Grenzen hinweg.
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Ein neues Zeitalter der Demokratie
John Keane �ber Elemente und Urspr�nge demokratischer Herrschaft

Nach zehnj�hriger Arbeit hat John Keane,
Forschungsprofessor am WZB, eine großan-
gelegte Biographie der Demokratie vorgelegt.
Darin analysiert er Elemente demokratischer
Herrschaft seit der Vorantike. Er unter-
scheidet drei große historische Phasen: die
Versammlungsdemokratie, die repr�sentative
Demokratie und die heutige Form der Demo-
kratie, die er als monitory democracy be-
zeichnet. Paul Stoop sprach mit John Keane
�ber „The Life and Death of Democracy“,
soeben bei Simon & Schuster erschienen.

Stoop: Standen Ihnen die großen Entwick-
lungslinien schon zu Beginn des Projekts vor
Augen?

Keane: Am Anfang hatte ich keine genaue Vor-
stellung von der Gesamtentwicklung. Und im
Lauf der Arbeit wurde mir klar, dass eine
durchgehende, lineare Geschichte nicht die
richtige Darstellungsformw�re. Das Thema er-
fordert eine offene Erz�hlung, wie Umberto
Eco es formulieren w�rde, kein geschlossenes
Narrativ. Ich sehe dieses Buch eher als etwas,
das man als eine Art Kaleidoskop lesen kann,
mit vielen Fragmenten, die zusammen be-
trachtet ein Bild ergeben. Es sollte keine Groß-
theorie werden, mit der all die komplexen Fra-
gen, die Bedeutungen in Geschichte, Gegen-
wart und Zukunft der Demokratie schl�ssig
beantwortet werden k�nnen.

Warum haben Sie Abschied genommen von
der Idee, Athen sei die Wiege der Demokratie?

Es ist ein veralteter Mythos. Die Forschungs-
ergebnisse der jetzt aktiven Arch�ologen-Ge-
neration widerlegen im Kern den Athen-My-
thos, der im 19. Jahrhundert entstand. Seit
den 1950er Jahren werden Fortschritte bei
der Entschl�sselung der mykenischen Schrift,
der Linearschrift B, gemacht. Diese Kultur
aus der Zeit um 1500 v. Chr. enthielt W�rter
wie damos und damokoi, dem sp�teren grie-
chischen demokratia verbl�ffend �hnlich. Be-
griff und Idee sind also �lter. Noch wichtiger
ist die Entdeckung des d�nischen Historikers
Thorkild Jacobsen, dass es in der Region des
heutigen Syrien, Irak und Iran Versamm-
lungen gab.

Aber k�nnen wir da wirklich von Demo-
kratie sprechen?

In diesen Versammlungen kamen Menschen
als Gleiche unter Gleichen zusammen, hoben
die Hand oder legten einen Stein in ein Ge-

f�ß, um �ber Krieg, die Bestrafung von Ver-
brechern oder �ber Steuerfragen abzustim-
men. Was sp�ter Demokratie hieß, ist ein
Geschenk des Orients, der St�dte Syrien-Me-
sopotamiens. Elemente dessen wurden wei-
tergereicht in die Gegenden des heutigen Pa-
kistan und des Westens Indiens. Durch die
Ph�nizier gelangten sie dann zu den Grie-
chen, die das Geschenk als eigene Erfindung
darstellten.

Iran, Irak, Pakistan als Stationen auf dem
Weg zur Demokratie – ist das nicht ein wenig
ironisch?

Ich muss gestehen, dass die Arbeit an diesem
Buch von 2001 an in zunehmendemMaße ge-
trieben wurde von der Sorge, dass die Spra-
che der Demokratie vor allem von einem
amerikanischen Pr�sidenten f�r Kriegs-
zwecke missbraucht wurde. Das hat Millio-
nen Menschen im Nahen Osten in eine feind-
liche Haltung getrieben angesichts der Heu-
chelei des Westens, die sich im Widerspruch
von Wort und Tat zeigte. Es war dann ein
gl�cklicher Zufall, die Wurzeln der Demo-
kratie in Syrien, im Iran und Irak zu finden.

Es d�rfte auch so manchen erstaunen, von
der Moschee als „Herz der Zivilgesellschaft“
zu lesen.

Unter Demokratie-Historikern und Politik-
forschern sowie in den Schulb�chern hieß es
bisher gleichlautend: Nach dem Ende der
athenischen Herrschaft und dem Fall des R�-
mischen Reichs hat sich in Sachen Demo-
kratie tausend Jahre lang nichts getan. Aber
das stimmt nicht. Der Geist der Demokratie
hat �berlebt und wandelte sich. Die Moschee
ist ohne Zweifel eine der Formen, in der sich
dieser Geist zeigt. Menschen trafen sich dort
als Gleiche, M�nner und Frauen, f�r vielf�l-
tige Aktivit�ten. Sie war ein Markt, auf dem
in den fr�hen Jahrhunderten sogar Wein ver-
kauft wurde. Man kam dort zusammen,
wenn man trauerte. Es war ein Ort des Ge-
bets, aber auch der politischen Reden. Mus-
lime haben in den ersten vier Jahrhunderten
des Islam auch ein ziviles Leben gef�hrt, auf
das sie heute stolz sein k�nnen.

Wann gab es erste Elemente der zweiten
Phase, die Sie die Zeit der repr�sentativen
Demokratie nennen?

Im Fr�hling des Jahres 1188 passierte etwas
historisch Neues in der spanischen Stadt
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Le
n: Der junge K�nig Alfons IX, gerade mal
17, rief die drei St�nde zu den cortes zusam-
men: Klerus, Adel und die „guten M�nner“
der Stadt, die boni homines. Zum ersten Mal
tritt eine Vertretung der B�rgerschaft in Er-
scheinung. Diese Abgesandten meisterten ge-
meinsam mit dem K�nig eine schwere Krise.
Und erarbeiteten bindende Vereinbarungen
�ber Verantwortlichkeiten, Pflichten und
Rechte – eine Generation vor der Magna
Carta von 1215.

Welches Element war die wichtigste Neue-
rung?

Zum ersten Mal sehen wir eine Versamm-
lung, in der Vertreter saßen, procuradores.
F�r so etwas hatten die Griechen noch nicht
einmal ein Wort. Dies erm�glicht auch legi-
times Regieren �ber eine gewisse Entfernung.
Das ist nat�rlich keine ausgewachsene De-
mokratie, aber dieses Element wird wichtig.
Unter den niederl�ndischen Aufst�ndischen
im 16. Jahrhundert gab es Ideen �ber eine
ausgereifte B�rgerdemokratie auf repr�sen-
tativer Grundlage, und am Ende des 18. Jahr-
hunderts haben wir den Begriff der „repr�-
sentativen Demokratie“ als Staatsform. Das
Ganze ist ein chaotischer, ungeplanter Pro-
zess mit vielen Elementen, die sich im Laufe
der Zeit entwickelten und zu dem geh�ren,
was wir als wertvolle Bestandteile demo-
kratischer Gemeinwesen betrachten: Parla-
mente, verfassungsgebende Versammlungen,
Pressefreiheit, Rechtssicherheit. All diese Ele-
mente haben Vorl�ufer im sp�tmittelalter-
lichen und fr�hneuzeitlichen Europa. Damals
waren sie nicht Teil einer erwachsenen De-
mokratie – und doch immens wichtig f�r die
Demokratiegeschichte.

Aber auf alle Zeit gesichert sind doch auch
diese tief verwurzelten Bestandteile frei-
heitlicher Herrschaft nicht. Ihr Buch heißt ja
Leben und Tod der Demokratie.

Linearit�t und Demokratie sind keine Zwil-
linge, Francis Fukuyamas These vom Ende
der Geschichte zum Trotz. Eine Welt, die von
Menschen gestaltet wird, kennt keine Teleo-
logie, und Errungenschaften k�nnen verloren
gehen. Die Geschichte Europas w�re sehr viel
erfreulicher und wohl auch friedlicher ge-
wesen, wenn es einen unumkehrbaren Fort-
schritt g�be. So aber war die Demokratie
1939 so gut wie zerst�rt, als es nur noch zwei
Dutzend Demokratien in der Welt gab. 1941
waren es noch elf, bis es dann 1945 wieder
aufw�rts ging mit den fairen und freien Wah-
len in Uruguay.

Demokratie kann sterben, aber auch wieder-
geboren werden, manchmal mit der Hilfe von

Siegerm�chten. Ist das ein Modell, das Schule
machen kann?

Die Demokratisierung des besiegten Deutsch-
lands war ein Erfolg. Aber das Auferlegen der
Demokratie von außen l�st meist heftige Res-
sentiments und tiefen Widerwillen aus, was
in der Regel zum Scheitern f�hrt. Der Think
Tank Carnegie Endowment for International
Peace hat errechnet, dass von den �ber 100
Interventionen im 20. Jahrhundert gerade 10
bis 20 zum Erfolg f�hrten.

Sehen Sie Alternativen?

Wir konnten in den letzten Jahren Versuche
beobachten, auf andere Weise zur Demo-
kratisierung zu verlocken, etwa mit den Ko-
penhagener Kriterien der Europ�ischen
Union von 1993. Die Einhaltung der demo-
kratischen Kriterien wird beitrittswilligen
L�ndern als unabdingbare Voraussetzung der
Mitgliedschaft vermittelt. Es geht dabei um
Rechtsstaatlichkeit, Respekt vor der Zivilge-
sellschaft, freie und faire Wahlen. Wir sehen,
dass das funktioniert. Ein solches Vorgehen
hat einen gewissen Magnetismus, der sich
zum Beispiel sichtbar auf das politische Le-
ben in der T�rkei auswirkt.

Wie kennzeichnen Sie die Grundtendenz der
demokratischen Entwicklung seit dem Tief-
punkt in den 1940er Jahren?

Als ich die Wiedergeburt der Demokratie n�-
her untersuchte, fiel mir auf, dass in den Jahr-
zehnten nach 1945 etwa 100 v�llig neuartige
Institutionen entstanden sind, die die demo-
kratisch legitimierte Machtaus�bung �ber-
pr�fen. Ich fragte mich, wie das Ganze zu-
sammenpasst: die enge Verbindung von De-
mokratie und Menschenrechten, wie sie sich
etwa im deutschen Grundgesetz und in der
Ausbreitung von Menschenrechtsorganisa-
tionen zeigt, und zwar �ber den ganzen Glo-
bus. Ich denke an B�rgerversammlungen,
Runde Tische, Gipfeltreffen unterschiedlichs-
ter Art, partizipative Haushaltsplanung, In-
tegrit�tskommissionen, Wahrheitsfindungs-
und Vers�hnungsorgane. Ich umschreibe
diese Wege der �ffentlichen Kontrolle als Ele-
mente einer monitory democracy, also einer
Demokratie, in der das Regieren trans-
parenter gemacht wird und die Politik Re-
chenschaft in vollem Licht der �ffentlichkeit
ablegen muss. So wird Meinungsbildung
erm�glicht, die zu demokratischen Entschei-
dungsprozessen beitr�gt.

Ist das eine Besonderheit entwickelter Demo-
kratien oder ein globaler Trend?

Das sind keineswegs rein westliche Er-
findungen. Die Beitr�ge stammen aus Demo-
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John Keane studierte an den Uni-
versit�ten Adelaide (Australien),
Toronto (Kanada) und Cambridge
(England). Er ist WZB-Forschungs-
professor f�r Theorie und Ge-
schichte der Demokratie und Pro-
fessor f�r Politikwissenschaft an
der Universit�t Westminster (Eng-
land), an der er 1989 das Centre
for the Study of Democracy gr�n-
dete. Vor The Life and Death of De-
mocracy ver�ffentlichte er unter
anderem die Monographien Global
Civil Society (2004) und Vaclav Ha-
vel: A Political Tragedy in Six Acts
(1999). [Foto: Udo Borchert]
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kratien in aller Welt. Partizipative Haushalts-
planung zum Beispiel kommt aus Brasilien,
Wahrheits- und Vers�hnungskommissionen
sind eine lateinamerikanische Idee, die durch
die Kommission in S�dafrika nach dem Ende
der Apartheid ber�hmt geworden ist. In
Australien entwickelte man Integrit�tsaus-
sch�sse. Indien kennt eine Vielzahl von Ins-
trumenten des Monitoring. Solche Ins-
titutionen bilden eine zus�tzliche Ebene der
Demokratie, die die klassischen Institutionen
wie Parlamentswahlen, Mehrparteiensystem
und Gewaltenteilung erg�nzen. Die indische
Demokratie kennt eine Dynamik st�ndiger
Infragestellung von Macht, durch Strukturen
innerhalb des Parteiensystems wie auch au-
ßerhalb. Wir sehen Machtaus�bung durch
Gandhis gewaltfreien Widerstand, der Satya-
graha, wir sehen Eisenbahngerichte in Mum-
bai, Studentenwahlen, die hart umk�mpft
sind, weil sie von großer Bedeutung sind.
Oder auch die lok adalats, lokale Gerichte,
die seit 1986 in relativ schnellen Verfahren
Dispute beilegen, oft geht es dabei um inter-
religi�se Konflikte im Zusammenhang von
Heiraten oder Auseinandersetzungen um
Eigentumsfragen.

Ist das nicht lediglich Folklore ohne wirk-
lichen Einfluss auf die Demokratie?

Nein, es ist mehr. Wir verlassen die �ra der
repr�sentativen Demokratie im Territorial-
staat und bewegen uns auf eine Zeit post-par-
lamentarischer, post-staatlicher Formen der
Demokratie zu. Wir brauchen einen neuen
Namen daf�r. Ich habe damit gerungen und
verschiedene M�glichkeiten gepr�ft, wie
„komplexe Demokratie“ oder „postrepr�-
sentative Demokratie“, und am Ende kam
der unsch�ne Begriff monitory democracy
heraus, f�r den es in vielen Sprachen keine
exakte Entsprechung gibt.

Was w�re ein Beispiel f�r die Kraft dieser
neuen Elemente demokratischer Herrschaft?

Sie k�nnen die aktuelle Krise der britischen
Demokratie nur verstehen, wenn Sie ber�ck-
sichtigen, dass diese Krise ausgel�st wurde
durch das Wirken der Kr�fte, die zum Moni-
toring geh�ren. Parteien, Parlament und die
Exekutive haben praktisch keine Rolle ge-
spielt beim Aufsp�ren und bei der Enth�llung
dieses unvorstellbaren Ausmaßes an Korrup-
tion. Es sind solche Netzwerke, Organisatio-
nen, Initiativen, zum Teil innerhalb der Re-
gierung, �berwiegend aber außerhalb, die die
Aufgabe der Machtkontrolle und des Moni-
toring wahrgenommen haben, und zwar in-
zwischen auch �ber die nationalstaatlichen
Grenzen hinweg. Die B�rgerrechtsbewegung,
die Anti-Atomkraft-Bewegung, die neue
Frauenbewegung, die Umweltbewegung, die

die ganze Politik beeinflusst haben – all das
kam aus der Gesellschaft und nicht aus dem
etablierten politischen System und hat
enorme Ver�nderungen angestoßen.

Gibt es da nicht ein Legitimit�tsproblem?
Wir reden hier von selbsternannten politi-
schen Akteuren. Wo ist das Monitoring der
Monitoren?

Wir beobachten eine Zunahme der nichtge-
w�hlten Vertreter, die dennoch Anerkennung
finden. Human Rights Watch kann f�r sich
beanspruchen, im Fall schwerer Menschen-
rechtsverletzungen das Wort zu erheben. F�r
die traditionelle Sicht auf die Demokratie ist
ein nichtgew�hlter Vertreter ein Widerspruch
in sich. Und nat�rlich kann es hier Miss-
brauch geben oder St�rungen demokratischer
Abl�ufe. Aber man kann es auch anders se-
hen: Wir f�rdern Organisationen oder Ini-
tiativen, deren Ziele wir unterst�tzen, indem
wir finanzielle oder sonstige Hilfe leisten
oder ihre Zeitschrift abonnieren. Das be-
gr�ndet doch auch Legitimit�t. Und es gibt
die M�glichkeit, die Unterst�tzung einzu-
stellen und das Abo zu k�ndigen. Es gibt da-
r�ber hinaus Formen berechtigter Repr�sen-
tation auf der Grundlage von Integrit�t, Lei-
den, Ehrlichkeit. Warum soll jemand wie
Erzbischof Desmond Tutu weniger Legiti-
mit�t besitzen als jemand, der gew�hlt
wurde? Er wird anerkannt wegen seiner Ehr-
lichkeit, Fairness, Offenheit, Vers�hnungsbe-
reitschaft. Dieses Buch k�nnte ein Anstoß
sein zu einer Diskussion �ber ein erweitertes
Verst�ndnis von Repr�sentation, die auch
Formen nichtgew�hlter Vertretung ein-
schließt.

Und wie k�nnte der Schutz vor Missbrauch
aussehen?

Eine der Herausforderungen ist es, zu kl�ren,
welche Formen nichtgew�hlter Repr�senta-
tion in welchem Zusammenhang als legitim
zu betrachten sind. Konkret: Wie k�nnen Ins-
trumente und Mechanismen des Monitoring
selbst beobachtet und �berpr�ft werden? In-
teressanterweise gibt die Praxis schon einige
Antworten. Wir beobachten in diesen Jahr-
zehnten, in denen das demokratische Moni-
toring sich einb�rgerte, eine Zunahme von
Mechanismen, die diese Prozesse wiederum
kritisch beobachten und zum Gegenstand �f-
fentlicher Er�rterungen machen, zum Bei-
spiel durch Audits und Offenlegung der Akti-
vit�ten von Organisationen und Netzwerken,
die zwar nicht durch Wahlen legitimiert sind,
aber auf diese Weise �ffentlich Rechenschaft
ablegen. In den kommenden Jahren wird die
Demokratie mit Sicherheit komplexer wer-
den.
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Neue Direktorin: Dorothea K�bler
Welche Faktoren bestimmen das �konomi-
sche Handeln des Menschen? Nur die Ratio –
oder gibt es da mehr? Und mit wie viel Ratio-
nalit�t ist �berhaupt zu rechnen? Mit diesen
Fragen besch�ftigt sich Dorothea K�bler in
ihrer wissenschaftlichen Arbeit. Die Pro-
fessorin f�r Mikro�konomik an der Techni-
schen Universit�t Berlin wird zum 1. Oktober
2009 Abteilungsdirektorin am WZB. Hier
wird sie ihre Forschungen weiterf�hren und
ausweiten. Ein wichtiger Schwerpunkt ihrer
Arbeit ist die experimentelle Wirtschafts-
forschung, mit der sie das individuelle Ver-
halten auf M�rkten untersucht. Seit Januar
2005 leitet Dorothea K�bler das Teilprojekt
„Strategische Unsicherheit in experimentel-
len Spielen“ im Sonderforschungsbereich 649
„�konomisches Risiko“ der Humboldt-Uni-
versit�t zu Berlin, in dem dieses Verhalten in
Laborexperimenten analysiert wird. In den
Experimenten konnte sie unter anderem
nachweisen, dass Akteure die Rationalit�t
anderer Akteure systematisch untersch�tzen.
Das hat Auswirkungen in vielen Bereichen
der �konomie. Ein angewandtes Projekt im
Rahmen des SFBs besch�ftigt sich zum Bei-
spiel mit der Frage, warum die Preise f�r Ak-
tien mit Stimmrecht h�her sind als f�r Aktien
ohne Stimmrecht, obwohl einzelne Aktion�re
die Abstimmungen auf der Hauptversamm-
lung nur mit verschwindend geringer Wahr-
scheinlichkeit beeinflussen k�nnen. Das ist
das ber�hmte „paradox of voting“ in an-
derem Gewand. Im Laborexperiment wird
untersucht, warum eine solche Stimm-
rechtspr�mie bei Aktien auftritt. Sie l�sst sich
damit erkl�ren, dass die Teilnehmer zu wenig
�ber die Entscheidungssituation anderer
nachdenken bzw. dass sie untersch�tzen, dass
andere genauso abstimmen w�rden wie sie
selbst. Am WZB wird Dorothea K�bler eine
neue Serie von Experimenten starten, und
zwar �ber Wahlverhalten, auch im Austausch
mit den Wahlforschern aus der Demokratie-
Abteilung.

Ein weiterer Schwerpunkt ihrer Arbeit ist die
Analyse von Matching-Verfahren. Wie Stu-
denten den Universit�ten durch die Zentral-
stelle f�r die Vergabe von Studienpl�tzen
(ZVS) zugeordnet werden, ist Gegenstand
eines laufenden Projekts, das Dorothea K�b-
ler leitet. Diese Forschungen wird sie am
WZB ausbauen: In Kooperation mit Heike
Solga, Direktorin der WZB-Abteilung „Aus-
bildung und Arbeitsmarkt“, wird sie Zutei-

lungsmechanismen
von Sch�lern auf
Schulen unter-
suchen. Diese sind
ein potenzieller
Konfliktstoff zwi-
schen Schulen, El-
tern und Schulver-
waltungen, wie sich
aktuell in Berlin
beim Streit um die
Einbeziehung von
Losverfahren bei der
Schulzuweisung
zeigt.

Auch weitere Projekte von Dorothea K�bler
f�gen sich gut ein in die WZB-Forschung: Sie
analysiert Arbeits- beziehungsweise Vertrags-
beziehungen im Hinblick darauf, wie sich
Anreize auf das Verhalten von Frauen und
M�nnern am Arbeitsplatz auswirken. Ferner
untersucht die �konomin soziales Lernen,
Konformit�t und Rationalit�t innerhalb von
Gruppen. Beispielsweise wird in einer lau-
fenden neuro-�konomischen Untersuchung
die Gehirnaktivit�t bei riskanten Ent-
scheidungen gemessen, um zu verstehen, wie
sich soziales Lernen von anderen Formen des
Lernens unterscheidet.

Dorothea K�bler ist 1966 in T�bingen ge-
boren, studierte Volkswirtschaftslehre und
Philosophie an der University of Penn-
sylvania, der Universit�t Konstanz und der
Freien Universit�t Berlin. 1997 promovierte
sie mit der Dissertationsschrift „Three Essays
on Adverse Selection and Labor Contracts“
an der Humboldt-Universit�t zu Berlin. Nach
der Promotion war sie f�r jeweils ein Jahr Re-
search Fellow an der University of California
Berkeley (1997–1998) und Visiting Scholar
an der Kennedy School of Government Har-
vard (1999–2000) und der Harvard Business
School (2001–2002). 2003 habilitierte sie
sich an der Humboldt-Universit�t zu Berlin
und folgte anschließend dem Ruf auf eine
Professur an der Technischen Universit�t Ber-
lin. Dorothea K�bler ist Research Fellow am
Institut f�r die Zukunft der Arbeit in Bonn
sowie Mitglied des Vereins f�r Socialpolitik
und der American Economic Association.
Ihre Lehrt�tigkeit an der Technischen Univer-
sit�t wird sie als Direktorin am WZB fortset-
zen.
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Nachlese
Das WZB im Dialog: Podien, Medien und Begegnungen

Im WZB tut sich viel: �ffentlich durch Publikationen, Vor-
tr�ge und Diskussionen, auf wissenschaftlichen Fachkon-
ferenzen und in kleinen Workshops, durch pers�nlichen
Austausch. WZB-Forscher und -Forscherinnen bringen auf
vielf�ltige Weise ihre Expertise ein. Wir lassen einige Begeg-
nungen, Stellungnahmen und Reaktionen darauf Revue pas-
sieren.

Statistik

Da sah die Bev�lkerungszukunft aber ganz d�ster aus. Die
Frankfurter Allgemeine Zeitung schlug am 1. Juli 2009
Alarm. In Brandenburg w�rden im Jahr 2050 voraussichtlich
90 Prozent der Einwohner �ber 65 sein. Dies habe der „Sach-
verst�ndigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im Ge-
sundheitswesen“ gesch�tzt, berichtete Korrespondent Kon-
rad Mrusek. Damit war die Horrorzahl in der Welt und ver-
breitete sich in der Republik. WZB-Forscher Roland Habich,
Co-Redakteur des zweij�hrlich erscheinenden „Datenre-
ports“, wies die FAZ-Redaktion auf den Fehler in der Bericht-
erstattung hin: der „Altenquotient 65“ habe im Gutachten
des Sachverst�ndigenrats den Wert 90. Was aber konkret
heißt: auf 100 Personen im erwerbsf�higen Alter (20–65
Jahre) kommen 90 Personen �ber 65 Jahre. Was ja doch ein
erheblicher Unterschied zur Aussage der Schlagzeile ist. Der
Autor war angesichts der statistischen Fehlinterpretation zer-
knirscht. Das Deutschlandradio entfernte den Text mit der
Falschaussage von seiner Webseite. Aber im digitalen Zeit-
alter gibt es nicht die umfassende L�sch-r�ckw�rts-Taste.
�ber eine Medien-Datenbank kann jeder bis heute die FAZ-
Meldung kaufen (E 3,75 inkl. MwSt). Und die HanseMerkur-
Versicherungsgruppe meldete noch am 10. Juli: „90 Prozent
Rentner in Brandenburg“. Was gleich f�r die eigene Werbung
eingesetzt wird: Die Rente ist nicht sicher – sorgt privat vor –
versichert euch zus�tzlich!

Mitlese

Die Berliner Zeitschrift f�r Sozialwissenschaften Leviathan,
die vom WZB mitherausgegeben wird, er�ffnete das Juni-
Heft mit einem Interview, das Dagmar Simon und Reinhard
Blomert mit Lord Ralf Dahrendorf �ber das Thema „Die De-
rivatisierung der Welt und ihre Folgen“ f�hrten. Die Finanz-
krise, deren Ursachen und Auswirkungen sind auch das
Thema dreier Beitr�ge, die Paul Windolf, Elmar Altvater und
Henrik Enderlein zur Debatte in diesem Heft beisteuern. Ge-
gens�tzliche Positionen zum Thema Schrumpfen nehmen
Walter Siebel (Potenzial!) und Franz-Xaver Kaufmann (Ri-
siken!) ein. Fritz W. Scharpf schließlich widmet sich dem auch
in der aktuellen Tagespolitik heftig diskutierten Thema der
Legitimit�t im europ�ischen Mehrebenensystem.

Demontage

Die Financial Times Deutschland w�hlte eine dr�hnende
�berschrift. „Forscher empfehlen Demontage im Osten“,

�berschrieb das Blatt am 24. Juli einen Bericht zur Zukunft
der Verkehrs-Infrastruktur in Deutschland. Was an die Sow-
jet-Demontage der ostdeutschen Industrie nach dem Zweiten
Weltkrieg erinnert, bezog sich auf eine Studie des Innova-
tionszentrums f�r Mobilit�t und gesellschaftlichen Wandel,
einem Kooperationsunternehmen von WZB, T-Systems En-
terprise Services, der Deutschen Bahn und dem Deutschen
Zentrum f�r Luft- und Raumfahrt. In der Studie empfehlen
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Die Technische Universit�t Berlin hat im Juli in einer Plakatausstellung zw�lf ihrer Professo-
rinnen vorgestellt, die in Disziplinen lehren und forschen, die von M�nnern dominiert sind.
Eine von ihnen ist die �konomin Dorothea K�bler. Vom 1. Oktober an wird sie sich noch mehr
auf die Forschung konzentrieren k�nnen, als neue Direktorin am WZB (siehe auch Seite 53).
Der TU wird sie aber als Hochschullehrerin erhalten bleiben, mit einem kleineren Lehrdeputat
als bisher.
[Foto: Ulrich Dahl / TU Berlin]

Aus dem WZB



die Forscher Andreas Knie, Weert Canzler und Frank Hun-
sicker, in zunehmend d�nn besiedelten Teilen Deutschlands
keine neuen Autobahnen zu bauen. Es gelte, die regional ex-
trem ungleiche Entwicklung der Verkehrsstr�me zu ber�ck-
sichtigen. Sehr viele andere Zeitungen, auch im Ausland, nah-
men eine andere Prognose aus der Studie auf: Schon etwa
2015 werde es in Deutschland eine Maut f�r Pkw geben; dazu
gebe es gar keine Alternative angesichts der aktuellen Haus-
haltsentwicklung.

Leader

Hans-Dieter Klingemann, langj�hriger Abteilungsdirektor
des WZB, ist nach einem einj�hrigen Forschungsaufenthalt
im kanadischen Vancouver wieder in Berlin zur�ck. Aus dem
Blickfeld der Forschergemeinschaft war er aber weder nach
seiner Emeritierung noch durch Auslandsaufenthalte ver-
schwunden. Im soeben erschienenen Oxford Handbook of
Political Science betrachtet der Herausgeber Robert E. Goo-
din die Politikwissenschaft insgesamt, kategorisiert, wertet,
gewichtet und lobt. F�r mehrere Unterdisziplinen der
Politikwissenschaft identifiziert Goodin „leaders“, n�mlich
das eine Prozent der in den einschl�gigen Publikationen am
h�ufigsten zitierten Politologen. In der Unterdisziplin „poli-
tical behavior“ steht dabei Hans-Dieter Klingemann an 6.
Stelle von insgesamt fast 2.000 Fachkollegen. Zu dieser Spit-
zengruppe geh�ren auch die ehemaligen WZB-Forscher Max
Kaase und Dieter Fuchs. Zu den politikwissenschaftlichen
B�chern, denen Goodin eine breitere Leserschaft w�nscht,
z�hlt �brigens „Varieties of Capitalism“, das der fr�here
WZB-Forschungsprofessor David Soskice 2001 gemeinsam
mit Peter Hall ver�ffentlichte.

Stirling

Gut, dass es digitale Fotografie gibt. Der Architekturpro-
fessor Anthony Vidler (The Cooper Union, New York) ver-
brachte im Juni einen halben Tag im WZB und machte hun-
derte Aufnahmen vom Altbau und den rosa-blauen Anbau-
ten, die James Stirling in den 1980er Jahren gestaltet hat.
Vidler bereitet als Kurator eine Ausstellung �ber Stirlings
Werk vor, die f�r den Herbst 2010 in Montreal geplant ist.
Der seinerzeit von der Kritik nicht gerade begeistert aufge-
nommene postmoderne Bau wird in der Architektur-Szene
kaum wahrgenommen. Deshalb will Vidler mit der Aus-
stellung die Gelegenheit nutzen, ihm einen geb�hrenden Platz
einzur�umen: „Stellen Sie sich vor, in England werden schon
die ersten Stirling-Bauten aus seiner fr�hen Zeit abgerissen.
Man mag ihn einfach nicht, man will lieber Architektur, die
sich zur�cknimmt, bis zur Banalit�t.“ Das Geb�ude-Ensem-
ble gefiel Vidler, der selbst bei Stirling studiert hat, aus-
gesprochen gut, was er mit britischem Understatement so for-
mulierte: „I could work here.“ Nun denn – hier die passende
Web-Adresse: www.wzb.eu/aktuell/jobs/

Vorlese

Das Titelthema der n�chsten WZB-Mitteilungen, die Anfang
Dezember erscheinen, ist „Migration und Integration“.

Schulbuch

Die Wege von der Forschung ins Schulbuch m�ssen nicht im-
mer so lang sein. Die WZB-Forscherinnen Rita Nikolai und
Jutta Allmendinger haben vor drei Jahren in der Zeitschrift
„Aus Politik und Zeitgeschichte“, der Beilage zu „Das Parla-
ment“, einen Artikel �ber das Thema Bildung und Ungleich-
heit geschrieben. Jetzt ist ein kleiner Auszug daraus im baye-
rischen Sozialkunde-Schulbuch „Mensch und Politik“ (11.
Klasse) nachgedruckt worden – in jenem Bundesland also, in
dem nach Jutta Allmendingers Forschungen die Bildungs-
chancen f�r Kinder nichtakademischer Eltern im bundes-
deutschen Vergleich am schlechtesten sind, und zwar schon
seit den 1990er Jahren.

Fortschritt

Der Direktor der WZB-Abteilung Demokratieforschung,
Wolfgang Merkel, hat im Juli an Beratungen mit Spaniens
Ministerpr�sident Rodr�guez Zapatero teilgenommen. Seit ei-
nigen Jahren geh�rt er zu Zapateros Beraterkreis, der inzwi-
schen als Wissenschaftlicher Beirat der Stiftung „ideas“
(„Ideen f�r den Fortschritt“) institutionalisiert worden ist.
Schwerpunkt der Beratungen waren der globale Klimawandel
und die Nutzung erneuerbarer Energien. Dem inter-
nationonalen Beraterkreis kommt besondere Bedeutung zu,
weil Spanien im ersten Halbjahr 2010 die EU-Ratspr�sident-
schaft innehaben wird. Dem Beirat geh�ren neben Wolfgang
Merkel unter anderen die Nobelpreistr�ger Joseph Stiglitz
(�konomie) und Torsten Wiesel (Medizin) sowie die indische
B�rgerrechtlerin Andana Shiva (Alternative Nobelpreis-
tr�gerin) an.

Paul Stoop
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Gastwissenschaftler

Laura Blockwird von Septem-
ber 2009 bis Februar 2010 als
Gast der Abteilung „Migra-
tion, Integration, Transnatio-
nalisierung“ an ihrer Disser-
tation zum Thema Ehegat-
tenzusammenf�hrung arbeiten
(Arbeitstitel: „Move to Love
and Love to Move – Marriage
Migration Dynamics in Ger-
many“). Sie ist Doktorandin
bei Rainer Baub�ck am Euro-
pean University Institute in
Florenz, Department of Poli-
tical and Social Sciences. Zu-
vor hat sie haupts�chlich in
Maastricht – aber auch inRom
und Krakau – European Stu-
dies studiert und sp�ter ge-
lehrt.

Chloe Thurston, Dokto-
randin der Politikwissen-
schaft an der University of
California, Berkeley, war von
Ende Mai bis Ende Juni 2009
Gast der Abteilung „Un-
gleichheit und soziale Inte-
gration“. Ihr Forschungsinte-
resse gilt der vergleichenden
Wohlfahrtsstaatsforschung
mit besonderem Fokus auf
Entwicklungen im Bereich
der Regulierung von Arbeits-
verh�ltnissen. In ihrem aktu-
ellen Projekt untersucht sie
das Verh�ltnis von atypischer
Besch�ftigung und Sozialpo-
litik in den USA und Europa.

Ram�n A. Feenstra, wissen-
schaftlicher Mitarbeiter und

Foto: Udo Borchert

Doktorand von Professor
Domingo Garc�a Marz�
(Universit�t Jaume I von Ca-

stell
n, Spanien) und Pro-
fessor John Keane (Centre for
the Study of Democracy,
Westminster University, Lon-
don, und WZB-Forschungs-
professor), ist von Mai bis
November 2009 Gast der
Abteilung „Demokratie:
Strukturen, Leistungsprofil
und Herausforderungen“. In
dieser Zeit forscht er zu sei-
nem Promotionsvorhaben
�ber das Konzept der Zivil-
gesellschaft und der Moni-
tory Democracy, wie John
Keane sie charakterisiert, und
den Bezug zu den globalen
Medien. Seine Forschungs-
interessen sind Zivilgesell-
schaft und �ffentlichkeit,
Demokratie, globale Medien
und kritische Theorie.

Professor Peter M. Haas, De-
partment of Political Science
an der University of Massa-
chusetts in Amherst, ist dies-
j�hriger Karl-W.-Deutsch-
Gastprofessor am WZB. Er
wird von Mitte Oktober bis
Mitte Dezember 2009 in der
Abteilung „Transnationale
Konflikte und internationale
Organisationen“ zu globalen
Umweltproblemen forschen.
Peter Haas’ in den 1990er
Jahren entwickelter Ansatz
der Epistemic Communities
geh�rt zum Grundbestand
der Umweltpolitikanalyse.
Derzeit besch�ftigt ihn so-
wohl empirisch als auch
theoretisch die Frage, wie auf
internationaler Ebene eine
effektive Umwelt-Governan-
ce m�glich sein k�nnte, etwa
im Rahmen des Umweltpro-
gramms der Vereinten Natio-
nen (UNEP).

Professor Wolfgang Schroe-
der, Universit�t Kassel, ist
von August bis Ende Februar
2010 Gast der Abteilung
„Demokratie: Strukturen,
Leistungsprofil und Heraus-
forderungen“. Er hat seit
2006 eine Professur f�r das
Fachgebiet Politisches System
der BRD und Innovation inne
und war vorher Leiter der
Abteilung Sozialpolitik beim
Vorstand der IG Metall. Zu

seinen Arbeitsgebieten ge-
h�ren Interessenvermittlung,
Sozialpolitik und politische
Parteien. In der Abteilung
wird er zum einen am Band
„Social Democracy in Ea-
stern Europe“ mitarbeiten,
der von Wolfgang Merkel
und Pal Tamasz (Budapest)
verantwortet wird, zum an-
deren wird er gemeinsam mit
Bernhard Weßels eine revi-
dierte Auflage des Hand-
buchs „Gewerkschaften in
Politik und Gesellschaft der
Bundesrepublik“ herausge-
ben, das in erster Auflage
2003 erschienen ist.

Christoph H. Stefes Ph.D.,
Korbel School, University of
Denver, Associate Professor
of Political Science und Di-
rector des International Stu-
dies Program an der Univer-
sity of Colorado Denver, gas-
tierte von Juni bis Juli 2009 in
der Abteilung „Demokratie:
Strukturen, Leistungsprofil
und Herausforderungen“.
W�hrend dieser Zeit bereitete
er einen Forschungsantrag
zum Thema „Critical Junctu-
res and the Survival of Au-
thoritarian Regimes“ vor.

Berufungen

Dr. Nelly Exbrayat, wissen-
schaftliche Mitarbeiterin in
der Abteilung „Marktpro-
zesse und Steuerung“ im Ko-
operationsprojekt der DFG
mit der franz�sischen Agence
Nationale de la Recherche
zum Thema „Competiton
among Nation States“, wird
mit Beginn des Wintersemes-
ters 2009/2010 eine Stelle als
Associate Professor (Ma
tre
de conf�rence en �conomie)
am Centre d’Etudes et de Re-
cherches sur le D�veloppe-
ment International (CERDI)
antreten. Sie wird an der Fa-
kult�t f�r Recht und Politi-
sche Wissenschaft der Uni-
versit� d’Auvergne in Cler-
mont-Ferrand, Frankreich,
lehren.

Dr. Annette Henninger,
Emmy-Noether-Arbeitsgruppe
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„,Liebe‘, Arbeit, Anerken-
nung“, wurde zum 1. Okto-
ber 2009 zur Professorin f�r
Politik und Geschlecht mit
Schwerpunkt Sozial- und Ar-
beitspolitik an der Philipps-
Universit�tMarburg berufen.
Sie hat den Ruf angenommen.

Professor Michael Hutter,
Direktor der Abteilung „Kul-
turelle Quellen von Neu-
heit“, wurde im Juli vom
Ausschuss f�r evolutorische
�konomik im Verein f�r So-
cialpolitik zu dessen Vor-
sitzenden f�r die Jahre 2010
und 2011 gew�hlt. In dieser
Eigenschaft wird er auch
Mitglied im erweiterten Vor-
stand des Vereins f�r Social-
politik sein.

Der Vorstand des AOK-
Bundesverbandes GbR hat
Professor Rolf Rosenbrock,
Leiter der WZB-Forschungs-
gruppe „Public Health“, er-
neut in den Wissenschaftli-
chen Beirat des Wissen-
schaftlichen Instituts der
Ortskrankenkassen (WIdO)
berufen. Ebenfalls wurde
Rolf Rosenbrock vom Bun-
desministerium f�r Gesund-
heit f�r vier weitere Jahre in
den wissenschaftlichen Beirat
der Bundeszentrale f�r ge-
sundheitliche Aufkl�rung
(BZgA) berufen. Außerdem
wurde er vom Vorstand des
GKV-Spitzenverbandes er-
neut als Mitglied der Bera-
tenden Kommission f�r Pri-
m�rpr�vention und betrieb-
liche Gesundheitsf�rderung
berufen. Die Beratende Kom-
mission unterst�tzt die Ge-
setzlichen Krankenkassen bei
der Konzeption und Quali-
t�tssicherung von Interven-
tionen, die „insbesondere
einen Beitrag zur Verminde-
rung sozial bedingter Un-
gleichheit von Gesundheits-
chancen leisten“ sollen.
Rosenbrock geh�rt der Kom-
mission seit dem Jahr 2000
an. Auf der XVIII. Welt-
AIDS-Konferenz, die 2010 in
Wien stattfindet, wird Ro-
senbrock nach der Berufung
durch dessen Pr�sidium Mit-
glied des Science Committee

„Policy, Law, Human Rights
and Political Science“ sein.

Dr. Jo Seldeslachts, wissen-
schaftlicher Mitarbeiter bei
der Forschungsprofessur
„Wettbewerb und Innova-
tion“, hat vom Wintersemes-
ter 2009/2010 die Position
des Assistant Professor f�r
„IO and law&economics“ an
der Amsterdam School of
Economics der Universiteit
van Amsterdam inne.

Dr.Dagmar Simon, kommissa-
rische Leiterin der Forschungs-
gruppe „Wissenschaftspoli-
tik“, ist im Juni 2009 in den
wissenschaftlichen Beirat des
Forschungsprojekts „Neue
Steuerung von Universit�ten“
der Hans-B�ckler-Stiftung
berufen worden, der das Pro-
jekt wissenschaftlich beglei-
tet und f�r seine Qualit�tssi-
cherung zust�ndig ist. Seit
Juli 2009 ist sie außerdem
Mitglied der Arbeitsgruppe
„Fo r s chung so r i e n t i e r t e
Gleichstellungsstandards“
der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG). In dieser
Arbeitsgruppe sollen die
Praktiken der deutschen Uni-
versit�ten in Hinsicht auf die
Gleichstellungsstandards un-
tersucht werden und Emp-
fehlungen f�r die Weiterent-
wicklung von Gleichstellungs-
politik entwickelt werden.

Professorin Heike Solga, Di-
rektorin der Abteilung „Aus-
bildung und Arbeitsmarkt“,
wurde im Mai 2009 in den
wissenschaftlichen Beirat des
Instituts f�r Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) in
N�rnberg berufen. Seit M�rz
2009 ist sie außerdem Mit-
glied des Projektbeirats des
„Europ�ischen Jahres 2010
zur Bek�mpfung von Armut
und sozialer Ausgrenzung“
des Bundesministeriums f�r
Arbeit und Soziales. Im M�rz
2009 wurde Heike Solga als
Mitglied des Wissenschaft-
lichen Beirats des Danish Na-
tional Centre for Social Re-
search (SFI) in Kopenhagen
berufen. Schließlich leitet sie
nach ihrer Berufung durch

das Bundesministerium f�r
Bildung und Forschung seit
M�rz 2009 als Vorsitzende
den Wissenschaftlichen Bei-
rat f�r das „OECD-Pro-
gramme for the International
Assessment of Adult Compe-
tencies“.

PD Dr. Tine Stein, Heisenberg-
Stipendiatin am WZB Rule of
Law Center, hat einen Ruf auf
eine W2-Professur f�r Poli-
tikwissenschaft, Schwerpunkt
Politische Theorie, an der
Christian-Albrechts-Universi-
t�t zu Kiel angenommen.

Ehrungen / Preise

Der Akademische Rat des
Europ�ischen Hochschulins-
tituts Florenz (EUI) hat be-
schlossen, Professor J�rgen
Kocka die W�rde eines Eh-
rendoktors zu verleihen. EUI-
Pr�sident Yves M�ny schrieb

Foto: David Ausserhofer

J�rgen Kocka, der von 2001
bis zum Fr�hjahr 2007 als
Pr�sident das WZB leitete
und bis Ende August 2009
Forschungsprofessor f�r
„Historische Sozialwissen-
schaften” am WZB war, das
Institut wolle „not only to
acknowledge your crucial
academic contribution but
also to recognize your con-
tribution to the development
of a Europe of scholars“. Der
Festakt wird 2010 stattfin-
den. J�rgen Kocka ist bereits
Ehrendoktor der Erasmus-
Universit�t Rotterdam, der
Universit�t Uppsala und der
Russischen Akademie der
Wissenschaften. F�r seine Ver-

WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009 57WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009 57

Aus dem WZB



dienste um die Geschichtswis-
senschaft hat der Bundespr�si-
dent J�rgen Kocka in diesem
Sommer das Verdienstkreuz 1.
Klasse des Verdienstordens der
Bundesrepublik Deutschland
verliehen.

Joseph A. Clougherty, For-
schungsprofessur „Wettbe-
werb und Innovation“, hat
im Juni den Best Reviewer
Award der Academy of Inter-
national Business in San
Diego erhalten.

Personalien

Dr. Eckart Hildebrandt hat
sich mit der internationalen
Konferenz „Langzeitkonten
und biographische Lebens-
f�hrung“ im Juni 2009 vom
WZB verabschiedet. Mit sei-
nen Mitarbeitern berichtete
er �ber das letzte große von
ihm geleitete Forschungsvor-
haben �ber Langzeitkonten.
Er wurde 1977 von Frieder
Naschold am neuen Interna-
tionalen Institut f�r Ver-
gleichende Gesellschaftsfor-
schung des WZB angestellt.
Eckart Hildebrandt besch�f-
tigte sich von Anfang an mit
der Frage, wie der betrieb-
liche Produktionsprozess ge-
staltet werden kann, um dem
Ziel einer „Humanisierung
der Arbeitswelt“ n�her zu
kommen. Als einer der ersten
untersuchte er gemeinsammit
R�diger Seltz Mitte der
1980er Jahre betriebliche Ra-
tionalisierung und industri-
elle Beziehungen am Beispiel
der Einf�hrung computer-
gest�tzter Produktionspla-
nungs- und -steuerungssys-
teme im bundesdeutschen
Maschinenbau. Ende der
1980er Jahre trug er mit Ein-
zelstudien zum Verst�ndnis
des Zusammenhangs von
Arbeit und �kologie bei.
Gemeinsam mit Eberhard
Schmidt legte er Ende der
1990er Jahre eine Zehn-L�n-
der-Studie mit dem Titel
„Umweltschutz und Arbeits-
beziehungen in Europa“ vor.
Im Zuge der rasch vo-
ranschreitenden Flexibilisie-

rung der Arbeitsverh�ltnisse
in der industriellen Produk-
tion nahm Eckart Hilde-
brandt dann den wechselsei-
tigen Zusammenhang von
betrieblichen Anforderungen
und Auswirkungen auf das
individuelle und gesellschaft-
liche Leben der Arbeitnehmer
in den Blick. Ein Ergebnis war
das mit Gudrun Linne
verfasste Buch „Reflexive
Lebensf�hrung zu den sozial-
�kologischen Folgen flexibler
Arbeit“ (2000). 2003 wech-
selte Eckart Hildebrandt in
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die Abteilung „Arbeits-
marktpolitik und Besch�fti-
gung“, geleitet von G�nther
Schmid. Seitdem stand das
Thema Lebenslaufpolitik im
Zentrum seiner Forschung.
Dabei kn�pfte er in zeit-
gem�ßer Weise an die An-
f�nge seiner Forschung unter
Frieder Naschold an, bei der
die Begriffe „Belastung, Bean-
spruchung, Bew�ltigung“ von
zentraler Bedeutung waren.

Die WZB-Wissenschaftlerin-
nen Dr. Hella von Unger
(Public Health), Dr. Kathrin
Leuze (Bildungspanel) und
Dr. Miriam Hartlapp (EU-
Governance) sind in das Pro-
gramm „Fast Track“ der Ro-
bert Bosch Stiftung aufge-
nommen worden. Fast Track
bietet 20 Nachwuchswissen-
schaftlerinnen der Rechts-,
Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften die M�glichkeit,
in einer Serie von mehrt�gi-
gen Seminaren Kompetenzen

weiterzuentwickeln, die sie
f�r leitende Aufgaben in For-
schung und Wissenschafts-
management brauchen. F�h-
rungskr�fte aus Wissen-
schaft, Wirtschaft, Politik
und Medien bieten den Sti-
pendiatinnen Unterst�tzung
durch Erfahrungsaustausch
und Netzwerkbildung. Dar�-
ber hinaus erm�glicht das
Stipendium die Nutzung in-
dividueller karrieref�rdern-
der Maßnahmen �ber einen
Zeitraum von zwei Jahren.

Thomas Bausch ist seit Juli
2009 Referent f�r For-
schungsplanung und -koor-
dination und wird dort unter
anderem f�r die Gremien des
WZB und die Nachwuchs-
f�rderung zust�ndig sein. Er
studierte Sozialwissenschaf-
ten an der FU Berlin und der
New School for Social Re-
search und arbeitete zuletzt
als Referent im Bundes-
ministerium f�r Bildung und
Forschung.

Dr. Jan C. Behrends, For-
schungsgruppe „Zivilgesell-
schaft, Citizenship und poli-
tische Mobilisierung in Eu-
ropa“, hat den Monat Juni
mit einem Forschungsstipen-
dium des Deutschen Histori-
schen Instituts, Moskau, in
der russischen Hauptstadt
verbracht. Er hat dort in der
Russischen Staatsbibliothek
und in Archiven seine Studien
�ber die Selbstwahrnehmung
der Metropolen Chicago,
Moskau und Berlin um 1900
fortgesetzt.

Dr. Petra B�hnke, Abteilung
„Ungleichheit und soziale In-
tegration“, geht als John F.
Kennedy Memorial Fellow
von September 2009 bis Juni
2010 an das Minda de Gunz-
burg Center for European
Studies, Harvard University.
Dort wird sie zum Zusam-
menhang von sozialer Un-
gleichheit und Sozialkapital
in europ�ischen Wohlfahrts-
staaten forschen. Ihr Projekt
tr�gt den Titel „Downward
Mobility and its Conse-
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quences on Social Networks
and Civil Engagement“.

Evelyn Ersanilli ist seit Mitte
August wissenschaftliche
Mitarbeiterin in der Abtei-
lung „Migration, Integra-
tion, Transnationalisierung“

Foto: Udo Borchert

und besch�ftigt sich mit einer
vergleichenden Studie zur so-
ziokulturellen und sozio�ko-

nomischen Integration t�rki-
scher und marokkanischer
Einwanderer in sechs euro-
p�ischen L�ndern. Sie stu-
dierte Sozialwissenschaften
an der Universiteit Utrecht
und schließt voraussichtlich
Anfang 2010 ihre Promotion
zum Thema der soziokultu-
rellen Integration t�rkischer
Einwanderer in den Nieder-
landen, Deutschland und
Frankreich an der Vrije Uni-
versiteit Amsterdam ab. Ihre
Forschungsinteressen sind
vergleichende Migrationsfor-
schung, Integrationspolitik,
Einb�rgerung, Identit�t.

Seit dem 1. Juli leitet Sebas-
tian Nix die Bibliothek des
WZB. Nach dem Studium
(Publizistikwissenschaft, Po-
litologie und Romanistik) in
Mainz und Bordeaux war er
von September 2002 bis Juni
2009 wissenschaftlicher Mit-

arbeiter beim Deutsch-Fran-
z�sischen Institut in Lud-
wigsburg. Dort war er zu-
st�ndig f�r die Leitung der
Frankreich-Bibliothek, einer
sozialwissenschaftlichen Spe-
zialbibliothek mit den Sam-
melschwerpunkten „Frank-
reich der Gegenwart“ und
„Deutsch-franz�sische Bezie-
hungen“. In diesem Kontext
war er unter anderem Mit-
glied im Vorstand des Fach-
informationsverbunds „In-
ternationale Beziehungen
und L�nderkunde“. Sebas-
tian Nix’ allgemeine Arbeits-
schwerpunkte in den letzten
Jahren waren Konzeption
und Umsetzung elektroni-
scher (internetbasierter) In-
formationsangebote und
-dienstleistungen, zum Teil
im Rahmen DFG-gef�rderter
Projekte. Im Oktober 2009
wird er voraussichtlich das
berufsbegleitende Masterstu-
dium „Library and Informa-

tion Science“ an der Hum-
boldt-Universit�t zu Berlin
abschließen.

Dr. Alexander Petring ist seit
dem 1. Juli 2009 wieder wis-
senschaftlicherMitarbeiter in
der Abteilung „Demokratie:
Strukturen, Leistungsprofil
und Herausforderungen“. Er
kehrte ans WZB zur�ck,
nachdem er ein Jahr amMax-
Planck-Institut f�r Gesell-
schaftsforschung in K�ln in
der „Forschungsgruppe Libe-
ralisierungspolitik“ gearbei-
tet hatte.

Professor Michael Z�rn ist
seit 1. September 2009 nicht
mehr Dean der Hertie School
of Governance. Er steht nun
mit seiner gesamten Arbeits-
zeit als Direktor der Abtei-
lung „Transnationale Kon-
flikte und internationale In-
stitutionen“ zur Verf�gung.
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Kai A. Konrad folgt einem Ruf nach M�nchen

Nach achteinhalb Jahren am WZB legt Kai A. Konrad sein Amt als Abteilungsdirektor nieder, um hauptamtlich als Direktor an
das Max-Planck-Institut f�r Geistiges Eigentum, Wettbewerbs- und Steuerrecht nach M�nchen zu gehen. Damit wird die Arbeit
der Abteilung „Marktprozesse und Steuerung“ zu Ende gehen, die er seit 2001 geleitet hat. Kai A. Konrad bleibt dem WZB als
Forschungsprofessor f�r weitere drei Jahre erhalten, da er weiterhin das 2009 begonnene Doktorandenprogramm „The Future
of Fiscal Federalism“ leiten wird, dessen sechs Stipendiaten im Oktober die Doktorandenkurse des Berlin Doctoral Programs in
Economics and Management Science am WZB beginnen werden.

Kai A. Konrads breites finanzwissenschaftliches Arbeitsgebiet umfasst die Analyse staatlicher Eingriffe im Rahmen der Besteue-
rung, �ffentlicher Verschuldung, der Gestaltung von Systemen sozialer Sicherung, der Regulierung privater wirtschaftlicher
Aktivit�t sowie der Gestaltung staatlicher Ausgabenpolitik. Da das staatliche Handeln Resultat eines politischen Entschei-
dungsprozesses ist, werden dessen Funktionsweise und Qualit�t ebenfalls ber�cksichtigt. In den letzten Jahren hat die Abtei-
lung „Marktprozesse und Steuerung“ zunehmend die Frage in den Mittelpunkt gestellt, wie sich diese finanzwissen-
schaftlichen Fragen speziell in f�deralen Kontexten darstellen, sei es in f�deral organisierten L�ndern oder in Mehrebenenstruk-
turen wie der EU. Die Forschung zum fiskalischen F�deralismus und zum intergouvernementalen Wettbewerb sind in mehrere
Projektnetzwerke der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) eingebettet gewesen (Schwerpunktprogramm 1142 „In-
stitutionelle Gestaltung f�deraler Systeme: Theorie und Empirie“; deutsch-franz�sisches Gemeinschaftsprojekt von DFG und
der Agence Nationale de la Recherche „Competition among Nation States“).

In den letzten Jahren ist die Abteilung auch von der (politischen) Fach�ffentlichkeit als Kompetenzzentrum f�r Fragen des f�deralen Designs wahrgenommen worden. Gro-
ßen Anklang haben die seit 2005 j�hrlich veranstalteten Konferenzen mit hochrangig besetzten Podiumsdiskussionen zum Thema Staatsverschuldung und Neuordnung
des EU-Steuersystems gefunden. Aus der Abteilungsforschung sind Vorschl�ge zur Verschuldungsautonomie der Bundesl�nder und zur Einf�hrung eines Sanierungsinsol-
venzregimes vorgestellt worden, die ein starkes Echo in Fach�ffentlichkeit und den Medien gefunden haben. Kai A. Konrad wurde zudem als Sachverst�ndiger zur Bera-
tung bei der Anh�rung der „F�deralismuskommission II“ berufen.

Die Turnier- und Konflikttheorie, deren methodische Elemente neben den Ans�tzen der neoklassischen Gleichgewichtstheorie, der Vertrags- und Spieltheorie und �ko-
nometrischen und experimentellen Ans�tzen zu den theoretischen Zug�ngen geh�ren, die in der Abteilungsforschung verwendet wurden, ist von Kai A. Konrad vor allem
in einem Teilprojekt an der Freien Universit�t Berlin (2004–2009) im Rahmen des Sonderforschungsbereich Transregio 15 „Governance und die Effizienz �konomischer
Systeme“ weiterentwickelt worden. Die Ergebnisse wurden umfassend in der 2009 bei Oxford University Press erschienenen Monographie „Strategy and Dynamics in Con-
test“ dargestellt.
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Michael Wildt (Hg.), Alltag,
Erfahrung, Eigensinn. Histo-
risch-anthropologische Er-
kundungen, Festschrift f�r
Alf L�dtke, Frankfurt a.M.:
Campus 2008, S. 437–449

Kreuter, Frauke, Ulrich Koh-
ler, „Analyzing Contact Se-
quences in Call Record Data.
Potential and Limitations of
Sequence Indicators for Non-
response Adjustments in the
European Social Survey“, in:
Journal of Official Statistics,
Vol. 25, No. 2, 2009,
S. 203–226

Oschmiansky, Frank, Ma-
reike Ebach, „Aktive Ar-
beitsmarktpolitik imWan-
del“, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, Beilage zur
Wochenzeitung Das Parla-
ment, Nr. 27, 2009, S. 15–20

Saraceno, Chiara, „Familien-
realit�t in Italien: Kontinui-
t�t und Wandel“, in: Zi-
baldone: Zeitschrift f�r ita-
lienische Kultur der
Gegenwart, Nr. 47, T�-
bingen: Stauffenberg Verlag
2009, S. 93–107

Saraceno, Chiara, „Le poli-
tiche della famiglia in Eu-
ropa: tra convergenza e di-
versificazione“, in: Stato e

Mercato, No. 85, April
2009, S. 3–31

Scheier, Franziska, Philip
Wotschack, „Rezension zu
Friederike Maier, Angela
Fiedler, Verfestige Schief-
lagen. �konomische Analy-
sen zum Geschlechterver-
h�ltnis“, in: WSI-Mit-
teilungen, Jg. 62, Heft 6,
2009, S. 340–341

Schmid, G�nther, „Arbeit
ohne Grenzen? Staatliche
Instrumente moderner Ar-
beitsmarktpolitik“, in: Fried-
rich-Ebert-Stiftung (Hg.),
Moderner Staat im Dialog.
VomWandel der Grundlagen
zu einem neuen Staats-
verst�ndnis, Reihe Forum
Berlin, Bonn: Friedrich-
Ebert-Stiftung 2009, S. 133–
150

Solga, Heike, Lisa Pfahl,
Doing Gender im technisch-
naturwissenschaftlichen Be-
reich, 57 S.

SP I 2009-502

Yan, Hao, Poverty and Ex-
clusion in Urban China, 31 S.

SP I 2009-202

Zivilgesellschaft

Backhaus-Maul, Holger, Ste-
fan N�hrlich, Rudolf Speth,
In eigener Regie! Pl�doyer
f�r eine bessere (Selbst-)
Steuerungs- und Leistungs-
f�higkeit der B�rgergesell-
schaft, Berlin: Denkschrift
B�rgergesellschaft 2009,
18 S.

Haug, Christoph, Nicolas
Haeringer, Lorenzo Mosca,
„The ESF Organizing Pro-
cess in a Diachronic Per-
spective“, in: Donatella della
Porta (Ed.), Another Europe:
Conceptions and Practices of
Democracy in the European
Social Forums, London/New
York: Routledge 2009,
S. 26–45

Kocka, J�rgen, „Neue Blicke
auf die f�nfziger und sech-
ziger Jahre“, in: Merkur.

60 WZB-Mitteilungen Heft 125 September 200960 WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009

Aus dem WZB



Deutsche Zeitschrift f�r eu-
rop�isches Denken, Jg. 63,
Heft 717, Februar 2009,
S. 144–149

Kocka, J�rgen, „Vom Um-
gang mit Diktaturerfah-
rungen“, in: Merkur. Deut-
sche Zeitschrift f�r Euro-
p�isches Denken, Jg. 63,
Heft 722, Juli 2009, S. 610–
616

Kocka, J�rgen, „Erinnerung
als Ressource und Problem“,
in: Ursula Bitzegeio, Anja
Kruke, Meik Woyke (Hg.),
Solidargemeinschaft und Er-
innerungskultur im 20. Jahr-
hundert. Beitr�ge zu Ge-
werkschaften, National-
sozialismus und
Geschichtspolitik, Bonn:
Verlag J.H.W. Dietz 2009,
S. 515–520

Priller, Eckhard, „Spenden-
berichterstattung f�r
Deutschland: Anspruch an
mehr Wissen und Trans-
parenz. Eine Einf�hrung“,
in: Eckhard Priller, Jana
Sommerfeld (Hg.), Spenden
in Deutschland. Analysen –
Konzepte – Perspektiven,
Philanthropie, Bd. 1, Berlin:
LIT Verlag 2009, S. 1–2

Priller, Eckhard, Jana Som-
merfeld (Hg.), Spenden in
Deutschland. Analysen –
Konzepte – Perspektiven,
Philanthropie, Bd. 1, Berlin:
LIT Verlag 2009, 253 S.

Priller, Eckhard, Jana Som-
merfeld, „Spenden und ihre
Erfassung in Deutschland:
Vergangenheit – Gegenwart
– Zukunft“, in: Eckhard Pril-
ler, Jana Sommerfeld (Hg.),
Spenden in Deutschland.
Analysen – Konzepte – Per-
spektiven, Philanthropie,
Bd. 1, Berlin: LIT Verlag
2009, S. 5–71

Priller, Eckhard, Jana Som-
merfeld, „Wer spendet in
Deutschland? Eine sozial-
strukturelle Analyse“, in:
Eckhard Priller, Jana Som-
merfeld (Hg.), Spenden in
Deutschland. Analysen –

Konzepte – Perspektiven,
Philanthropie, Bd. 1, Berlin:
LIT Verlag 2009, S. 167–
200

Rucht, Dieter, „Von Zivilge-
sellschaft zu Zivilit�t: Kon-
zeptuelle �berlegungen und
M�glichkeiten der empiri-
schen Analyse“, in: Chris-
tiane Frantz, Holger Kolb
(Hg.), Transnationale Zivil-
gesellschaft in Europa. Tra-
ditionen, Muster, Hinder-
nisse, Chancen, M�nster
u.a.: Waxmann 2009, S. 75–
102

Speth, Rudolf, „Engagement
wird erlernt“, in: Kom-
munalpolitische Bl�tter, Jg.
61, Nr. 6, 2009, S. 12–14

Speth, Rudolf, „Machtvolle
Einfl�sterer“, in: Das Parla-
ment, Nr. 15/16, April 2009,
S. 8

Speth, Rudolf, „Kommuni-
kation von Reformen“, in:
Wolfgang Schroeder, Robert
Paquet (Hg.), Gesundheits-
reform 2007. Nach der Re-
form ist vor der Reform,
Wiesbaden: VS Verlag f�r
Sozialwissenschaften 2009,
S. 229–236

Public Health

Block, Martina, Michael T.
Wright, „Partizipative Eva-
luation“, in: Detlef Kuhn, In-
grid Papies-Winkler, Dieter
Sommer (Hg.), Gesundheits-
f�rderung mit sozial Benach-
teiligten. Erfahrungen aus
der Lebenswelt Stadtteil,
Frankfurt a.M.: Mabuse-Ver-
lag 2009, S. 233–248

Bochow, Michael, Stefanie
Grote, „Die Suche nach Sex
im Internet. Ausgew�hlte Er-
gebnisse einer Literatur-
recherche“, in: Tobias Mil-
brett (Hg.), Ins Netz ge-
gangen – Schwule M�nner,
Sex und Pr�vention im Inter-
net, Aids-Forum DAH,
Bd. 53, Berlin: Deutsche Aids
Hilfe 2009, S. 73–93

Bochow, Michael, Stefanie
Grote, Axel J. Schmidt, „Das
schnelle Date – internetge-
st�tzte Sexkontakte und
HIV-Infektionsrisiko“, in:
Tobias Milbrett (Hg.), Ins
Netz gegangen – Schwule
M�nner, Sex und Pr�vention
im Internet, Aids-Forum
DAH, Bd. 53, Berlin: Deut-
sche Aids Hilfe 2009, S. 25–
42

Braun, Bernard, Petra Buhr,
Sebastian Klinke, Rolf M�l-
ler, Rolf Rosenbrock,
„Einfluss der DRGs auf Ar-
beitsbedingungen und Ver-
sorgungsqualit�t“, in: Ferdi-
nand Rau, Norbert Roeder,
Peter Hensen (Hg.), Aus-
wirkungen der DRG-Ein-
f�hrung in Deutschland.
Standortbestimmung und
Perspektiven, Stuttgart: Ver-
lag W. Kohlhammer 2009,
S. 61–73

D�ren, Martina, Ansgar Ger-
hardus, Ferdinand M. Ger-
lach, Gerd Glaeske, Claudia
Hornberg, Michael M. Ko-
chen, Petra Kolip, Wolf-Die-
ter Ludwig, Ingrid M�hl-
hauser, Oliver Razum, Rolf
Rosenbrock, Corinna
Schach, Stefanie Schenk,
Norbert Schmacke, J�rgen
Windeler, „Geb�rmutterhals-
krebs: Wie wirksam ist die
HPV-Impfung?“, in: Deut-
sches �rzteblatt, Jg. 106,
Heft 8, 2009, S. A330-A334

K�mpers, Susanne, „Ge-
sundes Altern im Stadtteil –
Herausforderungen prim�r-
pr�ventiver Ans�tze mit so-
zial Benachteiligten“, in: Ge-
sundheit Berlin-Brandenburg
(Hg.), Dokumentation 14.
Kongress Armut und Ge-
sundheit „Gerechtigkeit
schafft mehr Gesundheit f�r
Alle!“ und Satellitenveran-
staltung „Sechs Jahre ,Mehr
Gesundheit f�r alle‘. R�ck-
blick und Perspektiven“,
CD-ROM, Berlin: Gesund-
heit Berlin-Brandenburg e.V.
2009

Marcus, Ulrich, Axel J.
Schmidt, Osamah Hamouda,

Michael Bochow, „Estima-
ting the Regional Distribu-
tion of MenWho Have Sex
with Men (MSM) Based on
Internet Surveys“, in: BMC
Public Health 2009, Vol. 9,
No. 180, June 11, 2009,
http://www.biomedcen
tral.com/1471-2458/9/180

Mielck, Andreas, Thomas
Altgeld, Veronika Reisig, Su-
sanne K�mpers, „Quantita-
tive Zielvorgaben zur Ver-
ringerung der gesundheitli-
chen Ungleichheit. Lernen
von England und anderen
westeurop�ischen Staaten“,
in: Matthias Richter, Klaus
Hurrelmann (Hg.), Ge-
sundheitliche Ungleichheit.
Grundlagen, Probleme, Per-
spektiven, 2., aktualisierte
Auflage, Wiesbaden: VS Ver-
lag f�r Sozialwissenschaften
2009, S. 459–477

Rosenbrock, Rolf, „,Healthy
Public Policy‘ Oder: Wer soll
Pr�vention bezahlen?“, in:
puls.b. Magazin f�r die
Akteure der Gesundheit,
Nr. 4, 2009, S. 28–31

Rosenbrock, Rolf, Simone
Grimmeisen, „Gesundheits-
f�rderung bei Arbeitslosen –
Herausforderungen und
Qualit�tskriterien“, in: Al-
fons Hollederer (Hg.), Ge-
sundheit von Arbeitslosen
f�rdern! Ein Handbuch f�r
Wissenschaft und Praxis,
Frankfurt a.M.: Fach-
hochschulverlag 2009,
S. 83–95

Rosenbrock, Rolf, Susanne
K�mpers, „Prim�rpr�ven-
tion als Beitrag zur Ver-
minderung sozial bedingter
Ungleichheit von Gesund-
heitschancen“, in: Matthias
Richter, Klaus Hurrelmann
(Hg.), Gesundheitliche Un-
gleichheit. Grundlagen,
Probleme, Perspektiven, 2.,
aktualisierte Auflage, Wies-
baden: VS Verlag f�r Sozial-
wissenschaften 2009,
S. 385–403

Wright, Michael T., Martina
Block, Hella von Unger,

WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009 61WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009 61

Aus dem WZB



„Partizipative Qualit�tsent-
wicklung“, in: Petra Kolip,
Veronika M�ller (Hg.), Qua-
lit�t von Gesundheitsf�rde-
rung und Pr�vention. Hand-
buch Gesundheitswissen-
schaften, Bern: Verlag Hans
Huber 2009, S. 157–175

Industrie, Regulierung und
Wettbewerbspolitik

Achatz, Juliane, Stefan
Fuchs, Corinna Kleinert, Si-
mon Roßmann, „Arbeitsfeld
Technologietransfer: Mana-
gement als Chance“, in: IAB-
Forum, Nr. 1, 2009, S. 58–
63

Bl�cker, Antje, „Trans-
nationale Produktions-
netzwerke und verhandelte
Zugest�ndnisse in der deut-
schen Automobilindustrie“,
in: Hartwig Hummel, Ba-
stian Loges (Hg.), Gestal-
tungen der Globalisierung,
Festschrift f�r Ulrich Men-
zel, Opladen/Farmington

Hills: Budrich UniPress
2009, S. 221–238

Blomert, Reinhard, Dagmar
Simon, „Die Derivatisierung
der Welt und ihre Folgen“.
Ein Gespr�ch mit Ralf Dah-
rendorf zum 80. Geburtstag
am 17. Februar 2009, in: Le-
viathan, Jg. 37, Heft 2,
S. 177–186

Blume, Andreas, Paul Heid-
hues, Jonathan Lafky, Jo-
hannes M�nster, Meixia
Zhang, „All Equilibria of the
Multi-unit Vickrey Auc-
tion“, in: Games and Econo-
mic Behavior, Vol. 66, No. 2,
2009, S. 729–741

Bormann, Ren�, Thomas Ri-
xen, Klaus Seipp, Mit mehr
Transparenz zu einem ge-
rechten Steuersystem. Studie
in der Reihe „WISO Analy-
sen und Konzepte zur Wirt-
schafts- und Sozialpolitik“
der Friedrich-Ebert-Stiftung,
Berlin: Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Abteilung Wirtschafts-

und Sozialpolitik 2009, 4 S.,
http://library.fes.de/pdf-files/
wiso/06534.pdf

Botzem, Sebastian, „Gef�hr-
licher Brandbeschleuniger“,
in: Financial Times Deutsch-
land, 19. Mai 2009, S. 24

J�rgens, Ulrich, „The Final
Chapter of the ,VWModel‘?
The VW Trajectory, 1995-
2005“, in: Michel Freyssenet
(Ed.), The Second Automo-
bile Revolution. Trajectories
of the World Carmakers in
the 21st Century. Hound-
mills/Basingstoke: Palgrave
Macmillan 2009, S. 225–
245

J�rgens, Ulrich, Martin
Krzywdzinski, Verlagerung
nach Mittelosteuropa und
Wandel der Arbeitsmodelle
in der Automobilindustrie,
OBS-Arbeitsheft 57, Frank-
furt a.M.: Otto Brenner Stif-
tung 2009, 54 S.

J�rgens, Ulrich, Inge Lippert,
„Ans�tze zur Verbesserung
von Information, Kom-
munikation und Wissen im
Aufsichtsrat“, in: Dietmar
Hexel (Hg.), Never Change a
Winning System. Erfolg
durch Mitbestimmung, Mar-
burg: Sch�ren Verlag 2009,
S. 157–165

J�rgens, Ulrich, Inge Lippert,
„Corporate Governance un-
ter Bedingungen der Mitbe-
stimmung: Ver�nderungs-
tendenzen und Prozesse in
der Aufsichtsratsarbeit“, in:
Sigrid Quack, Gunnar Folke
Schuppert, Holger Straßheim
(Hg.), Governance als Pro-
zess. Koordinationsformen
imWandel, Baden-Baden:
Nomos Verlagsgesellschaft
2009, S. 377–407

Mirowski, Philip, Dieter
Plehwe (Eds.), The Road
fromMont P	lerin. The Ma-
king of the Neoliberal
Thought Collective, Cam-
bridge, MA/London: Har-

62 WZB-Mitteilungen Heft 125 September 200962 WZB-Mitteilungen Heft 125 September 2009

Fakten �ber die Welt der Arbeit

In der Wirtschaftskrise drohen jungen und gering qualifizierten Besch�ftigten der Verlust des Jobs und das
Abgleiten in Armut. Die Kernbelegschaft vieler Unternehmen wird gesch�tzt, w�hrend die Besch�ftigen aus
der Randbelegschaft ihre Entlassung f�rchten m�ssen. Die Ergebnisse des ersten „WZBrief Arbeit“ sind bri-
sant; der Brief hat den beiden Wissenschaftlern Johannes Giesecke und Philip Wotschack ein breites Me-
dienecho und die Aufmerksamkeit vieler Leserinnen und Leser eingebracht.

Die Arbeitsmarktforschung in allen ihren Facetten ist Thema des neuen „WZBrief Arbeit“, der im Juni zum
ersten Mal erschien und sich neben Experten auch an interessierte Laien in Politik, Wirtschaft, Verb�nden
und Medien wendet. Die Autoren sind Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am WZB, die beispiels-
weise zu Fragen von Arbeitsmarkt, Arbeitspolitik, Organisationen und Erwerbsverl�ufen forschen.

Dabei geht es darum, Ergebnisse aus der Forschung aktuell und pr�gnant vorzustellen, um gegenw�rtige
Debatten zu bereichern oder zu erg�nzen. Das Thema Arbeit wird sehr vielschichtig angegangen. Kathrin
Leuze und Susanne Strauß analysieren in ihrem im August erschienenen Brief die immensen Einkommens-
unterschiede zwischen Akademikerinnen und Akademikern. Wie die Besch�ftigungsverh�ltnisse sich im
Dritten Sektor gestalten, stellen Dietmar Dathe, Christian Hohendanner und Eckhard Priller vor. In der
n�chsten Herbst-Ausgabe besch�ftigen sich die Autoren Silke G�lker, Andreas Knie und Dagmar Simon mit
dem Thema: „Auf dem Weg in ein neues Karrieresystem in der deutschen Wissenschaft? Reformen und
Reformbedarf“.

Der „WZBrief Arbeit“ erscheint in elektronischer Form und ist im Internet unter www.wzb.eu/wzbriefarbeit
als PDF abrufbar. Er kann per E-Mail abonniert werden: wzbriefarbeit@wzb.eu.

Das Titelblatt des ersten „WZBrief Arbeit“: Mit einem Blick k�nnen
sich die Leser �ber die wichtigsten Thesen informieren.
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Transnationales Graduiertenstudium

Im Oktober begr�ßt die „Berlin Graduate School for Transnational Studies“ (BTS) den zweiten Jahrgang internationaler Doktoranden und Doktorandinnen mit einem
Vortrag von Michael Z�rn zum Thema „Politisierung internationaler Institutionen“. Danach werden die Doktoranden und Doktorandinnen aus dem ersten Jahr Ergebnisse
ihrer Forschung vorstellen.

Im September 2008 wurde die BTS als Gemeinschaftsprojekt der Freien Universit�t Berlin, der Hertie School of Governance (HSoG) und des WZB ins Leben gerufen. Sie
bietet ein strukturiertes Doktorandenprogramm in englischer Sprache an. Dem BTS-Vorstand geh�ren Prof. Dr. Markus Jachtenfuchs (HSoG), Prof Dr. Thomas Risse
(FU Berlin) und Prof. Dr. Michael Z�rn (WZB) an.

Seit einem Jahr besch�ftigt sich der erste Jahrgang in der Forschung mit transnationalen Prozessen und dem Handeln staatlicher und nichtstaatlicher Akteure. Es geht zum
Beispiel um regionale Kooperation bei der Nutzung grenz�berschreitender Wasserressourcen in Asien oder um die Frage, wie unterschiedlich staatliche Akteure im Mitt-
leren Osten mit den Institutionen des internationalen Regimes zur Nichtweiterverbreitung nuklearer Waffen und Technologie zusammenarbeiten. Einige �bergreifende
Themenschwerpunkte der beteiligten Institutionen werden an der Graduate School bearbeitet werden: 1. Konsequenzen und Auswirkungen von Globalisierung, 2. Heraus-
forderungen f�r moderne Formen des Regierens und 3. die vergleichende Analyse regionaler Integration und Kooperation.

Der zweite Bewerbungsaufruf im Fr�hjahr 2009 hat die Attraktivit�t des Programms unterstrichen. Die BTS konnte aus 230 Bewerbungen ausw�hlen, die H�lfte von ihnen
aus dem Ausland. Im zweiten Jahr werden insgesamt 27 Doktoranden und Doktorandinnen betreut und gef�rdert.

Der n�chste Call for Applications wird im Dezember 2009 ausgegeben. Interessierte Bewerber und Bewerberinnen k�nnen sich per Onlineportal f�r einen der 15 Pl�tze
bewerben. Informationen zur BTS, ihrem Programm und ihren Forschungsschwerpunkten sind unter www.transnationalstudies.eu einsehbar.
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Der standardisierte Mensch
Ein Werkstattbericht aus der Welt der Piktogramme

David Skopec

Hochseecontainer, Schraubenk�pfe, Ham-
burger – immer wieder im Alltag, �berall auf
der Welt finden wir standardisierte Produkte.
Diese m�ssen in Lateinamerika, Afrika oder
Amerika gleiche Maße und Eigenschaften ha-
ben, �ber alle Grenzen hinweg erkennbar
sein. Das gilt auch in der visuellen Kommuni-
kation. Schon vor �ber 100 Jahren dachte
man �ber Bildsprachen nach, die in allen Kul-
turen und Sprachen verst�ndlich sein sollten.
Der �sterreichische Philosoph Otto Neurath,
seine Kollegen Gerd Arntz und Rudolf Mod-
ley oder auch der deutsche Gestalter Otl Ai-
cher sind Vertreter einer Bewegung, die die
Entwicklung standardisierter Bildzeichen vo-
rangetrieben hat.

Inzwischen ver�ffentlicht das ISO-Zentralse-
kretariat in Genf Standards f�r solche Bild-
zeichen, auch Piktogramme genannt, die
weltweit zum Einsatz kommen. Dabei gibt es
f�r die Repr�sentation von Mann und Frau
nur ein einziges Piktogramm-Paar, das sich
im Wesentlichen durch westliche Identifika-
tionsmerkmale in der Kleidung auszeichnet
(siehe Abbildung links): eine neutrale m�nn-
liche Figur und eine weiblich erscheinende Fi-
gur, die sich durch einen etwa knielangen,
petticoatartigen Rock unterscheidet.

Erkennen sich eigentlich Menschen verschiede-
ner Kulturen darin wieder? Im Rahmen eines
Forschungsprojekts an der Z�rcher Hoch-
schule der K�nste wird die Antwort mit Hilfe
einer internationalen Online-Umfrage gesucht.
Zur Auswahl stehen sieben Piktogramm-Paare.
Die Teilnehmer werden danach befragt, von
welchem dieser sieben Paare sie sich am besten
repr�sentiert f�hlen. Etwa 200 Einladungen zu
dieser Umfrage gingen zun�chst per E-Mail an
Empf�nger aus den Bereichen Gestaltung und
Kommunikation, die f�r einen Querschnitt der
Bev�lkerung nicht repr�sentativ waren. Durch
den Schneeballeffekt erweiterte sich der Teil-
nehmerkreis auf 1.500 Personen. Regional war
die Einladung zun�chst auf Europa, Mexiko,
Brasilien, China, Japan, Neuseeland und die
USA gerichtet – und von dort stammen nach
wie vor die meisten Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer.

Eine Zwischenauswertung auf der Grundlage
der ersten – nicht repr�sentativen – 1.000
Stimmabgaben bietet auf den ersten Blick
keine �berraschung: Etwa ein Drittel aller
Teilnehmer spricht sich f�r kulturell spezifi-
sche Piktogramme aus – M�nner wie Frauen

in gleichem Maße, in allen Teilen der Welt
und in allen Altersgruppen. Auf den zweiten
Blick, vor allem in der detaillierten, bild-
statistischen Visualisierung, zeigt sich aber
�berraschendes. Eindeutig scheint das Inte-
resse an einer weniger traditionellen ge-
schlechterspezifischen Darstellung besonders
groß zu sein. Mehr als ein Drittel aller Teil-
nehmer f�hlt sich durch das Piktogramm-
Paar besser repr�sentiert, in dem beide Ge-
schlechter in Hosen dargestellt werden. Eine
weitere Besonderheit: Die Stimmen aus S�d-,
Ost- und S�dost-Asien verteilen sich ziemlich
gleichm�ßig �ber die verschiedenen Pikto-
gramm-Paare. Rechnete man jedoch die be-
scheidene Gesamtzahl der Befragten aus die-
sen Regionen hoch auf ein mit den westlichen
Teilnehmerzahlen vergleichbares Niveau,
dann zeigt sich f�r diese Regionen eine ex-
trem hohe Pr�ferenz f�r eine kulturell diffe-
renzierte Form der Darstellung.

Die Frage nach der Relevanz einer solchen
Umfrage liegt auf der Hand. Soll sie etwa eine
Revolution unter den g�ngigen Piktogramm-
standards f�r Toilettenbeschriftungen aus-
l�sen? Oder ist sie ein Pl�doyer f�r mehr Viel-
falt, die aber auf Kosten globaler Erkennbar-
keit und besserer Orientierung ginge?
Keineswegs. Die Botschaft k�nnte vielmehr
lauten, dass dort, wo es mehr Spielraum f�r
Differenzierung gibt, diese Freiheit auch ge-
nutzt werden k�nnte. Gute Beispiele aus der
Praxis sind etwa Gebrauchsanleitungen oder
Lernmedien. Zudem stellt sich die Frage, ob
besonders bei der Darstellung von weiblichen
Piktogrammen eher traditionelle Formen,
wie etwa der ausgestellte, knielange Petti-
coat, nicht �berdacht werden k�nnten.
Denkbar w�re eine erweiterte Auswahl, die
dann vom ISO-Zentralsekretariat in Genf
ver�ffentlicht werden k�nnte.

Die bisherige Online-Umfrage ermutigt dazu,
die Untersuchungsbasis auf einer breiteren
Basis in verschiedenen L�ndern auszudehnen.
Unbedingt bedarf es auch belastbarer Er-
kenntnisse, wie sie etwa durch beobachtende
Untersuchungsmethoden der Ethnologie zu
gewinnen sind. Es sind zun�chst weiter-
f�hrende Fragen, die dieses Pilotprojekt her-
vorgebracht hat. Die visuelle Kommunika-
tion zeigt so ihre Seite forschungsrelevanter
Fragestellungen. Und das ist weit mehr als die
ihr sonst oft unterstellte formal-�sthetische
Einf�ltigkeit.
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Piktogramme
ISO 22727:2007

Piktogramme des ISO-Institutes wie dieses
weisen eine besonders hohe Abstraktion auf.
Um jedoch eine st�rkere kulturelle Differen-
zierung zu erm�glichen, ist ein h�herer De-
tailreichtum notwendig, eine gr�ßere bild-
hafte N�he zum bezeichneten Original.
Im Fachbegriff heißt das „Ikonizit�t“. Foto-
grafien sind dabei h�her und Piktogramme
niedriger ikonisch. Um die Piktogramme der
Umfrage vergleichbar zu halten, sind alle Fi-
gurenpaare (siehe rechts, Seite 67) auf einer
gleichen Ikonizit�tsstufe dargestellt.

David Skopec erwarb sein Diplom
im Fach Visuelle Kommunikation
mit einer Arbeit �ber das Thema
„ISOTYPE – Wiener Methode der
Bildstatistik“. 1994 gr�ndete er
das Berliner Designstudio
„kognito“. Er lehrt als Professor f�r
Informationsgestaltung an der Z�r-
cher Hochschule der K�nste.
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